








Krug

über deutsche und englische

P r e ß f r e i h e i t.





Entwurf
zur deutschen,

n n d
Darstellung

der englischen Gesetzgebung
über die

P r e ß f r e i h e i t.

Der
hohen deutschen Bundesversammlung

ehrerbietigst gewidmet
vom

Professor Krug
in Leipzig.

teipzi g:F. A. B r o ck b a n s.
, 8 I g.





V o r r e d e.

gegenwärtige Schrift besteht aus zwei unter sich zwar

sehr verschiednen, aber doch wegen ihres Inhalts mit

einander sehr verwandten Aufsähen.

Der erste Aufsatz wurde zuerst von mir bekannt

gemacht«, Adam Müller 'S deutschen StaatS-

anzeigen (B. i. H. 4. Nr. 1. August igib) und

erregte damal eine solche Theilnahme des Publikums,

daß nicht nur in jener Zeitschrift, sondern auch in der

Nemesis, der Jen. Allg. Lit. Zeitung und an¬

derwärts mehre einsichtsvolle und wohldenkende Män¬

ner ihn einer ausführlichen Prüfung unterwarfen. Dieß

veranlaßt? mich, ihn nochmal zu bearbeiten und dabei

die Bemerkungen jener Männer möglichst zu benutzen.

Ich lege ihn also jetzt theilö verbessert, thrils vermehrt

dem Publikum wieder vor, und hoffe, daß er in die¬

ser vollkommnern Gestalt den Ansprächen der Zeit auf

gese tzmäß lge F re i hei t im litcrarischen Vc r-

kehre genügen werde. Man hüce ffch nur, in dieser

Hinsicht zu viel zu fodern. Denn wer zu viel verlangt,

bekommt vielleicht ebendmum gar nichts. An sich

inöchr' es wohl wünschcnöwerch sein, daß auch in
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Deutschland, wie in England, völlige Zensur¬

freiheit und bloße Verantwortlichkeit der

Schriftsteller vor Gerichte, und zwar vor einem

Schwurgerichte (jur/) stattfände. Aber dahin

kann und wird es, wie die Sachen jetzt stehen, in

Deutschland noch nicht kommen, aus Gründen, die

ich hier wohl nicht zu entwickeln brauche. Wenn auch

cinzele deutsche Negierungen zur Vcrwilligung einer

solchen Preßsreiheit geneigt sein möchten — wie denn

Einige diese Geneigtheit bereits thätlich bewahrt ha¬

ben — so findet dieß doch nicht überall Statt. Und

daran find leider zum Thcil unsre Schriftsteller selbst

Schuld, indem Manche von der ihnen verliehenen Frei¬

heit auf der Stelle einen Gebrauch machten, der, wenn

auch gerade keinen bösen Willen, doch einen großen

Mangel an Takt für das Schickliche verrieth und daher

die Sache selbst jenen Regierungen verleidere, die sich

bereits so willfährig gezeigt hakten. Was ich hier

meine, wird man hoffentlich ohne Kommentar versieh».

Würde nun mein Vorschlag, in gewissen hier bestimm¬

ten Fällen die Zensur vor der Hand noch bestchn zu las¬

sen , angenommen, so bin ich überzeugt, daß erstlich

das kästige der Zensur sehr gemildert, und zweitens die

gänzliche Zensursreihrit uns endlich auch geschenkt wer¬

den würde. Man betrachte also den vorgelegten Ent¬

wurf nicht sowohl als etwas Definitives, sondern viel-
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mehr als etwas Provisorisches, wodurch das Bessere

vorbereitet und allmälig herbeigeführt werden soll.

Der zweite Aufsah ist eigentlich eine Übersetzung

einer französischen Schrift unker dem Titel: De In le»

gislatiou anglaise sur le libelle, In presse et les

journaux. ?arIVl.cke IVIoutv erau. ?aris, i g r 7. g.

Diese Schrift ist nur ein Bruchstück eines größern Wer¬

kes, welches der Verfasser unter dem Titel herausgeben

will: cklistoire criti^ue et raisonnee eis la Situation

cke IWngleterre au 1. lauvier igr6, sous les rap»

ports cle ses linances, cle son agriculture, cle ses

mauukactmes, son commerce et sa Navigation,

<ie sa constitution et cke sa politic^ue extorieure.

Weil aber die Herausgabe dieses Werks sich in die

Lange zog und die in der französischen Deputirtenkam-

mer bevorstehenden Debatten über das neue, jener

Kammer vorzulegende, Gesetz wegen der Preßfteiheit

in Frankreich die Blicke aller gebildeten Franzosen auf

die englische Gesetzgebung in Bezug auf diesen Punkt

hinlenkten: so gab der Verfasser vorerst bloß diesen

Theil des Ganzen, um seine Landöleute genauer von

diesem merkwürdigen Zweige der englischen Gesetzge¬

bung zu beiehren. Eine solche Belehrung ist aber auch

für uns Deutsche recht heilsam. Denn gar oft wird jene

Gesetzgebung angeführt und anempfohlen, ohne sie ge-

hörig zu kennen. Wäre dich der Fall, so würde man



schwerlich etwas als musterhaft und nachahmungswür-
dig empfehlen, was an sich selbst höchst unbestimmt und
unvollkommen ist. Aber der in England unter allen
Volksklassen herrschende öffentliche oderGemeing>'ist er¬
setzt auch hier das Mangel- oder Fehlerhafte, waö in
der Gesetzgebung, liegt. Da nun jetzt in Deutschland
ernstlicher als bisher an die Ausführung besten gedacht
wird, was die Bundcsakre (Art. 18. Dir 6 ) wegen gleich¬
förmiger Verfügungen über die Preßfreiheit sodert, so
dürft' es wohl nicht für unzweckmäßig gehalten werden,
wenn ich jene französische Schrift durch eine möglichst
treue Verdeutschungauf den vaterländischen Boden zu
verpflanzen versucht habe. Ich erinnere mich wenigstens
nicht, in irgend einer andern Schrift den in Frage ste¬
henden Gegenstand vollständiger und genauer dargestellt
gefunden zu haben, als in der Schrift des Herrn von
Monlverau. Ich bemerke nur noch, daß, wo der Ver¬
fasser gewisse englische oder lateinische Ausdrücke entwe¬
der in den Text unmittelbar aufgenommen oder in Paren¬
these beigefügt, ich dasselbe gethan habe. Die Bemer¬
kungen, die ich hin und wieder zu machen nöthig fand,
sind von den Anmerkungen des Versasters durch den
Beisatz: A. d.U., unterschieden.

Leipzig, im Januar 18-8-
K r u g.
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l.

Entwurf
z »

einer allgemeinen Gesetzgebung

über die

Preßfreiheit in Deutschland.

A





Einleitung.

^)er ursprüngliche Ab- und Ausdruck des Innern oder
Geistigen im Menschen ist unstreitig die Menschengestalt
selbst, wicferne sie sowohl in ihrer selbständigen Beschlos¬
senheit beharret, als auch durch das lebendige Muskel-
spiel in Bewegungen übergeht, die als Gebcrden und
Mienen Andeutungen des Innern werden. Aber so na¬
türlich dieser Ausdruck ist, so beschrankt er sich doch
meist auf Gefühle und Empfindungen, und ist
daher sehr unvollkommen in Bezug auf die höhern Zwecke
der Vernunft. Diese federt auch für den Gedanken
einen eigenlhümlichen Ausdruck; sie fodert Zeichen, durch
welche der Geist auf eine bestimmte Weise eine ganze
Reihe von Vorstellungen in ihrem nothwendigen Zusam¬
menhange äußerlich darzustellenund mitzulheilen vermag.
Solche Zeichen bieten uns Sprache und Schrift dar,
diese beiden machtigen Hebel der Geisterwelt, diese
Grundbedingungen einer allgemeinen menschlichen Bil¬
dung. Denn man nehme den Menschen die Schrift;

A 2



ad die flüchtige Rede wird verhallen am Orte und im
ugenblicke ihrer Geburt und weder auf entfernte Räume
och in entfernte Zeiten wirken. Man nehme ihnen aber
ach noch die Sprache oder das lebendige Wort, wo-
cm die Schrift nur ein rodtes Abbild ist, das erst vom
leiste seine Belebung erwartet; und sie werden starr
ad dumm in die Welt hineinschauen und leben gleich
m Thicren im Walde. Ohne Sprache und Schrift gibt
l daher keine wahrhaft menschliche Kultur, und wer
erlangt, daß die Menschen vernünftig handeln sollen,
uß ihnen auch das Spreche» und Schreiben gestatten.

Aber hier kommt uns sogleich die alte Klage über den
kisb rauch der Sprache und Schrift entgegen. Die-

Misbrauch, sagt man, schadet der menschllchen Kul-
r selbst, indem er gefährliche Jrrthümee verbreitet und
e Menschen zum unvernünftigen Handeln verfuhrt;

es hat sich dieser Misbrauch ins Unendliche erweitert
id ist dadurch um so gefahrvoller geworden, seitdem
an auch die Kunst erfunden, mittels des Preßbengels
i viele tausend, räumlich und zeitlich, weit von ei»an-
r entfernte Menschen ans einmal zu schreiben, und so
ce Gemürher mit den Gedanken und Empfindungen ei-
s Einzigen wie mit elektrischen Schlägen zu durchdrin-
n. Ebendarum, schließt man weiter, ist es »vthig, se¬
il Prcßbenqcl umer polizeiliche Aufsicht zu nehmen und
n gewisse Zügel anzulegen, damit nicht Sprache und
chrifr, die eigentlich nur dem Guten dienen sollen, in
erkzeuge des Bösen verwandelt werden. Beschrän¬
kt g der Preß freiste it von Seilen des Staats
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ist also das einzige Mittel gegen den Misbrauch der
Sprache und Schrift durch die Buchdruckerpresse.

Wir wollen gegen diese Schlußfolge nicht erinnern,
wiewohl es alle Beachtung verdiente, daß nicht alles
Misbrauch sei, was diesem oder jenem Misbrauch
scheint — daß der rechte Gebrauch mit dem (wirklichen
oder scheinbare») Misbrauche überall in einer sehr innü
ge» und kaum trennbaren Verbindung siehe — und daß
der Misbrauch in dem rechten Gebrauche selbst schon ein
sehr wirksames und ganz natürliches Gegenmittel finde,
folglich es nicht unumgänglich nöihig sein dürfte, noch
auf anderweile und künstliche Mittel zu denken, die wohl
in andrer Hinsicht noch schädlicher als jener Misbrauch
sein könnten. Wir wollen vielmehr einmal zugeben, daß
es unter den gegebnen Umständen und auf der Stufe
menschlicher und bürgerlicher Bildung, welche die euro¬
päischen Volker, namentlich die Deutschen, bis jetzt er¬
rungen haben, noch nicht rathsam sei, unbeschränkte Preß-
freihcil zu gestatten, daß es also von Seiten deö Staats
gesetzlicher Bestimmungen bedürfe, wodurch die Freiheit
der Presse in gewisse Schranken eingeschlossen werde,
um dem Misbrauche derselben möglichst vorzubeugen.
Dagegen wird man aber auch so billig sein, zuzugeben,
daß bei dieser Beschränkung die größte Schonung der
jedem vernünftigen Wesen natürlichen (d. h. ihm schon
vermöge seiner vernünftigen Natur zukommenden)Frei¬
heit zu denken und das Gedachte mitzuiheilen statt finden
müsse, daß also gesetzliche Bestimmungen, welche den,
Misbrauche der Presse vorbeugen sollen, mit großer Vor-
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sicht abzufassen seien, damit man nicht auch den guten

Gebrauch aufhebe und so die Frucht in der Blürhe zer¬

knicke oder, um ein gemeineres aber noch treffenderes

Bild zu brauchen, das Kind mit sammt dem Bade ver¬

schütte.

Ueberhaupt betrachtet, gibt es nur zwei Mittel,

welche das positive Gesetz, gegen den Mißbrauch der

Sprache und Schrift mittels der Buchdruckerpresse, in

Anwendung bringen kann. Das erste ist die Verant¬

wortlichkeit derer, welche sich der Presse bedienen,

um ihre eignen oder fremde Gedanken öffentlich bekannt

zu machen. Man geht dabei von dem au sich richtigen

Grundsatze aus, daß Sprechen und Schreiben nicht bloß,

wie das Denken, innere Gcisteslhätigkeiten, sondern

äußere Handlungen seien, die gleich jeder andern Aeuße-

rung unscrs Wirkuugsvermögcns in der Gesellschaft der

Verantwortung vor der bürgerlichen Obrigkeit unterwor¬

fen sein müssen. Wie also der, welcher durch unmittel¬

bares Sprechen oder Schreiben ein Vergehen sich zu

Schulden kommen lasse, deshalb vom äußern Richter zur

Rechenschaft gezogen und nach Befinden bestraft werden

könne, so müsse, sagt mau, auch der verantwortlich sein,

welcher es mittelbar durch die Buchdruckerpresse thue;

ja es müsse in diesem Falle die Verantwortlichkeit um so

mehr statt finden, da das Gedruckte sich viel leichter und

schneller und weiter verbreite, als das unmittelbar Ge-

sprochue oder Gcschriebne, folglich das Vergehen sich

durch den Druck auf eine unberechenbare Weise verviel¬

fältigen könne.



Indessen hat man dieses Gegenmittel unzulänglich
befunden, weil dadurch der Mißbrauch der Presse nicht
eigentlich verhütet, sondern nur bestraft werde, und die Er¬
fahrung lel,re, daß diese Bestrafung nicht immer von sol¬
chem Mißbrauche abschrecke. Darum hat man in den meisten
Staaten die Zensur oder die vorlaufige Prüfung der zum
Drucke bestimmten Handschriften in Ansehung ihrer Anlas-
sigkcit oder Uuzulässigkeit zum Drucke eingeführt *). Die
mit diesem Geschäfte vom Staate beauftragte Person, der
sogenannteAensor, soll also nach der ihm gewöhnlich er-
theilren Vorschrift nur solchen Schriften, welche nichts
wider die Religion, den Staat und die guten Sitten
enthalten, das Imprimatur crtheilen oder wenigstens die
in dieser dreifachen Hinsicht anstößigen Stelle» in den
zu druckenden Schriften zuvor streichen. Da jedoch diese
Vorschrift der Willkür und Laune des Zensors einen un¬
endlichen Spielraum laßt — denn was läßt sich nicht
alles in jener dreifachen Hinsicht für anstößig erklären! —
so besitzt ein solcher Bücherrichter in der That eine weit
größere Gewalt als jeder andre Richter, der doch an be¬
stimmte Gesetze gebunden ist. Auch lehrt die Erfahrung,
daß dergleichen Gewalthaber mit ihrem typographischen
Löse, und Viudeschlüssel hin und wieder einen GeisteS-

*) Wenn und wo ist man zuerst auf dieses Mittel gegen den

MiSbrauch der Presse gefalle», und wer hat es zuerst gewagt, fremde

Geisteswerkc vor der Bekanntmachung seiner Zensur zu unterwerfen?
Dem Verfasser ist darüber nichts bekannt.



despvtismns ubcn, der fast anS Unerträglicheund Un¬
glaubliche granzt *).

Was ist nun wohl zu thnn, wenn einerseits die Ver¬
antwortlichkeitzu wenig und die Zensur zu viel leistet? —
Wir wollen den Versuch machen, diese Frage durch ei¬
nen Entwurf zu beantworten, der die Grundla¬
gen zu einer allgemeinen Gesetzgebung über
die Preßsreiheit in Deutschland enthalt.« soll.
Wir gehen dabei von der Voraussetzung auS, daß in
ganz Deutschland oder wenigstens in allen zum deutschen
Bunde wirklich gehörigen Staaten Preßfreiheit überhaupt
statt finden, diese Freiheit aber gleichförmigen gesetzlichen
Schranken unterliegen solle, um einerseits dem Misbrauche
der Presse möglichst vorzubeugen, ohne doch andrerseits

») Die Harte der Zensur unter Napvleon'S eisernem Zepter, in

und außer Frankreich, ist nach in frischem Andenke». Man durfte in

Druckschriften allenfalls GottcS Weltrcgiernng tadeln, nur nickt Napo-

keon'S Erdcnregicrung, die Heiligen und die Priester schmähen, nur

nicht einen französischen Marschall oder Minister, die Menschheit und

die Tugend selbst verspotten, nur nicht die große Nazio» und das

KonskripziönS - oder Kontincntalsnstcni! Aber cS geschehen noch jetzt

i» nnsrem lieben deutschen Baterrande Dinge von den Herren Zensoren,

die mau kaum glauben sollte. In der Zeitung einer deutschen Stadt,

die sich «ine freie nennt, strich der Zensor eine Stelle ans einem kö¬

niglichen Edikte, weil sie ihm gar zu frei schien, und in einer andern

Zeitung, deren Zensor unter einer als liberal gerühmten Regierung

steht, ließ derselbe nicht einmal den Titel einer Schrift abdrucken, in

welcher eine andre geprüft war, die ein Mann geschrieben hatte, den

der Zensor wahrscheinlich für untrüglich und unverletzlich hielt, weil

ihn sein König mit dem Titel eines geheimen Raths beehrt hatte. We¬

nigstens ließ sich kein andrer Grund denken, da die Prüfung nach aller

Bcrnünft.gcn Nrthcil in einem sehr anständigen und fast zu schonenden
Tone angestellt war.



der geistigen Entwicklung und Ausbildung des deutschen
Volkes Abbruch zu thun. Diese Voraussetzung gründet
sich auf die in Wien unterm 8. Inn rZiz abgeschloßne
deutsche Bundesakte selbst, in welcher bekanntlich unter
andern festgesetzt worden, daß wegen Abfassung gleich¬
förmiger Verfügungen über die Preßfreiheit bei der Vun-
desversammlung zu Frankfurt a, M. Beratbung gepflo¬
gen werden solle. Die nächste Veranlassung zur Abfas¬
sung jenes Entwurfes aber gab ein königl. sächsisches
Reskript vom 4. März iZlb an die Universität zu Leip¬
zig, worin der Universität befohlen war, ihr unvorgrcif-
lichcs Gutachten darüber z» geben, was in Ansehung der
Preßfrciheir zu bestimmen räthlich sein möchte, um da¬
nach den königl. sachsische» Gesandten bei der Bundes¬
versammlung zu instruiren. Die Universität setzte deshalb
eine Kommission nieder, bei welcher der Verfasser als
Milkommitlirter nach dem hier erweiterten Entwürfe seine
Stimme abgab.

Dem Entwürfe selbst liegt die Idee zum Grunde,
beide vorhin angezeigteMittel gegen den Misbrauch der
Presse, Verantwortlichkeit und Jensur, dergestalt
mit einander zu verbinden, daß jedes mit Ausschlußdes
andern nur in einer gewissen Sphäre und unter solchen
Modisikazioncn angewandt werde, welche dem Verkehre
der Geister in unsrem Vaterlande allen zum Gedeihen
der Wissenschaften und Künste und zum Wohle des Staa¬
tes selbst nöthigcu Umschwung gestatten. Uebrigens aber
ist der Verfasser sehr weit von der Anmaaßuug entfernt,
gch auch nur in Gedanken durch diesen Entwurf ein ge-



setzgeberisches Ansehe» gebe» zu wollen. Der Entwurf

soll vielmehr nur ein u n m a a ß g e b l ich e r Vorschlag

sein, den man bei einer künftigen Gesetzgebung für

Deutschland in Bezug auf die Preßfreiheit nach Gefallen

beachten kann oder nicht. Der höchste Lohn für das dar¬

auf verwandle Nachdenken würd' es schon sein, wenn

auch nur einige der in dem Entwurf enthaltenen Bestim¬

mungen den Beifall derer erhielten, die in dieser Hoch¬

wichligen Angelegenheit ein entscheidendes Wort mitzu¬

sprechen haben.



E n t w u f.

„H

I

§. i.

Befugniß zum Drucke «lassen.

^n allen deutschen Bundesstaaten soll Jedem, der sich

berufen suhlt, seine Gedanken und Empfindungen über

irgend einen Gegenstand der Wissenschaft, der Kunst und

des Lebens öffentlich bekannt zu machen, oder überhaupt

sein Inneres durch Sprache und Schrift äußerlich dar¬

zustellen, die Befugniß zustehen, sich zu diesem Behnfe

derjenigen Pressen zu bedienen, welche in den vom Staate

antorisirten Buchdruckereien zu finden sind. Sogenannte

Winkel- und Privatdruckereien aber sollen zu diesem Be¬

huf« nicht gebraucht werden.

S. 2.

Verbindlichkeit zur Namensnennung.

Wer auf diese Art in Deutschland als Schriftsteller

auftritt, soll sich entweder selbst als Verfasser ans den»

Titel seiner Schrift nennen oder durch einen Andern,

der seine Schrift dem Publikum mitthcilt, als Herans-

!



gcbcr, Geschäftsträger(Koimnissioimr)oder Verleger, ver¬
treten lassen. Es darf dal?er keine Druckschrift i» Deutsch¬
land erscheinen, vertheilt und öffentlich seil geboten wer¬
den, die nicht den Namen irgend einer Person, es sei
die des Verfassers selbst oder seines Stellvertreters, an
der Stirne trage.

Anmerkung. Die Anonymität der Schriftsteller gänzlich
aufzuheben, wie Einige vorgeschlagen, scheint unbillig. Den»
es kann Jemand sehr gute Gründe haben, warum er als
Verfasser einer Schrift oder eines einzclen Aufsatzes in ei¬
ner Schrift nicht öffentlich genannt kein will, z, B> bei ei¬
nem ersten Versuche, um gleichsam hinter dem Vorhange
das Urtheil des Publikums zu belausche» und nach demsel¬
ben sein weiteres Fortschreite» auf der schriftstellerischen,
mit allerlei Dornen und Angeln belegten, Laufbahn zu be¬
stimmen, oder in kritischen Zeitschriften, wo die Anonvmi-
rät der Rezensenten eine nothwendigeBedingung ibrcr Un¬
befangenheit im Urthcilen ist, wenn auch zuweilen die Lei¬
denschaft sich hinter diesem Deckmantel verbirgt, was aber
dem Staate, der sich überhaupt um die Streitigkeiten der
Gelehrte» wenig oder gar nicht zu bekümmern braucht, keine
Gefahr bringt. Dagegen ist es billig, daß sich wenigstens
irgend Jemand als Heransgeber, Geschäftsträger oder Ver¬
leger nenne, um als Stellvertreter des Verfassers über In¬
halt und Zweck der Schrift die etwa nöthige Rechenschaft
geben zu können. Den« da jede Druckschrift eine Art von
öffentlich gchaltner Rede ist, so kann sie nicht über jede
Rechenschaft erhaben sein, gleich als wäre sie eine vom Him¬
mel gefallene Stimme. Daher ist der sich nennende Stell¬
vertreter verpflichtet, auf Verlange» der Obrigkeit den Ver¬
fasser zu nennen, wenn er nickt selbst als solcher in An¬
spruch genommen kein will.



Angabe der Druckerei.

Auch soll am Ende jeder DruckschriftInhaber und
Ort derjenige» Druckerei angegeben sein, deren sich der
Verfasser oder sein Stellvertreter zur öffentlichenBe¬
kanntmachung einer Schrift bedient hat; und der Inha¬
ber der Druckerei haftet dafür, daß der Name des Ver¬
fassers oder seines Stellvertreters auf dem Titel der
Schrift richtig angezeigt sei; weshalb er sich bei Uebcr-
nahme des Drucks von der Persönlichkeit des Verfaffers
oder seines Stellvertreters dergestalt zu unterrichten hat,
daß er nörhigen Falls gehörige Auskunft darüber geben
kann. Ist Drucker und Verleger Eine Person, so muß
dieß sogleich aus dem Titel durch die Worte bemerkt
sein: Gedruckt und verlegt von 5l,

Anmerkung. Die Angabe der Druckerei, aus welcher eine
Schrift hervorgegangen, am Ende derselben ist bisher von
vielen Buchdruckernvon selbst geschehen, sollte aber alle»
zur Pflicht gemacht werden. Den» was hilft der Name des
Verfassers oder seines Stellvertreters auf dem Titel, wenn
Niemand dessen Echtheit verbürgt? Die erste Frage bei
einer über eine gedruckte Schrift anzustellenden Untersm
chnug ist natürlich: Wo und von wem ist sie gedruckt?
Denn der Drucker konnte ja auch der Verfasser sein, da die
Literargcschichteviele schriftstellerischeBuchdrucker kennt.
Nun mag es zwar einem solchen Buchdrucker freistehen,
seine Autorschaft zu verbergen. Da aber sein Geschäft als
Buchdrucker ein vom Staate autorisirtes Gewerbe ist, so
darf er nicht heimlich drucken, indem er dadurch ein Win-
keldrncker würde. Ebendarum mußt' er auch als I^Issitnü



bestraft werden, wenn sich fände, daß er am Ende der von

ibm gedruckten Schrift eine falsche Firma angegeben hätte,

§. 4-

Beschaffenheit der Druckschriften.

ES soll keine Schrift durch den Druck bekannt ge¬

macht werden, welche ein Streben vcrräth, Religion und

Sittlichkeit in den Augen des Volks verächtlich zu ma¬

chen, Ungehorsam und Anftnhr gegen die bürgerliche

Obrigkeit oder Haß und Zwietracht unter den deutschen

Volksstämmen und Bundesstaaten zu erregen, oder end¬

lich die Ehre einer (physischen oder moralische») Person

durch Verbreitung verleumderischer Beschuldigungen zu

kränken. Dagegen dürfen alle Schriften durch den Druck "

bekannt gemacht werden, deren Inhalt keinen sträflichen

Zweck dieser Art zu erkennen gibt, wenn sie auch übri¬

gens in einem freimüthigen, ernsthaft oder scherzhaft rü¬

genden, Tone geschrieben sind und von den herrschenden

Ansichre» noch so sehr abweichen. Es ist also Jedem er¬

laubt, über religiöse, moralische, politische, ästhetische

und andre in das menschliche Leben eingreifende Gegen¬

stände nicht nur für sich selbst Untersuchungen und Be¬

trachtungen anzustellen, sondern auch die dadurch in ihm

erzeugten Vorstellungen und Gefühle schriftlich darzustel¬

len und, unter obiger Einschränkung, durch den Druck ,

öffentlich, mitzutheilen.

Anmerkung, Die in diesem Z. enthaltenen gesetzlichen Bt-

stimmungen sind allerdings etwas unbestimmt; aber schwer¬

lich wird man bestimmtere ansmittel». Auch sind derglei-



chen noch nirgend aufgestellt. Wie unbestimmt sind in die¬

ser Hinsicht nicht alle Jensurgesetze? Wie unbestimmt ist

selbst die in Bezug auf Preßfreiheit so gerühmte brittische

Gesetzgebung? S. den zweiten Aufsatz. Aber ebendarum ist

auch das herrliche Institut der Schwurgerichte so nothwen-

dig, um über Preßvergchen ex seguo et bono zu urthei-

len, indem sich anders darüber gar nicht urtheilcn und dem

Misbrauche der Gewalt gegen die Presse eben¬

sowohl aus dem Misbrauche der Presse selbst vorbeugen laßt.

s. 5.

Zensurfreiheit.

In allen Fallen, wo sich mit größerer Wahrschein¬

lichkeit prasumiren laßt, daß der Verfasser oder Heraus¬

geber einer Schrift keinen sträflichen Zweck der im vori¬

gen K. genannten Art durch seine Schrift zu erreichen

suche, soll dieselbe ohne vorausgehende Zensur gedruckt

werden dürfen. Jedoch bleibt der Verfasser oder Her¬

ausgeber dem Staate für den Inhalt der Schrift ver¬

antwortlich und verliert die Zcnsnrfreiheit, sobald er ge¬

richtlich überführt worden, daß er die Presse zu einem

sträflichen Zwecke gemisbrancht habe.

Anmerkung. Die Falle, wo obige Präsumzion vernünfti¬

ger Weise statt findet, sind in den folgenden §§. spezifizirt.

Natürlich aber kann hier nicht von Gewißheit, sondern nur

von Wahrscheinlichkeit die Rede sein. Wo also durch ein

gerichtliches Urthcil (und zwar durch ein schwurgerichtliches)

die Unstatthaftigkeit jener Präsumzion in Ansehung einer

Person, welcher das Gesetz bisher Jensurfreiheit gab, erklärt

worden, da fällt nothwendig die durch jene Präsumzion be¬

dingte Jeusurfreiheit weg. Dieser Punkt scheint vorzüglich



beachtenswerth, weil er auf das Ehrgefühl der Schriftsteller
berechnet ist. Denn wer laßt sich gern wieder unter Vor¬
mundschaft setzen, nachdem er bereits zur Mündigkeit gs«
langt war?

H. 6.

Erster Fall.

Wenn eine Schrift von einem Manne herausgege-

wird, der entweder als Beamter oder als Lehrer in

n deutschen Staate öffentlich angestellt oder auch alS

bewahrter deutscher Schriftsteller schon bekannt ist,

sich ans dem Titel der Schrift nennt, mithin eben»

rch für die Reinheit seiner Absichte» sich verbürgt,

darf er seine Schrift ohne Zensur drucken lassen.

umerkung. Wem der Staat ein öffentliches Amt anver¬
trauet hat, dem muß auch soviel Gewissenhaftigkeit zuge¬
traut werden, daß er die Presse nicht misbrauchcn werde.
Ihn in dieser Hinsicht noch durch einen andern Beamten
(den Zensor) bevormunden lassen, ist eine offenbare Ehrcn-
kränkung. Diese Kränkung ist um so größer, wenn jener
Beamte gar ein vom Staate angestellter Lehrer ist, da ein
solcher schon vermöge seines Amtes zum gewissenhaften Ge¬
brauche der Sprache und Schrift verpflichtet ist. Wollte
ein solcher dennoch gewissenlos handeln, so könnt' er ja
durch seine mündlichen Vortrage, die kein Zensor vorher
prüfen kann, weit mehr schaden, als durch eine Druckschrist,
bei der die Scheu vor dem Publikum oder die Furcht vor
Verantwortung ihn schon hinlänglich zügeln dürfte, wäh¬
rend der mündliche Vortrag in der Regel nur von wenigen
und noch ungebildeten jungen Leuten gehört wird, die über
dessen Gehalt weder ein sicheres Urtheil fällen noch einen
zuverlässigen Bericht abstatten können. Was aber Männer



betrifft, die sich schon durch frühere Geisteewerke nicht nur
als ausgezeichneteDenker oder Dichter, sondern auch als
rechtliche Schriftsteller bewahrt haben, so verdienen sie ge¬
wiß zum Zeichen der öffentlichenAnerkennung ihrer Ver¬
dienste um die Bildung und den Ruhm ihres Volkes eben¬
falls die Befreiung von der Zensur, wenn sie auch kein öf¬
fentliches Amt bekleiden. Hat sie denn nicht Gott selbst
als höhere Beamte, als öffentliche Lehrer ihres Volkes,
ja der ganzen Menschheit angestellt? — Wird aber, könnte
man fragen, bei der Befreiung solcher Schriftsteller von
der Zensur nicht die Willkür zuletzt entscheiden?Allerdings.
Wenn aber auch nur die ausgezeichnetstenMänner dieser
Art vom Staate so geehrt werden, daß er sie von der Zen¬
sur befreit, so ist dieß immer schon Gewinn fürs Ganze
und zugleich ein Sporn der Nacheiferungfür die übrigen.

ö- 7-
Zweiter Fall.

Wenn eine autorisirte Mehrheit von Personen sz. B.
Land stunde, Regierungskollegicn, Gelehrten- und Künst-
lervereine, Handelskammern, Gesellschaften zur Unter¬
stützung der Armen und Hülfsbedünigen n. d. g ) also
überhaupt irgend eine gesellige Verbindung, deren Zweck
bekannt und vom Staate gebilligt, die mithin keine ge¬
heime Gesellschaftist, Schriften herausgibt, so genießen
diese gleichfalls der Zcnsurfreiheil. Doch muß auf dem
Titel die Gejellschaft, in deren Namen eine solche Schrift
erscheint, oder dasjenige Mitglied, welches die Heraus¬
gabe besorgt hat, ausdrücklich benannt sein. Daher sind
unter dieser Bedingung auch die literarisch-kritischen Zeit¬
schriften, welche unter dem Titel der gelehrten Anzeigen
oder Lireraturzeiluiigenerscheinen, zensmsrci.

B
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Anmerkung. Diese literarisch-kritischen Blatter sind in
der That nichts andres als Sammclschristengeledrter Ver¬
eine, werden auch gewöhnlich von einem oder mehren be- >
kannten Gelehrten redigirt und herausgegeben, und erschei¬
nen zum Thcil sogar unter Autorität einer vom Staate an¬
erkannten Körperschaft, wie die leipziger Literaturzcitung,
die Heidelberger Jahrbücher, die göttingischenAnzeigen ic.
nuter Autorität der Universitäten, von welchen sie benannt
sind. Wozu hier die Zensur dienen soll, besonders wenn,
wie in Leipzig, die Universität selbst die zcnsirende Behörde
ist, laßt sich kaum einsehen.

Wenn endlich Schriften in der lateinischen oder an»
dern bloß den Gelehrten bekannten Sprache» abgefaßt
sind, so sind sie ohne alle Rücksicht aus den Verfasser
oder Herausgeber zcusurfrci. Nur wenn deutsche Über¬
setzungen oder Erklärungen beigefügt waren, würden sie
der Zensur unterliegen, woferne sie nicht schon nach H k>.
und 7. davon befreit waren. Eben dieß gilt von Über¬
setzungen aller Art, indem der Übersetzer eben so wie
der Verfasser zu beurtheilen.

Anmerkung. Schriften in lateinischer, griechischer, hebräi¬
scher, arabischer und andern mvrgenländischcn Sprachen der
Zensur unterwerfen, ist gewiß eine sehr überflüssige Sache.
Denn wie klein ist die Zahl der Leser solcher Schriften!
Selbst wenn Jemand solche Schriften als Vehikel brauchte,
um die durch H. 4. verbotene Waarc an Mann zn bringen,
würd' es doch nicht nöthig sein, solchen Schriften die Zcn-
surfrciheit überhaupt zn entziehen, da ja nach Z. 2. die



Verantwortlichkeit bei allen zensurfreien Schriften immer¬

fort statt findet.

S- y.

Z e n s u r p f l i ch t i g k e i t.

In alle» Fällen hingegen, wo sich nicht mit über»
wiegender Wahrscheinlichkeit voraussetzen läßt, daß eine
zu druckende Schrift ihrem Inhalte und Zwecke nach ganz
unsträflich sein werde, ist der Verfasser oder Herausgeber
derselben au die vorläufige Jensur gebunden, und der
Drucker darf sie nicht eher abdrucke» lassen, als bis der
Zensor ihr das Imprimatur mit seines Namens Unter¬
schrift errheilt hat.

§. 10.

Erster Fall.
Wenn Jemand eine in der deutschen oder einer an¬

dern, auch vielen Uugelehrten verständlichen, Sprache
abgefaßte Schrift ohne Nennung seines Namens (ano¬
nym) oder unter einem bloß angenommenen Namen
(Pseudonym) — woferne dieser nicht schon als sein, ein
für allemal angenommener, Schriftsiellername allgemein
bekannt ist — herausgeben will, so muß sie vor dem
Drucke der Zensur unterworfen werden.

Anmerkung. Da nach der Anmerkung zum 2. H. die Ano¬

nymität der Schriftsteller nicht aufzuheben, fo kann auch

die Pseudonymität derselben geduldet werden, weil diese im

Grunde nur eine andre Art der Anonymität ist. Aber we¬

der anonyme noch Pseudonyme Schriftsteller haben ein Recht

auf Zensurfreibeit. Denn warum treten sie nickt mit off-

V 2



nein Visir hervor und bürgen nicht mit ihrem Namen für

die Unsträflichkcit ihrer Absichten? — Daß aber Schrift¬

steller, die sich gewöhnlich bloß mit ihren Bornamen, wie

Jean Paul, oder mit einem zwar nur angenommenen,

aber doch hinlänglich bekannten Namen, wie Friedrich

Lau», T h eod or H ell u. A., als Schriftsteller bezeich¬

nen, nicht eigentlich zu den Pseudonymen gehören, versteht

sich von selbst.

§. il.

Zweiter Fall.

Wenn Schriften blattweise herausgegeben werden,
um möglichst geschwind allerlei Nachrichten und Anzeigen
in Bezug aus die Begebenheiten des Tages und die An¬
gelegenheiten des bürgerlichen Lebens zu verbreiten —
wohin besonders alle politische Zeitungen, Jnlelligenzblat-
ter und andre für das größere Lcsepubliknm bestimmte
Flugblätter gehören — so unterliegen sie der Zensur ohne
weitere Rücksicht aus die Person des Herausgebers.

Anmerkung. Wenn überhaupt noch stensur statt finden

soll, so ist sie hier wohl am ersten zu entschuldigen. Denn

da die Nachrichten und Anzeigen, welche in dergleichen

Blättern enthalten, größtentheils ohne Nennung ihrer Ur¬

heber, mithin als unverbürgte Angaben erscheinen, und da

solche Schriften gerade am meisten auf den großen, in sei¬

nen Meinungen und Wünschen hin und her schwankenden,

und daher leicht beweglichen Haufen der Lcsewelt berechnet

sind, so kann ein dabei stattfindender Misbranch der Presse

hier allerdings sehr nachtheilig werden. Ebendarum dürft'

es aber auch nicht unbillig scheinen, wenn dergleichen Blät¬

ter im Allgemeinen der polizeilichen Aufsicht durch eine Zen-



surbehörde unterworfen werden — vornehmlich «der in Zei¬

ten der Unruhe oder politischer Gährungen. Die öffentliche

Meinung wird sich doch, selbst in solchen Blättern, ausspre¬

chen können, wenn anch nicht so keck und derb, als es Man¬

cher wünschen möchte, woferne nur das, was in der Folge

(§. i4—16.) weiter bestimmt werden wird, statt findet.

Will übrigens die Regierung den Herausgeber eines Blat¬

tes dieser Art wegen eines besondcrn Vertrauens ans seine

Persönlichkeit von der Zensur dispeusiren, so ist eine solche

Ausnahme von der Regel wohl nicht zn tadeln.

Dritter Fall.

Wenn ein Ausländer, der noch nicht in einem deut¬

schen Bundesstaate das Bürgerrecht erworben, in Deutsch¬

land eine Schrift herausgeben will, so unterliegt dieselbe

gleichfalls der Zensur, woferne sie nicht vermöge des 8- H.

an sich zensurfrei ist.

Anmerkung, Dasi dem Fremdlinge in Ansehung des Ge¬

brauchs deutscher Buchdruckerpressen nicht gleiche Rechte mit

dem Einheimischen zugestanden werden sollen, wird hoffent¬

lich Niemand unbillig finden, da ja die Polizei in Ansehung

der Fremden überhaupt, und mit Recht, strenger ist, als in

Ansehung der Einheimischen. Wenn indessen die wohlbe¬

kannte Persönlichkeit eines Ausländers erlaubte, ein be¬

sondres Vertrauen ans seine Rechtlichkeit zu sehen, so könnte

auch hier in einzelen Fällen von der Zensur dispensier
werden.



§. lZ.

Zweifelhafte Fälle.

Wenn eine Handschrift vom Verfasser oder dessen

Stellvertreter mit dem Ansprüche auf Imsurfreiheit zum

Drucke übergeben wird und es dem Drucker zweifelhaft

scheint, ob der Anspruch gegründet sei, so hat der Druk-

kcr deshalb sich Raths zu erholen entweder beim Zensor

selbst, oder bei der Ortsobrigkeit, oder bei einer hohem

dem Zensor selbst vorgesetzten Behörde, woferne der Aus¬

spruch jener beiden Behörden nicht genügte.

Anmerkung. Welche höhere Bebördc in solchen Fällen die

letzte Entscheidung geben soll, wird in jedem deutschen Bun¬

desstaate besonders bestimmt. Die Bestimmung müßte aber

überall so geschehen, daß die Entscheidung möglichst schnell

und ohne beschwerliche Weitläufigkeiten eingeholt werden

konnte.

§. 14.

Beschaffenheit der Zensoren.

Die in den deutschen Bundesstaaten anzustellenden

Zensoren solle» Männer von wissenschaftlicher Bildung,

geläutertem Geschmacke, unbestechlicher Redlichkeit und

bewährter Vaterlandsliebe sein. Uebrigens aber kommt

nichts darauf an, ob der Zensor ein Mann vom Fache

sei d. h. gründliche Kenntnisse von dem Gegenstand und

Inhalt einer zu zcnsirende» Schrift habe. Denn der Zen¬

sor soll kein Rezensent sein, sondern nur beurtheilcn, ob

die Schrift nach den oben (K. 4.) aufgestellten Merkmalen

zum Drucke zulässig sei oder nicht, sich aber in Bezug auf
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den übrigen Werth der Schrift und die Richtigkeit oder

Unrichtigkeit der Behauptungen des Verfassers kein Ur-

theil anmaaße».

§. -5-

Anzahl der Z c u s 0 r e n.

In jedem mit einer Buchdruckern versehenen Orte

Deutschlands sind wenigstens zwei Zensoren vom Staate

anzustellen, und es steht jedem, der eine Schrift drucken

lassen will, frei, welchem von beiden er die Zensur die¬

ser Sehnst übertragen will. Auch kann die Schrift, wenn

der ein. Zensor das Imprimatur verweigert, dem andern,

und wenn es beide verweigern, der nach Z. iz. bestimm¬

ten höhern Behörde zur Zensur vorgelegt werden. Er¬

laubt auch diese den Druck nicht, so hat es dabei sein

Bewenden.

Anmerkung. In den deutschen Universitätsstädten, wo

(wie in Leipzig) bisher die Zensur von den Universitäten

dergestalt ausgeübt wurde, daß entweder jeder Dechant die

in seine Fakultät, oder jeder ordentliche Professor die in

sein Lehrfach einschlagenden Schriften zcnsirtc, kann es zwar

bei dieser Einrichtung bleiben. Doch müßt' es auch hier

freistehen, wenn der erste Zensor das Imprimatur verwei¬

gerte, einen andern zu wählen, damit nicht etwa die zu

große Aengstlichkeit des ersten dem geistigen Verkehre hin¬

derlich würde.

§. 16.

Verhalte» der Zensoren im Allgemeinen.

Die Zensoren sollen ihr Amt überhaupt mit möglich¬

ster Freistunigkeit (Liberalität) verwalten, nnd zwar ei-



nes Theils nicht zu nachsichtig und fahrlässig, aber auch

andern Theils nicht zu sireng und bedenklich bei Beur-

theilung der Julassigkeit oder Unzulässigkeit der Hand¬

schriften zum Drucke sein. Sie sollen also, da ihnen

keine genau bestimmten Verhaltnngsregeln vorgezeichnet

werden können (§. 4. Anmerk.), ex uo-zuo et k>onc> ur-

theilen, gleich als wenn sie bloß vertrauliche Rathgebcr

der zensurpflichtigen Schriftsteller waren. Auch solle» sie

die ihnen zur Prüfung eingereichten Handschriften wohl

verwahren. Niemanden lesen lasse», und in der möglich

kürzesten Jeirfrist zurückgeben, damit der Druck nicht auf¬

gehalten werde.

Anmerkung. Es gibt Schriften, deren Wirkung gröfiten-
theils vom Interesse des Augenblicks abhangt. Werden
diese vom Zensor ungebürlich aufgehalten, so kann dem
Verfasser sowohl als dem Verleger und selbst dem Publi¬
kum ein uncrsehlicher Nachtheil zugefügt werden. Bei
Schriften, die blattweise Heranskommen, findet jenes In¬
teresse des Augenblicks am häufigsten statt. Daher kann zur
Befödrnng des schnellernAbdrucks gestattet werden, daß
dem Zensor nicht das gewöhnlich aus vielen Bruchstücken be¬
stehende Manuskript, sondern das schon gedruckte Blatt selbst
zur Prüfung vorgelegt werde; was auch schon meistens ge¬
schieht. — Die Frage, ob wegen Handschriften, die ganz
oder theilweise durch die Schuld des Zensors verloren gehen,
Schadenklage gegen ihn statt finde und wie das Maafi der
Entschädigung alsdann ausgemittclt werden solle, gehört
nicht Hieher. .verdient aber übrigens wohl die Beachtung
des Zivilgestygcbers. Denn der Schade, der einem Schrift¬
steller dadurch zugefügt wird, kann in manchen Fallen nner-
seuli.k sein. z. B. wenn Jemand fast ein ganzes Leben



an die Ausarbeitung eines Werks gesetzt und die Hnlfs-
mittel und Materialien dazu nicht mehr in seiner Ge¬
walt hat.

§. i?-
Verhalten der Zensoren im Besondern.

E r sc e r Fall.
Wenn der ganze Inhalt und Zweck einer Schrift

dem Zensor als sträflich erscheint, so hat er das Imziri-
matui- schlechthin zu verweigern und die Handschriftdem¬
jenigen zurückzugeben, der sie zur Zensur überreicht hat.
Sie an sich zu beHallen oder gar zu vernichten, ist er
nicht befugt 5 indem eine Handschrift, bevor sie durch
Abschriften oder Abdrücke verbreitet worden, als mibe,
dingres Eigenthum ihres Verfassers anzusehen. Daher
darf auch in Bezug auf eine solche noch nicht verbreitete
Handschrift keine Untersuchung angestellt und keine Strafe
verhängt werden.

Annierkun g. Der Fall, daß eine zur Zensur eingelieferte
Handschrift ihrem Inhalte und Zwecke nach in einem solchen
Grade straflich wäre, daß der Zensor auch die Rückgabe der¬
selben gefahrlich finden müßte, laßt sich kaum denken. Denn
eine solche Handschrift wird gewiß Niemand zur Zensur ein¬
liefern, sondern vielmehr ohne Zensur entweder durch Ab¬
schriften oder durch Abdrücke z» verbreiten suchen. Ist dieß
geschehen, so tritt alsdann erst Verantwortlichkeit, Unter¬
suchung und Bestrafung ein.

§. 18.
Z w e i r e r Fall.

Wen« nur einzele Stellen einer Handschrift anstößig
sind, so darf der Zensor das IinFiimntur darum nicht
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verweigern, auch jene Stelle» nicht schlechtweg' streichen
oder »ach seinem Ermessen abändern, sondern er hat nur
am Rande zu bemerken, daß jene Stellen entweder weg¬
gelassen oder vor dem Abdrucke verändert werden müssen.
Im letzten Falle sind ihm auf Verlangen die abgeänder¬
ten Stellen zur nochmaligenAnsicht vorzulegen. Dünkt
dem Verfasser die vom Zensor gefoderre Weglassung oder
Abändrung einer Stelle nicht nöthig, so kann er die
Sache der nach §. iz. bestimmten höhern Behörde zur
Entscheidungvortragen.

Anmerkung. Das willkürliche Streichen und Aendern, was

sich manche Zensoren erlauben, ist durchaus nicht zu dulden.

Der Zensor ist ja kein Prazeptor oder Korrektor der Schrift¬

steller, sondern, wie gesagt, ein vertraulicher Rathqcbcr,

der sie von Amts wegen auf dasjenige aufmerksam machen

soll, was öffentlichen Anstoß erregen und gerichtliche Ver¬

antwortung nach sich ziehen könnte. Auch verlieren oft die

von solchen anmaaßenden Zensoren verstümmelten Schriften

ihr ganzes Interesse.

§. ly-
D ritter Fall. .

Wenn in einer Schrift, die der Zensor für zulässig
befunden, vom Verfasser vor dem Abdrucke oder auch
während desselben bei der Revision der Korrekturbogen
noch Zusätze oder Veränderungen, die nicht bloß die
Worle und den Ausdruck, sondern den Sinn und die
Sache selbst betreffen, gemacht werden sollten, so müssen
auch diese Zusätze oder Verändrungen dem Zensor vor
Vollendung des Abdrucks vorgelegt werden. Daher sind
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auch veränderte Auflagen solcher Schriften, die nicht schon
vermöge h. 5 — 8. an sich zensurfrei sind, von neuem
zu zensircn, unveränderte aber nicht.

§. 20.

Vierter Fall.
Wenn neue ausländische Schriften in Deutschland

nachgedruckt werden sollen — was bei einheimischen
überall nichtzn dulden — und jene Schriften nicht
etwa vermöge K, 8. zensurftei sind, so hat der Zensor bei
Prüfung derselben, so wie der von Ausländern in Deutsch¬
land herauszugebendenSchriften, insonderheit auch dar¬
auf zu achten, daß solche Schriften nicht den Fremde»
als Mittel dienen, das deutsche Volk in sich selbst zu
entzweien, einzele Theile desselben für das Ausland zu
gewinnen, und dadurch das Interesse des Ganzen zu ge¬
fährden. Wäre dieß der Fall, so ist ihnen das Imziri-
mslnr nicht zu erthcilen.

A n merk u n g. Ausländische heiße» in Deutschland bloß die¬

jenigen Schriften, die in fremder Sprache außer Deutsch¬

land gedruckt sind. Da durch den Nachdruck solcher Schrif¬

ten den Verfassern und Verlegern kein wesentlicher Schade

geschieht, so kann derselbe wohl gestattet werden. Der

Nachdruck einheimischer Schriften aber gehört zu dem schlecht¬

hin zu verbietenden Misbrauche der Presse.

Z. 2l.

Fünfter Fall.

Wenn der Zensor — dem sogleich »ach Vollendung
des Drucks einer von ihm zensirtcn Schrift ein vvllstän-
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siges Exemplar derselben, außer dem für seine Bemü¬
hung besiimmlen Henorare, vom Drucker zu übersenden
ist — finden sollte, daß der Abdruck nicht mit der von
ihm zensirtcn Handschrift einstimme und Stellen enthalte,
die er nach seiner Pflicht nicht hätte können passiren las¬
sen, so darf er den Vertrieb der Schrift auf so lange
untersagen, bis die nach §. ig. bestimmte höhere Be¬
hörde, die von ihm deshalb unverzüglich Anzeige erhal¬
ten, über Vertrieb oder NichtVertrieb derselben entschie¬
den hat.

§- 22.

Zensur hebt Verantwortlichkeit.

Wegen einer mit Zensur in irgend einem deutschen
Staate gedruckten Schrift kann weder der Verfasser »och
dessen Stellvertreter zur Verantwortung gezogen werden,
vorausgesetzt, daß der Abdruck mit der zensirten Hand¬
schrift — die vom Drucker aufzubewahren ist — völlig
übereinstimme. Daher kann auch Jemand auf die ihm
sonst zustehende Zeusurfreihcitverzichten und eine Schrift,
von welcher er befürchtet, daß sie ihm in irgend einer
Hinsicht Verantwortung zuziehen mochte, zu seiner Si¬
cherstellung zcnsiren lassen. Die VerantwortlichkeilHaftel
dann auf dem Zensor, mit Ausnahme des 2l. ange¬
zeigten Falles.

Anmerkung. Wenn die Verantwortlichkeit bei einer zen¬

sirten Schrift wegfallen muß, da das vom Zensor ertheilte

Imxeimsciiv nichts anders als eine vom Staate selbst ge¬

gebne Erlaubnis! zum Drucke dieser Schrift ist, so darf eine



zensirte Schrift auch nicht koufiszirt werden. Sollte jedoch
eine grobe Fahrlässigkeit des Zensors bei Zulassung einer
höchst straflichen Schrift zum Drucke die Wegnahme dersel¬
ben nothwendig macken, so mußte der Staat die vollstän¬
digste Entschädigung gewähren, indem er alle vorhanduen
Eremplare der Schrift an sich kaufte. Wieferne der Zensor
dabei zur Mitleidenheit gezogen werden dürste, läßt sich
nur in einzelen Fällen nach dem Grade seiner dabei vorkom¬
menden Verschuldung bestimmen. Ließe sich aber nachweisen,
daß der Verleger einer Schrift das für dieselbe
durch Bestechung des Zensors erschlichen habe, so fiele auch
natürlich sein Anspruch auf Entschädigung weg. Vielmehr
wäre sowohl er selbst als der Zensor dem Staate deshalb
verantwortlich. — Wir haben übrigens die Befuguiß zur
freiwillige» Zcusur hier bloß darum ausgenommen, weil
Manche die Zensur als ein Sicheruugsmittel für die Schrift¬
steller in Schutz genommen haben. Furchtsame Autoren
mögen also immerhin sich selbst unter die Vormundschaft
des Zensors stellen, wenn sie darin ihre Sicherheit zu fin¬
den glauben.

S ch l u ß b e m c r k n n g.

Wenn man nach aufmerksamer Prüfung des vorste¬

henden Entwurfes finden sollte, daß derselbe nicht, al¬

lem und.jedem Misbranche der Sprache und Schrift

mittels der Buchdruckerpresse, vorbeuge, so ist dieß zwar

richtig. Aber eben so richtig ist auch die Behauptung,

daß eine Gesetzgebung von solcher Wirksamkeit schlechthin

unmöglich. Man müßte geradezu alle Buchdruckerpressen

zerschlagen, wenn sie gar nicht mehr gemiSbraucht wer¬

den sollten. Und was würde selbst dieser Gewaltstreich

Helsen? Sprache und Schrift würden dennoch immerfort



dem Misbrauche unterworfen sein, wenn man nicht etwa
den Menschen anch die Zunge und die Finger lahmen
wollte, damit Niemand mehr sprechen und schreiben
könnte. Es ist mit der Preßfreiheit wie mit der Freiheit
überhaupt. Wer diese will, muß anch den Misbrauch
der Freiheit d. h. das Böse zulassen. Darum hat selbst
Gott daS Böse in der Welt zugelassen, weil er freie We¬
sen schaffen wollte. Wenn also von Gesetzgebung in Be¬
zug ans Prcßfrciheit die Rede ist, so kann die Absicht
deS Gesetzgebers bloß dahin gehen, den Misbrauch
der Presse zu erschweren und minder gefahr¬
lich zu machen, ohne zugleich den rechten Ge¬
brauch zu hindern.

Aus diesem Grunde nun sind im vorstehenden Ent¬
würfe die Fälle sorgfältig unterschieden, wo Zensnr-
freihcit und wo Zcnsurpflichtigkeit stall finden
soll, wenn man sich nicht (was wir immer für das Bes¬
sere halten) mit der bloßen Verantwortlichkeitder Schrift¬
steller begnügen will. Ans jenen Unterschiedwünschten
wir daher die prüfende Aufmerksamkeit der Leser vorzüg¬
lich zu lenken. Dadurch nämlich, daß nach Z. g. und 6.
die Icnsurfreiheit von den Schriftstellern durch eignes
Verdienst erworben und durch eigne Schuld verloren wer¬
den kann, haben wir zweierlei beabsichtet, einmal, das
Ehrgefühl unsrer Schriftsteller ins Spiel zu ziehen, da¬
mit sie sich von selbst dcS Misbrauchs der Presse enthal¬
ten, und zweitens, die deutschen Regierungen zu veran¬
lassen, daß sie den vaterländischenSchriftstellern in dem
Mauste mehr Preßfreiheit gestatten, als jene derselben
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würdiger sind. Steht es sonach in der Macht des
Schriftstellers selbst, sich von der Gewalt des Zensors zu
cmauzipiren, so must es sorthin ein Ehrcnpunkt der
Schriftsteller sein, zensurfrei zu werden und auch zu
bleiben, und der zensursreieScheiftsnller muß es als
die höchste Strafe betrachten, sich wieder unter die Vor¬
mundschaft des Zensors gestellt zu sehn *).

Ware nun jene Gesinnung unter den Schriftstellern
einmal herrschend, so könnlen auch die gesetzlichen Ver¬
fügungen über die Presse immer milder werden, und zwar
um so mehr, je mehr sich dann auch die Furcht vor
der Presse, die mit der Gcspenstersurcht viel Aehnlich-
keit bar, verlieren wurde. Hat es also schon bisher ein-
zele Regierungen gegeben, die sich mulhig und siark ge¬
nug fühlten, um nicht vor der Presse zu erzittern, und
die ebendarum allen Zensurzwangaufhoben, so darf man
mit Recht hoffen, daß, wenn in der deutschen Schrift-
stellerwelt jene Gesinnung herrschend geworden, auch die
deutschen Regierungen überhaupt in dem Gefühle ihrer
Uneischürtcrlichkeit durch die Schriftstellerfedern allmalig
erstarken werden.

*) Um diel- durch ei» »eueres Beispiel zu erläutern, st sind wir
überzeugt, daß der zensurfreie Herausgeber der Isis die stselskopfe und
andre Pctulanzen, in denen nicht einmal Witz geschweige sittlicher An¬
stand ist, aus seiner sonst sehr verdienstlichen Zeitschrift von selbst weg¬
gelassen baben würde, wenn das Gesetz ihn mit der Strafe bedrohet
hätte, daß er einen Zensor zum Vormunde bekommen sollte, wenn er
sich beim Gebrauche der ihm von seiner Regierung st großherzig verliehe¬
nen Preßfrcibeit nicht innerhalb der gesetzlichenSchranken halten würde.
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Wir müssen aber hier noch einem Einwurfe begeg¬
nen, der ganz neuerlich gegen die hier vcrtheidigteSache
gemacht worden und beim ersten Anblicke recht blendend
scheint, weshalb auch der Urheber desselben ein besondres
Gewicht Saraus legt. Herr von Kvtzeb uc sagt nämlich
in Nr- 14. seines literarischen Wochenblatts un¬
ter andern: „Immer ist und bleibt es ein eben so siar-
„ ker als unwiderlegbarer Einwurf gegen die Noth-
„ wendigkeit der übrigens löblichen Prcßfreiheit, daß in
„Rom und Griechenland nichts gedruckt
„wurde und doch das Wort nicht gebunden, und doch
„die Gesetze und Einrichtungen dem Sinne und Bedürf¬
nisse des Volks angemessen waren." Daher meint er
auch, daß, wenn die Griechen die Buchdruckerpresse ge¬
kannt, der berühmte Demagoge Pcrikles auch wohl
den Gebrauch derselben durch Zensur beschrankt haben
würde. Wir bezweifeln dieß gar sehr, und zwar aus
folgenden Gründen:

Die Preßfreiheit ist nur eine besondre Art der Rede-
und Schreibsreiheit. Da nun Griechen und Römer in
der Blülhezeit ihrer Staaten volle Rede- und Schreib¬
freiheit hatten und eben dieß ein Hauptgrund ihrer hohen
geistigen und bürgerlichen Kultur war; da sie ferner in
ihren Abschreiberneben solche Buchvcrvielfalriger, wie
wir in unser« Buchdruckern, und auch öffentliche Buch¬
führer oder Buchhändler hatten; und da bei ihnen die
Verfasser neuer Schriften, so wie die öffentlichen Buch-
führcr, ihre Schriften durch Vervielfältigung der Ercm-
plare mittels der Abschreiber bekannt machen und verbrei-
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ten konnten, ohne irgend einen Menschen vor¬
her darum zu befragen: so harren die Grieche» und
Römer i» jener Zeil dem Wesen nach eben das, was
wir jetzt Preßfreiheir nennen, und zwar ohne alle Zensur,
jedoch mit Verantwortkichkeil, wie sich von selbst versteht
und auch die Geschichte durch genug Beispiele bestätigt.
Hatten sie also die Buchdruckerpresse gekannt, so wurden
sie auch Preßfreiheir der Form nach d. h. diejenige Art
der Rede- und Schreibfreiheitgehabt haben, die wir mit
jenem Worte bezeichnen, und zwar ebenfalls ohne alle Zen-
sur. Auch würde sich Perikles wohl gehütet haben,
jene Freiheit zu beschranken. Denn dadurch hält' er augen¬
blicklich die Bolksgunst verloren, auf der doch allein seine
Macht beruhte.

Die Alten waren überhaupt in Ansehung des Redens
und Schreibens lange nicht so kitzlich und bedenklich als wir.
Sie waren vurch ihr ganzes, der Oeffenrlichkeir hingegebues,
Leben weit mehr an das öffentliche Urrheil gewöhnt, und
hatten daher nicht jene reizbare Empfindlichkeit, die gleich
aus der Haut fahren will, wenn etwas nicht in recht be¬
scheidnen und abgemeßnen, mit einer Menge von Ent¬
schuldigungen und Lobeserhebungen versüßten. Ausdrücken
öffentlich gerügt wird.

Erst nachdem die römischen Imperatoren ihre Zwing-
herrschaft über den größten Theil der gebildeten alten Welt
verbreitet hatten, wurde auch natürlicher Weise jene Rede-
nnd Schreibfreiheit immer mehr beschrankt. Und ooch fan¬
den sich selbst noch unter den spateren Kaisern einige, welche
groß genug dachten, um sich über wörtliche Beleidigungen

C



ihrer Majestät hinwegzusetzen. Besonders merkwürdig ist
in dtefer Hinsicht das im lücxlex re^vt. praelcvt lih IX,
tit. VII. (81 gui8 imporatori mallulixerit^ aufbewahrte
Ed kt der Kaiser Theodosins, Arkadius undHono-
kius: Li guis moäestiae iwsciu» ot puciori« igngrus im-
probo petu'umtigue maleclicto nomins nc>«tis twi'cticlerit
Isue8s<mcls, ao temulentia tuilmlentu8 obtrootztur tempo-
rum nu8trornm luciit: eum pocmse riolumu» suhjugsri,
negno durum sliguicl neu asgsrum 8U8tinere: guoniam
«i id ex le vi t« te prooosserit, «ontumueudum est; »i ex
in8suis, mi8oistions diguissimum; «i »b injuria,
romitteudum ete.

Aber auch in neuer» Zeiten fehlt es nicht an Beispie¬
len solcher großartigen Fürsten. So erzählten unlängst
französische und deutsche Blatter Folgeudes : Heinrich IV.
gab Peter Machten den Auftrag, seine Geschichte zu ichrei-
bcn. Da dieser nun dem Könige einst einige Stell,'» der
Geschichte vorlas, wo gerade von den Liebschaften des Mo¬
narchen die Rede war, fragte derselbe: „Warum diese
„Schwachheiten offenbaren?" Mathieu suchte ihm begreif¬
lich zu machen, daß dieß eine gute Lehre für den Dauphin
fein würde. Heinrich dachte ein wenig nach; dann sagt'
er: „Ja, mau muß die Wahrheit ganz sagen. Verschwiege
„man meine Fehler, so würde man auch das Uebrige nicht
„ glauben. Nun so schreiben Sie dieselben nur, damit mein
„Sohn sie vermeide." Dieser tressliche Fürst beschränkte
nie die Freiheit der Presse. Da seine Hofleute sich gegen den
Verfasser der Hermaphroditen-Insel (einer äußerst beißenden
Satvre auf den Hof Heinrichs III„ in der sie selbst sehr treu
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gezeichnet waren) mit großer Heftigkeit beschwerten, sagte

er: „ Meint Ihr, ich werde einen Mann von Geist anfein-

„den, weil er Euch die Wahrheit gesagt hat?" Ein ander¬

mal, da er ein Buch gelesen, der Antisoldat betitelt, fragt'

er Villeroi, ob er es kenne, und als dieser mit Nein antwor¬

tete, sagt' er: „ Sie müssen es doch lesen; denn das ist ein

„Buch, das mir es derb unter die Nase sagt, aber Ihne»

„ noch mehr." — Wie IosephII. und Friedrich der

Große in diesem Punkte dachten, ist welrkundig, und

scheint selbst bis zum Negerkönig in Hayti durchgedrungen

zu sein, da dieser nach dem Berichte öffentlicher Blatter die

Ausfalle auswärtiger Zeitungen auf seine Person unter sei¬

nen Unrerthanen selbst vcrlheilen laßt *).

Wenn nun auch diese Art von Großmuth nicht allen

Fürsten zugemulhel werden kann, so darf man doch anneh¬

men, daß alle wohlgesinnte Fürsten die Wahrheit jener Aenße-

rung anerkennen werden, welche sich in einer Kabinetsordrc

des jetzt regierenden Königs von Preußen (vom 2O. Febr.

1804) findet: „Eine anstandige Publizität ist der Regierung

„und den Unrerthanen die sicherste Bürgschaft gegen die

„Nachlässigkeit und den bösen Willen der

') In Joseph'S 11. Zcnsurordnung vom --> Inn 17S- heißt es

.»Kritiken, wenn es nur keine Schmähschriften find, sie mögen nun tres-

„fen, lven sie wollen, vom Landcsfürsten an bis zum Untersten, sollen, be

„ sonders wenn der Verfasser seinen Namen dazu drucken läßt und sich

„ also für die Wallrllcit der Sache dadurch als Burgen darstellt, nicht ver-

„ boten werden, da es jedem WahrheitlicbenSen eine Freude sein muß.

„wenn ibin selbe auch auf diesem Wege zukommt." Hier werden zwar

Echmäbschriftcn ausgenommen, weil das Gesell sie nicht füglich erlanben

kann. Aber für seine Person war Joseph eben so gleichgültig dagegen, als
Friedrich.

E. 2

I
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„untergeordneten Osfiz innren und verdientauf
„ alle Weise befödert und geschützt zu werden."

Diese treffliche Aenßerung deutet zugleich auf di> Quelle
hin, aus welcher die meisten und drückendsten Beschrankun¬
gen der Presse herfließen. Es ist „ die N a ch l ä ssi g k e i t
und der bvseWille der u »tergeord »eren Qffi-
zianten," manchmal aber auch der übergeordneten
oder höher n. Für nachlässige oder böswillige Beamte ist
freilich die Preßfreiheil eine sehr lästiae Sache, und daher
sind jene eben die geschworensten Feinde derselben. Aber
das beweist ja eben, daß die Preßfreiheit überhaupt eine
herrliche Sache sei, wenn sie auch in emzelen Fallen gar
sehr gcmisbraucht werden kann. Darum haben auch die
trcuesteu und redlichsten Dwncr ihrer Fürsten der P.eßsrci-
hcit stets das Wort geredet. So sagte einst der berühmte
Minister Friedrich's des Großen, Graf von Herzberg:
„Jeder Staat, der seine Handlungen auf Weisheit, Kraft
„und Gerechtigkeit gründet, gewinnt allemal durch Publi-
„zirar, wodurch jene ins helle Licht vors Publikum gesetzt
„werden, und welche nur denjenigen Regierungengefahrlich
„ist, welche dunkle und versteckte Schleichwege lieben."

Doch genug der Autoritäten! Denn wer einmal die
Preßfreiheit nicht liebt, den werden weder die triftigsten
Gründe noch die glänzendsten Autoritäten vom Wcrthe der¬
selben überzeugen. In solchen Dingen geht der Weg zum
Verstände mir durch das Herz.







Einleitung.

Alle Einrichtungen der Menschen, wie weise, wie fest
gegründet sie scheinen, siehn nichts desto weniger auf die
Lange unter der Herrschaft der Zeit. Sie erhalten da¬
durch merkliche Veränorungeu. Wenn sie nun nicht durch
sich selbst oder durch die Staatsverfassung, wovon sie ei¬
ne» Theil ausmachen, wegen der Fehler, so sich in diese
geschlichen, und des Mangels an Gleichgewicht unter den
öffentlichen Gewalten, von den sie entstellenden Misbräu-
chen gereinigt werden, so eilen sie ihrem Untergang ent¬
gegen und ziehen den des gesellschaftlichenKörpers
nach sich.

In dieser Lage befindet sich heutzutage die Gesetzge¬
bung über das Libell, so wie andre Theile der bürgerli¬
chen und peinlichen Gesetzgebung, in England. Ohne
Zweifel ist dieselbe schon durch die Erfindung der Buch¬
druckerkunst und der Neuigkeiisblätler oder Journale, so
wie durch deren große Verbreitung in England, vera»,
dert worden. Aber die gefährlichsten Veränderungen die¬
ser Art bewirkten die Anmaaßnngcn der Körperschaften,
denen die richterliche Gewalt anvertraut, und die Fort¬
schritte der Willkür, die an die Stelle der Herrschaft der
Gesetze getreten ist.

Die Rathgeber der Krone, ihre Rechtsgelehrten, die
Richter selbst — wie hoch auch die Achtung ist, die sie



verdient und in der öffentlichen Meinung erlangt ha¬
ben i) — machten doch bei Anwendung des Gesetzes
zu häufig Gebrauch von ihrem persönlichen Ermessen und
brachten es endlich dahin, daß die Richtergewalt fast
unabhängig vom Gesetze wurde nnd die Willkür dessen
Vorschriften vertrat. Die Gewohnheit jenes Gebrauchs
ist entschuldigt und selbst bestärkt worden durch die Un¬
zulänglichkeit und die Widersprüche der Gesetze, durch
den Mangel eines förmlichen Gesetzbuches, durch die
Nachlässigkeit der gefitzgebcnden Gewalt in der Entfer¬
nung jener Mio brau che mittels der Einführung eines sol¬
che», 2) und, um es gerade heraus zu sagen, durch die
beständige Widersetzlichkeil der IHchtsgelchrlen von der
Minisierialpartei, in beiden Kammer», gegen eine Re¬
form der bürgerlichenund peinlichen Gesetzgebung.

Die Gesetzgebungüber das Libell hat durch die Er¬
findung der Buchdruckerpresse und deren Freiheit, durch
das dem englischen Volke zugestandne Recht der Diskus,

r) Man kann kaum größern Anspruch ans die Achtung und das
Vertrauen der Engländer und der Fremden daden, als die Rich¬
ter des königlichen Gerichtshofes oder der Königsbank (Ikings-
bsriclr), vor welche die Libellsachen gröfitentbeils gebracht wer¬
den. Indes bat mau bemerkt, daß Lord Ellenborough, Vorsiz-
zer jenes Gerichts, der Freiheit der Presse und dem Rechte der
Diskussiongünstiger gewesen, als seine Vorgänger, Lord Kcnpon
und Lord Mansficld. Lord Ellenborough war Mitglied vom
letzten Ministerium des Hrn. Pitt, nnd von jenen der Lords
Grenville nnd Gre», und des Hrn. For. Er ist es nicht vom
gegenwärtigen Ministerium.

2) Das Parlcmcnt bat nur wenig Gesetze dieser Art gemacht.
Wir werden sie im Verfolge dieser Abhandlung anführen.



sion über die Handlungen der Regierung, hauptsachlich
aber durch die Herausgabe der Neuigkeitsblätter bedeu¬
tende Verändrungen erlitten. Die Verleumdung mittels
eines Libells tsi leichter, vielfacher und daher auch ge¬
fahrlicher geworden. Das Gesetz und der Gesetzgeber
mußten also, bei aller Achtung gegen das Recht der Preß-
freihcil, doch die Ausübung desselben bewachen und den
frechen Misbrauch davon entfernen, vornehmlich in den
periodischen Zeitschriften.

Man zahlt wenig Libelle vor dem Anfange des 14.
Jahrhunderts. Nur Eine Rechtssache dieser Art gab es
unter der Regierung Eduard's III. Wahrend der Kam¬
pfe zwischen den Hausern Pork und Lancastcr ficht man
bloß Gewaltthaten, Fehden und bürgerliche Kriege, aber
keine Libelle. Unter Heinrich VII. ward ein einziges
vernrtheilt. Die Religiousstreitigkcitcn wegen der Kir-
chenverbesserung beschäftigten die Geister zu sehr unter
Heinrich VIII. Man zählt daher wahrend dessen Regie¬
rung nur drei Prozesse der Art. Elisabeth war noch des¬
potischer als ihr Vater, wiewohl viel gescheuter. Die
WiUkürlichkcit ihrer Regierung wurde gerügt. Man zählt
siebzehn Libelle während ihrer Regierung, und fast alle
waren gegen sie und ihre Minister gerichtet. DaS Hof-
gerichr oder die Sternkammer («tsr oh-nnbe,') bestrafte
sie hart und ungerecht *). Die Zahl derselben wuchs
unter Jakob I. Karl I. Karl II. und Jakob II. Man

) Von dieser Kammer ist tiefer nuten ausführlicher die
Rede. A. 5,. u.



ersetzte die aufgehobne Siernkammer durch Einführung
des Gebrauchs der Juformaziouen, durcki die Zensur und
durch das Geietz vom iz. und 14. Regierungsjahre Karllö

II. slioonsinz not) *).

Nach der Revoluzion wurde dieses System durch
das Gesetz vom 5. Regierungsjaore Wilheim's III. abge¬
schafft. Die Preßfreiheir wurde anerkannt. Das Rechts-
vcrfahren in Ansehung des Libclls war zwar sireng, aber
nie ist es unter der Regierung jenes Königs, der Koni¬
gin Anne und der beiden ersten Könige aus dem Hause
Hannover in Plackerei ausgeartet.

Wahrend des Kriegs wegen der Unabhängigkeitder
vereinigten Staaten ward es zwar schwieriger; aber das
Gesetz vom I «792 milderte es wieder. Seit 1807 hin¬
gegen ward es sehr drückend.

So oft also die Regierung dem Geiste des Volks
widerstrebte, ward ihr Benehmen gerügt, und je wehr
sie ihre Macht über die öffentliche Meinung zu erheben
suchte, desto bittrer ward der vom Gesetze zu unterdrük-
kende Tadel, desto mehr wuchs die Zahl der Libelle ***).

Auch hierüber folgt weiter unten das Nähere.
A. d. U.

-) Im I. 1K88, als Wilhelm vonOranicn, Jacob's lt.
Tochtermann, die Stuarts aus England vertrieb. A. d, U.

"ch Dieß gilt als allgemeine Regel. Denn wenn es gleich

wahr ist, daß eine Regierung es nicht allen Untcrtbanen recht

machen kann, so ist es doch allemal ein Beweis einer schlechten,

dem Geiste des Volks widerstrebenden Regierung, wenn der

Tadel derselben von einem Ende des Landes bis zum andern

widerhallt, wenn das gepreßte Herz der Unterthanen sich überall

-«SS^WWWWM



Dieß sind die Verändrungen, welche das Rechts¬

verfahren in Ansehung des Libells in den Fallen, welche

sich auf die Regierung oder die Krone und deren Agen¬

ten bezieh», erlitten hat, »Heils durch die Wirkung der

Zeit, theils durch die Eingriffe der vollziehenden Gewalt

und der willkürlichen Autorität ').

Das Libell ist, nach der von den geschätztesten

englischen Rechtsgelehrten angenommenen Erklärung, eine

boshafte Verunglimpfung (llill-unntion), sie sei hand¬

schriftlich oder gedruckt, durch Zeichen oder Gemälde dar¬

gestellt, welche darauf abzweckt, das Andenken verstorb¬

ner Personen anzuschwärzen oder lebende Personen, so¬

wohl einzeln als in moralische Körper vereinigt, zu krän¬

ken und an ihrer Ehre zu verletzen, indem man sie dem

öffentlichen Hasse, der Verachtung und Verspottung aus¬

setzt *).

durch bittre Kritiken Lust zu schaffen sucht. Dann heißt es in

Wahrheit! Vox poznckl vc>x äei. A. d. u.

5) Das Rechtsverfahrcn in Ansehung der Libelle gegen Pri¬
vatpersonen bat ebenfalls den Einfluß der Anstrengungen der

Regierung erfahren, sich von der Kontrolle der übrigen durch

die Verfassung bestimmten Gewalten loszumachen. Man hat die

gesetzliche Klage in Privatlibellfachen Personen verweigert, die

wegen ihrer volksmäßigen Gesinnungen bekannt waren, so wie

Mitgliedern der Opposizionspartei. Lord Holland hat einige

Beispiele der Art in der Parskammer im I. 1811 erzahlt. Oder

man hat solchen Personen die gesetzlichen Strafen mit parteiischer

Härte zugefügt und ihnen den Rekurs an den Kanzleihof wegen
Kassazion des Urtheils abgeschlagen.

Der Verfasser macht hier die Bemerkung, 'daß diese Er¬

klärung vom Libell ebensowohl auf die üble Nachrede (msäisa».
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Um Ordnung und Klarheit in diese Abhandlung z»

bringen, »vollen »vir nun folgende Punkte erötern:

1. Die jetzt in England geltenden Rechrsbestimmun-

gen wegen des Libells.

2. Die Anwendung derselben auf die verschiednen

Arle» von Beleidigungen durch Libelle.

z. Die von, Gesetze dem Beleidigten angewiesene

Klage »veg n jenes Vergehens und die dabei zu befol¬

gende Art des Verfahrens.

4. Die besondre Gesetzgebung in Ansehung der Presse.

5. Die Gesetzgebung »vegen der Journale und Neuig¬

keitsblätter.

ce). welche wahr sein kann, als auf die wirkliche Verleumdung
(cslomnie), welche lügenhaft ist, anwendbar sei, bei der An¬
wendung jedoch jene nicht so leicht und so schnell in England ge¬
straft werde, als diese, wabrcnd das französische Strafgesetzbuch
(B 3. Z. 2, Art. ZH7. 363. und 371,.) beide Vergehen genau
unterscheide Die Erklärung ist aber auch in andrer Hinsicht zu
weit. Denn ein Gemälde, wodurch Jemand lächerlich gemacht
wird, kann doch nicht unter den Begriff des Libells subsumirt
werden. Auch erscheinen in England eine Menge von Karikatu¬
ren, welche die angesehensten Personen ans das Bitterste durch¬
zieh» und doch nicht als Libelle in Anspruch genommenund be¬
straft werden. Neberbaupt ist obige Definizion mehr Beschrei¬
bung als logisch scharfe Erklärung, welche zu geben eine schwer
zu losende Aufgabe sein mochte. Dagegen gab unlängst der be¬
rüchtigte Burdctt folgende ironische und vielleicht nicht ganz
untreffende Erklärung: „Ein Libell ist jedes Ding, von dem
„ die Gesetzbeamten der Krone im Stande sind, zwölf Männer,
„die der Vorsitzer des Krongerichts auf- und ausgesucht hat,
,, glauben zu machen, daß es eine Beleidigung des Ministeriums
.. Sr. Majestät enthalte." A. d. U.



Erster Abschnitt.

Die jetzt in England geltenden Rechtsbestimmungen wegen des

Libells.

^edeö auf das unbedingte Recht der Personen bezügliche
Gesetz hat seine Grundlage im Gesetze der Natur,
welches nichts anders ist als ein Ausspruch der Ver¬
nunft (lliotumeu rstioms).

Der Gesetzgeber,indem er ein Gesetz aufstellt, thut
nichts anders, als daß er jenes ewige Gesetz von neuem
bekannt macht; und wegen der Folgen, die es in Bezug
auf die gesellschaftlichenVerpflichtungen bewirken soll,
fügt er zu dessen moralischer Verbindlichkeitnoch mensch¬
liche Belohnungen oder Strafen hinzu »).

Die Vollkommenheit jeder Gesetzgebung besteht dem¬
nach darin, daß sie sich so viel als möglich der natürli-

Darin' allein besteht nicht der Charakter des positiven

Gesetzgebers. Er hat das allgemeine natürliche oder Vernunft-

gesetz auch auf die besondern empirischen Verhältnisse und Uni¬

stande dieser oder jener Gesellschaft zu beziehen, um sie dadurch
rechtlich zu bestimmen. A. d. U,



che» Gerechtigkeit und Billigkeit anschmiegt. Dieß ist

der Charakter, welcher in den Angou jedes englischen

RechrSgelchrteu das Gemcingesetz (coimnon Inn-)

in England auszeichnet. Es verdankt denselben weit mehr

einem glücklichen Zusammentreffen zufälliger Ereignisse, als

einem ausdrücklichen Entwürfe, einer vorbedachten Ab¬

sicht, zu den natürlichen Prinzipien aufzusteigen oder gar

aus den Quellen der mosaischen oder der römischen Ge¬

setze zu schöpfen ').

Die Erhaltung der Ehre, des guten Namens der

Individuen ist gewiß ein absolutes und persönliches Recht

derselben. Es ist nicht bloß an sich ein vollkommnes

Recht, sondern es gibt auch allen übrigen einen größern

Werth, da die Unverletztheit unsrer Ehre und unsres gu¬

ten Namens ein Bestandtheil unsrer individualen sowohl

als gesellschaftlichen Glückseligkeit ist.

Es ist also überflüssig, den Grundsatz aufzustellen,

daß die Gesellschaft ihren Mitgliedern für die Erhaltung

ihres guten Namens eine gesellschaftliche Bürgschaft

s) Es würde sehr schwer sein, eine genaue Vorstellung vom

Gemciugesetze in England zu geben; denn es ist zusammenge¬

setzt aus alten, veralteten oder fast abgeschafften Gesetzen, ans
Thatsachen, Gewohnheiten, Entscheidungen, Meinungen der

Rechtsgelehrten, und besonders aus Entscheidungen der Ober-

gerichtc, den sogenannten Präzedenzen, was man in Frank¬
reich die Jurisprudenz der Gerichtshofe oder Irrels nennt,

s ltnsre Juristen nennen es den Gerichtsbrauch, usus ko,i, wic-
fernc derselbe durch frühere Entscheidungen ähnlicher Fälle be¬

stimmt ist. A. d. U. s Die folgende Abhandlung wird dieß noch

besser erläutern.
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schuldig ist, und daß das Gemeingcsetz jedes Mittel, wo¬

durch die Würde ihres Cliarakters dehauplet und ihre

Ehre beschützt wird, als einen der heiligsten Gegenstande

seiner Wirk'amkeit betrachten muß.

Laßt uns jetzt sehen, wie und durch welche Mittel

das Gemeingcsetz jene Pflicht erfüllt.

1. Es hat Grundsatze anerkannt, welche klar

genug aus den Gesetzen der Vernunft und der Billigkeit

abgeleitet sind, und von weichen eS selbst in seiner allma,

ligen Bildung abstammt.

2. Diese Grundsatze mit ihren Folgerungen, als

der Probe ihrer Güie, sind im Laufe der Jahrhunderte

beständig angenommen und durchgeführt worden, mit

Hülie der Präzedenzen oder der in besondern Fallen

auSgeiprochnen Urrheile, welche zugleich für ahnliche

und, mittels richtiger Schlüsse, selbst für neue Falle

gültig sind.

z. Besondre Gesetze oder Statuten haben jenen

Grundsätzen noch mehr Kraft ertheilt oder deren Anwen¬

dung näher bestimmt, wenn sie unrichtig gemacht war.

Wir wollen also nun erörtern und beurtheilen i. die

Grundsätze der jetzt geltenden Jurisprudenz, 2. die

Gültigkeit der Prazedenzen, und z. die Gesetze

oder Statuten gegen das Libell.

Die rechtlichen Grundsatze, welche von den eng¬

lischen Nechtsgelehrten als die Grundlage und Wesenheit

des Gemeingesrtzes anerkannt worden, sind folgende:
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1. gilt es als Grundsatz in der englischen Rechts-
kunde, daß es kein persönliches Recht eines englischen
Bürgers gibt, welches nicht durch das gemeine oder
durch das geschricbne Gesetz verbürgt wäre;

daß es keine Verletzung dieses Rechtes gibt, welche
nicht ihr Heilmittel oder ihre Bestrafung in dem einen
oder dem andern jener Gesetze finden sollte;

endlich, daß es keine Beleidigung, keinen Angriff
auf oder Eingriff in das Bürgerrecht gibt, den das Ge¬
setz nicht vorauögeschnoder mir Strafen bedroht hätte.

2. ist es ein Grundsatz der allgemeinenStaatslehre
Englands, zn Gunsten der Freiheiten seiner Bürger, daß
in allen möglichen Fällen, wo diese Freiheiten oder viel¬
mehr die persönlichen Rechte der Bürger Jemanden ent¬
zogen oder beschränkt werden sollen, die Regierung oder
die verfassungsmäßtgen öffentlichenGewalten die Nolh-
wendigkeit einer solchen Entziehung oder Beschränkung
beweisen müssen.

z. ist es gleichfalls eine verfassungsmäßigeund aus
jenem Grundsatzehervorgehende Marime, daß keine Frei¬
heit eines Bürgers, sowohl an sich als in Bezug auf
alles, was zu deren Genüsse gehört, abgeschafft, ver¬
kürzt oder beschränktwerden kann, bis die Regierung
ihrerseits einen hinreichenden, im Wesen des Vürgerthums
selbst liegenden, Grund dafür nachgewiesen hat *).

) Nr. 2. und 3. bilden wohl nur Einen Grundsatz; da sie

aber der Verfasser einmal getrennt bat nnd auch nachher als

zwei Grundsätze aufführt, Hab' ich es dabei gelassen. A> d. U.
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Das ist eben der Unterschied zwischen einer freien

und einer despotischen Regierung; und die beiden letzten

Grundsatze haben am häufigsten bei Beschränkungen der

Preßfreiheit und des Rechts, periodische Schriften her¬

auszugeben, ihre Anwendung gesunden.

4. Das Landcsgesetz (lanll Ia>v) oder das geschriebne

Gesetz, die Statuten des Parlements, schweigen, sobald

das Naturgesetz, von dem daS Gememgesctz abstammt,

vor ihnen geredet hat. ")

5. Das Gesetz kann eine Handlung untersagen, ent¬

weder in dieser und jener Art (iu spvsio) und indem es

alle besonder» Fälle vorausbestimmt, worauf es sich be¬

ziehen kann, oder im Allgeweinen nach ihrem Grunde

und Iwecke (in gsnerv, in xrinci^io et in lins.)

Die Natur der Handlung, wodurch man ein ge-

schriebnes Wort ausgehen läßt, ist ans einer unendliche»

Maunichfaltigkeit von Umständen zusammengesetzt. So

verhält es sich auch mit dem Libelle als einem Misbrauche

jenes Worts. Sonach wird die nämliche Handlung un¬

ter diesen Umständen eine Beleidig» >g, unter jenen die

Ausübung eines Rechtes sein. In Fallen solcher Art ist

es unmöglich, eine Handlung in Lyssia zu verbieten.

L) Wir glauben, daß dieser Grundsatz in seiner Allgemein¬
heit nicht wabr ist. Die geschriebnen Gesetze haben sehr oft zu
den Verbindlichkeitendes natürlichen Gesetzes etwas hinjuge-
füzt. Wir stellen aber liier die Grmidsatzeso dar, wie sie in¬
sonderheit die Gcsetzbcamtender Krone annehmen.

D



Das Gesetz verbietet sie also nolhweiidig bloß in xenere

et in priuoipio.

Man begreift, welche Misbranche aus einem solchen

Grundsätze hervorgeht« können. Er führt herbei eine be¬

waffnete Regierung, eine neue Sterntammer, gefallige,

wo nicht bestochene, Richter, beliebige Gewalien gegen

die Freiheiten der Bürger. Diese Msbranche haben Ab¬

hülfe gefunden in der Billigkeit der Richter der Königs¬

bank, vornehmlich in der des Lords Ellenborough, und

in der Scharfsichtigkcit und Festigkeit der Geschwvrnen.

Dieser Grundsatz, welcher von den Nechtsgelehrte»

der K'one im Parlemcnre mit Hartnäckigkeit verthe>digt

wird, ist durch die Bcredtsamkeit und dialektische Kunst

deS Lords Holland in der Parskammer den 4. Marz «811

heftig bestritten worden.

Lord Holland bemerkte, daß die englischen Gesetze

eben so streng gegen das po itische Librll waren, als ge¬

gen den Verrath; daß der Verraih klar bestimmt wäre,

das politische Lidcll nicht; daß man einen Unterschied

machen sollte zwischen dem politischen und dem gemei¬

nen Libelle, indem jenes den Staat, den König, die

Regierung, dw Verfassung, die Kammern des Parle-

ments, angreife, dieses nur Privatpersonen; daß das po¬

litische Libell eben so klar bestimmt werden könnte, als

der Verraih; daß es nicht schwieriger sei, die vcrschiedncn

Grade der Verschuldung bei dem eine» Vergehen, als

beim andern, zu bestimmen; daß das Recht der freien

Diskussion über die Handlungen der öffentlichen, von der



Verfassung anerkannten, Gewalten bei der Bildung eines

neuen Gesetzes über das polirische Libell mit eben so hei¬

liger Scheu beachtet werden könnte, als es der Fall ge¬

wesen bei jenen Gesetzen, die man über den Verrath ge¬

geben :c. :c> Sein Antrag ward durch die gewöhnliche

Stimmenmehrheit der Minister verworfen, war aber nur

vorbereitend zu einem noch wichtigern über die Untersu¬

chungen von Amts wegen s inlormatiems ex ollicio ).

6. Das Libell, als ein Angriff ans den guten Na»

men und die Ehre einer öffentlichen Autorität, eines ge¬

setzlichen Körpers in der Gesellschaft, oder eineS Cinzelen,

verursacht zweierlei Schaden: einen in Bezug auf die öf¬

fentliche Ordnung überhaupt, durch Hervorruft,ng der

Zwietracht und der persönlichen Streitigkeiten unter den

Bürgern, so wie durch die Selbhüffe, die sich der Her¬

ausgeber eines Libells zu verschaffen sucht, lauter Hand¬

lungen, welche einen Bruch des öffentlichen Friedens

(brcaclr ob tbe public pcacc) bewirke» — den andern

in Bezug auf die nämlichen Autoritäten, Körperschaften

und Individuen, indem das Libell die Geschäfte und

Handlunge» jener ve achtlich zu machen, oder den guten

Namen, die Ehre und Würde dieser zu schmälern sucht.

In der ersten Beziehung ist der durch das Libell

verursachte Schade immer vorhanden, es mögen die darin

enthaltenen Beschuldigungen wahr oder verleumderisch sein,

und er ist vorhanden durch die blosse Thac der Heraus¬

gabe eines Libells selbst gegen em Individuum. Jene

That hat die allgemeine Ordnung der Gesellschaft ge-

D 2



stört; diese ist also genörbigt, das Libell zu verbieten
und diejenigen zu bestrafen, die sich diesem Verbote nicht
unterwerfen. ss

In der zweiten Beziehung hat der Angegriffene,
wenn die Beschuldigungennicht verleumderisch, wenn sie
vielmehr wahr sind, keinen Anspruch auf Schadenersatz.

Man fühlt, wie sophistisch diese Unterscheidungen
sind. Wenn die in einer Schrift enthaltenen Vefchnldi»
gungen wahr sind, so ist sie kein Libell — wenigstens
in der Regel — denn es ist keine Verleumdung vorhan¬
den. Wenn der Verfasser eines de» Richtern überant¬
worteten politischen Werkes bloß vom Rechte der freien
D Mission Gebranch macht in Bc,ug auf die Handlun¬
gen der Regierung, so verleumdet er diese nicht. Er
verachtet weder die Amtsgefchafle noch die Handlungen
desselben.

?) Als im I. 1792 ei» Gesetz über das Libell im Parle-
meute diskutier wurde, sagten die zwölf Richter von England
i» der Pärskammer, wohin sie berufen waren, ibre individuale
Meinung z» erklären: „Das Verbrechen bestellt in der Be¬
kanntmachung eines Libells eine verbrecherische Ab-
„sichr von Seiten des Schriftstellers gehört nicht zum Begriff
„eines Libells, wie er vom Gemeingesetze bestimmt ist
„Wer entzündbare Stoffe verbreitet, Pfeile oder Kugeln ver-

schießt, auf gut Glück, und so Feuer oder Tod zufällig be-
„ wirkt, ist schon darum ein Verbrecher Wer ein solches
„Verbrechen verfolgt, hat nicht iiötbiz zu beweisen, das, der
„Angeklagte die Absicht hatte, es zu begeh»; und der Ange-

klagte seinerseits kann sich nicht dadurch rechtfertigen, daß er
„sagt: Ich that's nur zum Spaße." (Journal der Parskain¬
mer v. I. 1792).



Ucbrigens sind diese Spitzfindigkeiten beseitigt durch

das Gesetz vom I. »792, welches die Geschwornen an¬

weist, nur im Ganzen über die Toaisache der Bekanntma¬

chung und den Caaraklcr eines Werks zugleich zu urtheilen.

7. Es folgt ans diesem Grundsätze, daß der Druk-

ker, der Buchhändler oder Ausrh.iler des Libells für

Theilnehmer am Verbrechen erklärt find und daß sie in

bürgerlicher und peinlicher Hmsicht derselben Vermlhei-

lnng unterliegen, wenn sie nicht den Verfasser des von

ihnen gedruckten oder ausgeibeilmr Werkes angezeigt ha¬

ben 8). -Mm halt an dieser Folgerung so streng, daß

die Buchhändler nicht bloß oiviliter, sondern auch mimlna-

litei-, wegen der Bekanntmachung eines Libells selbst dann

vrrantwotrlich sind, wenn der Verkauf oder die V-rrl,ei¬

lung durch ihre Diener oder Lehrlinge ohne ihr Wissen

und in ihrer Abwesenheit gescheben.

So kann man bestraft und der Schande preisgege¬

ben werden für das Verbrechen eines Andern, wo doch

nur höchstens vom Schadenersätze die Rede sein tollte.

Wahrend also die ersten der bisher angeführten

Grundsatze auf alle Gesetzgebungen der Welt anwend¬

bar sind und nichts der englischen Gesetzgebung über das

Libckl Eigenthümliches darbieten, läßt sich gegen die Gül¬

tigkeit der übrigen gar mancherlei einwenden.

8) Es geschieht in England gewöhnlich, das! der Verfasser

sich nicht eher zu erkennen gibt, als bis das UM,eil vollzogen

werden soll, nachdem der Rekurs an die Kanzlei ohne Erfolg
geblieben.
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Die Gebräuche, die alte» Beispiele, die in Libcll-

sachc» gcsprochuen Urtheile, mir einem Worte die sogc-

naimreii Präzedenzen babe» ein großes Gewicht in

der englischen Rechrsknnde, und indem sie theils von den

bisher vargestellten Grundsätze» oder Ariomen des Rechts

Kraft und Licht empfangen, theils ihnen wiederum darbie¬

ten, so bilden sie zugleich die englische Gesetzgebung über

das Libell,

Weiche Misbranche können ans einer solchen Juris¬

prudenz hervorgeh», wo nichts positiv vom Gesetze

vorgeschrieben, sondern alles der Bermulhung und dem

beliebigen Ermessen überlassen ist? *).

9) Die Präzedenzen haben in der englischen NechtSknnde
ein >mi so größeres Anselm gewinnen müsse» , als die positiven

Gesehe dieser LegiSlazion wenig bekannt waren. Die geschried-

nen Gesetze oder die Statuten sind nickt in einem RechtSkoder

unter ver'chudncn Titeln »ack Maaßgabe des Inhalts verbun¬

den und geordnet worden. Man muß sie also in dem Statu¬

tenbuche ssmruto boali st laixe) sticken, wo sie nach den Par-

lementSsitzungcn oder vielmehr nach den NcgierungSjahren der

Könige unter den beiden Titeln: public scrs — ?>iv»re scrs,

ausgeführt sind. ES ist bisher nickt einmal von einem RechtS-

gelebrteu versucht worden, ein allgemeines Necktssvstcm nach

Ordnung der Materien und mit Anfuhrung der Gesctzstellen zum

Beweise zu entwerfen. Nur in Bezug auf einzele Punkte hat

man dergleichen versucht. Dagegen sind die Präzedenzen gesam¬

melt, geordnet und erläutert worden in Bezug auf jede Frage,
die sie betrafen. Es ist also viel leichter gewesen, sie kennen zu

lernen, als die Gesetze. Ohne Zweifel ein sonderbarer MiS-
brauck. indem mau so die Kenntnis! der Gesetze schwer und sogar

dunkel macht; und man begreift wohl, daß der Kastengeist, der

Vortheil der Advokaten und Prokuratoren, in dieser Hinsicht ei¬
nen sehr schädlichen Einfluß ausgeübt hat.

") Der Franzose übertreibt hier offenbar die Sache mit



SS

Die englischen Rechtsgclehrten verkenne» es nicht;

aber Einige von ihnen, und besonders d>e Rechtsgelehrten

der Krone, haben diesem Gerichlsbrauche, dieser so schäd¬

lichen Jurisprudenz der richterlichen Urtheile, alle Stärke

zu geben gesucht, die ihr Vcrnünficlei nur ertheilen konnte'

Sie sagen:

„Das gemeine Recht ist gebildet durch eine un-

„ unterbrochne Folge von Präzedeuzen oder Unheilen,

„die in bestimmten Fallen ausgesprochen worden.

„ Diese Aufeinanderfolge beweist das Recht, nicht bloß

„durch die Thal und den Brauch, sondern auch durch

„die Anerkennung und Unterwerfung von Seiren der Ge-

„ richtsbehörigen, wie ans der Gleichförmigkeit einer sol-

„chen Handlungsweise hervorgeht. Es ist nicht das frü-

„here Unheil, was an sich verpflichtet, sondern der Be-

„ stimmungsgrund, der es hervorgerufen. Wenn aber

„für die Bestrafung einer und derselben Beleidigung sich

„ Prazcdenzcn in großer Menge und in allen noch so vcr-

„schieduen Zeiträume» der Verfassung finden, so müssen

„sie vermöge ihres Zusammentreffens und ihrer Uebcrcin-

„stimmung mit dem Gcmeiugesetze als eine geschriebne,

„von Jahrhundert zu Jahrhundert durch die Weisheit

„unstcr Väter überlieferte, Jurisprudenz betrachtet und

seinem Nichts und Alles, wahrscheinlich, um die englische

Gesetzgebung gegen die französische dcftomchr in Schatten zu
stellen. A. d. U.

10) Man zahlt deren hundert und vier und achtzig beson¬
ders merkwürdige.
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„dürfen nicht leichtsinnig in Anspruch genommen wer¬

fen."
i

„Die Rechtslehren vom Libelle" — füge» sie hinzu —

„sind von verfchiedaen sehr alten Rechcsgelehrten gesam-

„melt, deren Werke nicht bloß als Autoritäten zu be¬

frachte» sind, welche die Regeln des Gemcingesctzes

„enthalten, und als ans den Archiven und Kanzleien

„gezogne Dedukzionen der Urtheile, die in vormaligen

„Prozessen gefällt worden; sondern auch als eine Samm-

„lung jeuer Ueberlieferungcn und Gebräuche, von wel-

„chcn sonst kein geschriebneS Denkmal mehr vorhanden

-.ist." ")

Von der Zeit, wo diese Präzedcnzen sich vermehrt >

haben, nimmt man einen Einwurf ssr gegen ihre Gül¬

tigkeit, den uns die Rechtsgelehrten der Krone nicht ans

eine befriedigende Art zu lösen scheinen.

Unter den despotischen und willkürlichen Regierun¬

gen Heinrich's VIll, der Elisabeth, und der beiden ersten

Stuarts ist die Bestrafung politischer Libelle sehr häufig

gewesen, während in derselben Zeit die Bestrafung der

privaten Libelle seltner war, als in andern Perioden der

Verfassung.

Die Jurisprudenz des Libells, welche ans den Prä-

zedenzen abgeleitet und mit Hülfe der oft wiederholten ,

Entscheidungen gebildet worden, ist also seitdem keine

andre, als die der Sternkammer, jenes Blutgerichts,

uälawllolr, lies Isw ok libel. l.oncloi>, iLek. L.
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welches eins der mächtigsten Werkzeuge der Awingherr-
schafr jener vier Könige war. ")

Die englischenRechtSgelehrten gesteh», daß wirk¬
lich der giößere Theil der Präzedcnzen, vornehmlich die
wegen politischer oder gegen die Großen des Reichs ge¬
richteter Libelle, ihren Ursprung der Stcrnkammcr ver¬
danken. Diese erstreckte ihre Gerichtsbarkeit über das
ganze Reich, während die Königsbrück nur in der Graf¬
schaft richtete, wo der König seinen Sitz hatte.

Die Slernkammer bestand eigentlich aus acht Rich¬
tern; aber es konnten auch alle Prälaren, alle Pars, die
Großbeamten der Krone und des Reichs darin zu Ge¬
richt sitzen.

Diese Kammer war ein Gerichishvf der Billigkeit
und des Gewissens, der die peinliche Rechtspflege über
die Großen wie über die gemeinen Bürger ausübte, aber
auf eine Weise, die von der gegenwartigen Verfassung
sehr abwe cht; sie war, wie die Ncchlsgelehrten der ver¬
fassungsmäßigen Ordnung sagen, „eine aushülfliche Un-
„regelmäßigkeit, die sehr nützlich sein konnte, wenn man
„mit Unparteilichkeit urtheilte."

Es ist gewiß, daß damal die Großen zu mächtig
waren und nicht gerichtlich verfolgt oder zur Verantwor-

12) Man konnte gegen die Entscheidungen dieses Gerichts

nicht reklamiren, da das Ansehen der Regierung damal
willkürlich war »nd diese sich nach dem Belieben der Kammer

die ungerechtesten und gesetzwidrigsten Handlungen erlauben
durfte.



timz gezogen weiden konnten, als vor einem mit großem

Ansehn ausgestalteten Gerichtshöfe. Ein solcher war also

nützlich.

Andrerseits war die Einrichtnng des Schwurgerichts

noch in der Kindheit; das Ansehn der Geschwvrncn ward

oft widersprochen. Der Schutz der öffentlichen Macht

ward ihren Entscheidungen verweigert. Wer konnte über-

dieß Geschworner sein ? Das Landvolk war so unwissend,

in einer solchen Abhängigkeit von den Großen, daß es

unmöglich gewesen wäre, eine vollständige Liste von Ge¬

schwvrncn zu bilden.

Die von der Sternkammer gegen die Libellisien er¬

kannten Strafen waren Gefänglich, Schandpfahl, Geld¬

buße, Peitschung, Ohrenverlust und Brandmark.

Seil Heinrich VI II. ward die Sternkammcr ganz

dem Willen des Monarchen unterworfen. Dieser Fürst

und Elisabeth strebten nach der Zwingherrschaft und will¬

kürlichen Macht, der Eine durch Gewaltsireiche, die An¬

dre durch List. Jakob I. suchte sie durch göttliches Recht

und Karl I. durch ein bewaffnetes Heer zu erlangen.

Diese Quelle des Ansehens der Präzedenzcn ist ihnen

also ungünstig und scheint den wahren Freunden der eng¬

lischen Verfassung unlauter.

i?) Die Sternkammcr wurde dürch das Statut vom ,L.
Regierungsjahrc Karl's i (Kap. unterdrückt. Die Um¬
stände, nnter welchen man dieses Gesetz erhielt, und was man
die Erwaginssedesselben nennen kann, spreche» weit lauter ge¬
gen jene Kammer, als wir es thiin könnten.



In der Nothwendigkeit, die Strenge des Gemcin-
gcsetzes gegen die Libelle mit einigen Gesetzen oder Sta¬
unen zn unterstützen, welche das Verbrechen sowohl als
die Bestrafung desselben bestimmen, sind die Gesetzbeam-
len bis Z» den mosaischen Gesetzen hinaufgestiegen,welche
Alfred der G-oße in die englische Gesetzgebung eingeführt
hatte. Sie berufen sich in dieser Hinsicht auf das mo¬
saische Gesetz gegen die Lüge und das falsche Jeugniß
(2 Mos. 2z, i.). Es konnte aber höchstens nur ans die
Verleumdung angewandt werden.

Nach einer Abschweifung in die Gesetzgebung der
Perser und der Griechen berufe» sie sich serner auf
Solon's Gesetze, die ziemlich streng gegen das Unrecht
sind, das man verübt, wenn man den guten Namen
eines Bürgers verletzt.

Britannien wurde de» Römern und ihren Gesetzen bis zum
I. Eh. gg8 unterworfen. Man führt also auch die römischen
Gesetze zur Unterstützung des englischen Gemeingesetzes an.

Sir Eduard Coke bezeichnete in einer richterliche»
Erklärung, die er in der Sternkammer von sich gab, den
theodosianischen Köder als das geschricbueGesetz , wel¬
ches jenen Gerichtshof in der Ausübung seiner Gewalt
leiten sollte. ") N,m wollte dieses Gesetzbuch, daß der

ei) lli.)'si»s in Tlioomnesroin, I s o v l'» r e 5 in Uoclii-

tcm, ? I»r»r c Ii US in vir» Lolonis zitiren einige jener Ge¬

setze. Auch Cicero und Augustin fuhren sie hin und wieder an.

iü) Vornehmlich den 54. Titel des g. Buches. Hier findet
man die vier Konstituzionen Konstantin's tsmasi» libellls,
und vier Reskripte von Valens und Valentinian.

'S
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wegen eines Libells (lamosu» libcllns oder libellu» in ka-

inain) Beklagte die Wahrheit der darin gemachten Be¬

schuldigungen erwiese, und erklärte ihn nur in dem Falle

strafbar, wenn die Beschuldigungen falsch waren.

Ohne Zweifel wollre Sir Eduard Eoke das gericht¬

liche Versahren der Srcrnkamnier mildern und erklärte

deshalb die Gesetze jenes Köder unrichtig, welche sich auf

die Angehangen (clclaticno, ) bezogen, deren Gebranch

Augustns in die römische Jurisprudenz eingeführt Halle-

Beim Untergange der Republik waren die Gesetze

ohne Kraft gegen die Macht und die Reichtbumer der

Große». Augupus glaubie deren Vollziehung dem per¬

sonlichen Interesse anvenranen zu müssen. Das Drittel

oder die Halste der zuerkannten Geldbußen oder der ein¬

gezognen Güter wurde den Angebern bewilligt. Daher

jenes schreckliche System der Angeberei, immer verhaßt;

aber so wirksam unter Tiber und Nero, erneuert unter

Domitian, verworfen^ von den Anlonincii, verachtet von

Thevdos — war eö »nter den schwachen Nachfolgern die¬

ses Fürsien wieder zum Dasein gelangt.

Aber das römische Recht unterschied noch zwischen Ii-

kicllus l'amosns und l'amosa carmina, mala carmina, mala

scripta, injuria scripta "). Die Gesetze der Dezemvirn,

") Der Verfasser ist hier und im Folgenden nicht genau in
seinen Erörterungen. Wir verweisen dalier auf Stockmann's
Abhandlung äe kamosis libsllis (Leipzig, >70-1. Ivo kamosuz
lidellus nach Püttmann so erklärt ist: 5criprura, <p>!> <piis
crirninis poeii5Ni vel capiralem vel nou cspitzlem inferenris
vel fainsin saltem su^illsuris publice insimulatur. Da solche



die lex portra et Valeria, die lege« cvrneliaiiae des
Svlla »aiie» mir Strenge gegen die Libellisten und Ver¬
leumder gewütbcr. Ihre äußerste Harre hatte sie abge-
schasr, faktisch, durch den Fall der Macht, die sie be¬
kannt gemacht hatte.

Julius Casar ließ das Gesetz wegen beleidigter Ma¬
jestät auf die Verleumdung des Regenten und der öf¬
fentlichen Gewalten, wie auf den Verralh und auf Ver¬
schwörungen gegen seine Per st» anwenden. Angin us
dehnte es aus auf den Ehebruch mit Frauen der kaiser¬
lichen Familie. Am Ende seiner Regierung erregten die
salyrischen Verse des Casslus Severus gegen die ange¬
sehensten Personen in Rom den Unwillen dieses Kaisers;
und das Gesetz wegen beleidigter Majestät befaßte auch
die verleumderischenLibellen gegen die Freunde und
Günstlinge des Fürsten.

So waren die lege« cariteliansv gegen lamosa cur-
miiis in Abgang gekommen. Auch Tibcrius befahl den
Pratoren, die Gesetze des Augustus als Reg in des
Rechlsvcrsahrens anzunehmnn. Unter Caj s, Clardins,
Nero, Domitian, blieben diese G setze gleichfalls in Ge¬
brauch. Sie wurden mit Strenge vollzogen, und Cou-

Schristcn gewöhnlich anonym oder Pseudonym erscheine»,
so nehme» die meisten Juristen ancb dieses Merkmal in den Be¬
griff eines lidellus ksmosus auf. I^inriosumcsimeil ist eigent¬
lich eben so viel. Die übrigen Auodrncke sind weiteren Uiiisangs.
Sic bedeuten beleidigende und gehässige Schriften aller Art.
wenn sie auch keine Schmähungen enthalten. A. d. 1l.
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sia.itin bediente sich ihrer, um die Donatige» zu er¬

reichen.

Wahrscheinlich gegen die Meinung S-r Eduard Co-

ke's und seine Vernsung auf die Annahme des theodosia-

nischen Köder führte man in das Rechlsverfah.en der

Sternkammcr ein Gesetz Jusiinian's ein.

Dieses Gesetz ward auch falsch erklart, indem es

die Stcrnkammer mit Unrecht ans die verleumderischen

Libelle anwandte, worüber sie gewöhnlich sprach Man

verwechselte lamosus iibcllus mit laniosum carmeu, mala

scripta oder injuria scripta, woran Jnstittian nicht ge¬

dacht batte. Die öffentlichen Angebnngen, wofür den

Angebern Belohnungen waren bewilligt worden, kamen

ausier Gebranch, und wurden ersetzt durch geheime, selbst

namenlose Angebnngen, oder solche, die man als zufällig

gefunden und von einem unbekannten Urheber gemacht

ansähe. Diese Handlungsweise entfernte von dem Ziele,

welches sich Augnsius vorgesetzt halte. Die römische

16) Insrirt. lid. I. rir. 36: Li ynis fsmosnni libelluin

»ive «äoino» sive in ^uklico, vei (zuocun^ne loco i^nuius )

^eie'.ir, anr corrnm^st, ^liusczusrn altei- inveneiir, sur nulli
conüreurur invenrum. Li veio eusclem el^uirnlss ecninj)eriv

vei ißne consnmxserir, seä esrnrn vim manifestuverir, sciar 8«

hnoä auctorem Iinjnsrnocli 6elicri caj,irali senrenriae sudjn-

^sn^nm. Lüne si czuis clevorioni snae ae sulnri jznl)licue cnsro-
^ium ^ersr, nomen snnin pro6reurur er, c^uue per 5urnosum
libeilnm perse^nencla putaveiic, ois ^rosnio eclicar, ir^ ut

ads^ns uila rie^i^urione seeeciur, seiens c^niclem, c^noci, si
J8seirionibus suis veii ücles tneiir 0j)iru!ura, isnclem niuxi-

marn er piaeininin u nosria elemenria eonseczneru? , sin vero
minime vera okrenderir. cspirali ^»oens xlscrernr.

.«Zu«



Gesetzgebung unter Justinian wollte also diesem Uebel

abhelfen.

Die römische Gesetzgebung, selbst im justinianischen

Köder, bestimmte ebensowohl als die ncucrn Gesetzgebun¬

gen, was ein wirtliches Libell sei, unter den Mimen
kamosum Carmen, earmiua in kamam, mala scripta, in-

jnrla aeripta. Es konnte dagegen sowohl öffentliche Un¬

tersuchung als Privatklage statt finden. Man muß dieß

anerkennen, wenn man denselben zfi. Titel vergleicht, wo

die Erklärung über den kamosus libellus noch weiter be¬

stimmt ist. '6)

Die Klagenden wurden entschädigt nach Verhaltniß

der Namr der Verleumdung, deren Gegenstand sie wa¬

ren, und des Schadens, der daraus für sie entstanden.

Der justinianische Köder beobachtet eine große Ge¬

nauigkeit in der Anwendung seiner verschiednen Gesetze.

17) Jene übel verstandneStrenge des justinianischen Köder
bat in die englische Jurisprudenz einen solchen Rigorismus ge¬
bracht, das in dem Nechtsbandel des Lords Cocbrane die Nechts-
gelebrtcn der Krone sich weigerten, im vollen Parlemente etwas
Andres vorzulesen, als die Anklagcpnnkte, vorwendend die Furcht,
in die gegen Libelle bestimmtenStrafen zu fallen, wenn sie von
einigen Stellen seiner Vertheidignngsschrift Kenntnis gaben.

18) De ksmesis libellis. I'it. ZK: Li gnis gcripkerir,

I^nes preriinear i>s injuriam »Iteiins, cle iziia est pnbliea aceu-
sstio et pnena cspitalis, non tantum in auctorena tsrnosi Ii-

belli, ses etiam in snin, <zui invenit, nee combussit, seit

evul^svit; czniü isls ancron praesuniitur esse libelli, c^ni euni
sziai^it in vnlnns, nen eilito auctnis.

19) I n 5 1 i t t. lib, IV. t!t. 4: Lecunsum ^eailnm si^nita-
eis vitseczne Iionestatem ciesest »nr minnsrni sestimorin in-

.jgiiae.



Er bat keine Verurtheilung in gonore, in prinoipio, in
tine angenommen. Die Arte» der Beleidigungen, die
Grade der verbrecherischen Schuld sind klar bestimmt.
Das ist aber nicht das System der englischen Rechtsge-
lehrten. Papinian und die römischen Rechtsgelehrtcn
glaubten nicht, daß das Ansehn des Gesetzgebers durch
das Ermessen der Richter, durch ihre Gewissenhaftigkeit,
durch ihre Einsichten und durch eine auf Präzedenzen
gebaute Nechtskunde ergänzt werden könnte.

Das älteste englische Gesetz ist das von Alfred, wel¬
ches die öffentlichen Verleumder zum Verlust der Zunge
vernrtheilt.

Edgar bestätigte dieses Gesetz. Kannt der Große
erneuerte es. Bracton, ein ausgezeichneter Rechts-
gelchrter, der noch unter der Regierung Hcinrich's IV.
lebte, betrachtete die Beleidigung durch ein Libell als
gleich (ogale) der durch einen Angriff mit bewaffneter
Hand, dem Schläge und Wunden folgen. Ex xx-

20) 8i guis publicum menäacium conüngal et ille in sostrmetur, null» Isvi I S Iioc emenäsr, se<i linxus ei exciäatur,
uec minori prsrio reUiini licesr, guam juxia capitis aestima-
tionem. Es war also zwar eine Geldbuße nachgelassen, aber
eine solche, die der Arme nicht leisten konnte. S. Wüstes,

angelsächsische Gesetze, -i. ?I. -3.

21) Lamblien, stichst Ges. 64. ?I, iL.

22) Ist si guis slterum injuria llitkamare velit, ut »Iteru-
ttius vel pecunia vel vir» ei ciiminuatur. Li tunc alter ouw
rekellere possit, perilat linAuam susm , nisi illam capitis aesti-
mstione reclimere velir. W ilstcs angeliachst Ges. 1Z6. I'l. ib.

26) ?it autem injuria non solurn, cum czuis pu^no per-
cussu» kuerit, verberatus, vulneratus, vel kustibus caesus, vo-
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klärte, dieß sei das Nechtsverfahren der Königsbank und
der umgehenden Gerichte.

Er führt alsdänu das erste Statut von Wesiminsier
aus dem dritten RegierungSjahre Eduard's III. an. Er
erklärt die Besiimmunqsgründe dieses Gesetzes. Man
bemühte sich, dnrc!) absichtlich verbreitete falsche Gerüchte
Un inigkeit zwischen dem Konige, den Großen, den ver-
schiednen Autoritäten des Reichs und dem Volke zu stif¬
ten. Oieses Gesetz war weniger streng, als die vor¬
hergehenden. ES verurtheiite zum Gefängnisse, welches
schon für eine bedenkende Strafe galt Die Sitten wa¬
ren also da-ual milder, die Neclitslehre minder sireng.
Der große Frciheiiöbries (magna cUsilu) und die wenn

rum cum ei convicium clicrum kuerir, vel Ue ec> ksctum car-
men lsmosum er cjnsmoNi. Lracron, Opp>. toi. nb. sjtlt
dieser Stelle wird eigentlich keine Gleichheit (-lgalirc) der
thätlichen und wörtlichen Beleidigung ausgesprochen, sondun nur
überhaupt bestimmt, dast die letzte auch eine wirkliche Be¬
leidigung (luju'ia) sei. A. d. U.jj

2^) »Da seit langer Zeit übelwollende Personen sich im
„Lande verbreitet baben, welche falsche Neuigkeiten, beleidi-
„geude und erdichtete Berichte ausstreuen und dadurch Uneinig-
» keit zwischen de», Könige und den Großen des Reichs oder sei-
»nein Volke veranlassen, wie man es deutlich bemerkt hat un-
«tcr der Regierung Heinrich's Iii.: so ist verordnet, daß von
»nun an Niemand wagen soll, falsche Berichte zu verbreiten
„oder falsche Neuigkeiten bekannt zu machen, da wo Uneinigkeit
„oder Gelegenheit zur Uneinigkeit oder Verleumdung zwischen
»dem Könige und seinem Volke oder den Großen des Reichs
»statt finden können, und daß jeder, der solches gethan, er-
„griffen und im Gefängnissegehalten werden soll, bis er den
»ersten Urheber der falschen Neuigkeit vor Gericht gestellt."
(Etat. i. Kap. 5.)

E
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auch imrollkommne Bildung eines Parlements hatten ei¬
nigen Einfluß auf die Bestrafung einer Beleidigung, die
der durch ein Libell verursachten ahnlich ist.

Im zweiten Negieruugsjahre Nichard's II. wurde
das erste Stalin von Westniinsier erneuert und auf die
Verleumdung der Großen des Reiches ausgedehnt (Stat. l.
Kap. 5.). Diese werden hier so bezeichnet: Prälaten, Her¬
zoge, Grasen, Barone und andre edle und große Per¬
sonen, der Kanzler, der Schatzmeister, der geheime Sie¬
gelbewahrer, der Großmeister des königlichenHauses,
die Richter der beiden obersten Gerichtshöfe. Die Strafe
war die nämliche, wie im ersten Statute von Westmin-
sier. Aber im zwölften RegierungSjahre Nichard's II.
wurde verordnet, daß die, so nicht die Urheber falscher
Gerüchte oder Neuigkeiten vor Gericht stellen könnten,
nach dem Guidünken des geheimen Raths bestraft wer¬
den sollten, was auch sonst in anccrn Statuten bestimmt
sein möchte.

Schon im siebenten Negiernngsjahre dieses Fürsten
erhielten die Großen des Reichs, noch nicht befriedigt
durch die fünf Jahre vorher zu ihrem Gunsten gemachte
Anwendung des ersten Statuts von Wcstminsicr, das
berüchtigte Statut clo xonnelalis nragnatum. Es

2t.) „Alle die, so sich gegen Pars und andre Große des

„Reichs irgend einer Verleumdung, irgend eines Worts schuh

„dig machen, welches einen Pur oder andern Großen des Reichs

„in de» Augen des HauseS der Gemeinen verächtlich oder ge¬

hässig machen könnte, sollen mit Einkerkerung bestraft werden.

..Die Richter sind gehalten z» urtheilcn und der Große des
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wurde auf den Antrag des Bischofs voll St. David ge¬
geben. 2°)

Das Gemeingesetzwurde harter gemacht durch die
in das Srarut eingeschaltete Klausel, welche den Klager
verpflichtet, seine Sache vor den Gerichten zu verfolgen
tsm pro »e ipso gunrn pro äomino rsgo.

Dieses Gesetz ist noch immer in Kraft, wiewohl es
selten angesprochenwird. Die Pars rufen lieber das
Gemeingesetz oder die Privilegien des Parlementes an.

In den vermöge des Gesetzes 60 scanänlis insZnatum
angestellten Klagen wegen eines Libells ist es dem Be¬
klagten nicht erlaubt, sich anders zu rechtfertigen als
durch den Beweis, dafi er das Libell nicht bekannt ge¬
macht habe, oder daß die Artikel, worüber er angeklagt
worden, nicht verleumderisch seien. Er kann seine ge,
schrieb»«« Worte erklären, den Sinn entwickeln, der in
ihnen liegen soll, und aus die mildernden Umstände drin¬
gen, unter welchen sie bekannt gemacht worden. Wenn
er bei seiner Bertheidigung beweisen kann, daß die in
seiner Schrift gemachten Beschuldigungenwahr und also

„Reiche seine Sache zu verfolgen svwobl in seinem Namen und

„für sich, als für den König." (Stak. 7. äs scai-.äaliz m-gn-e-
tum ).

26) Cotton's Auszüge ans den Registern des Towers,S. «7Z. Nr> 9 und 10.

27) Wir werden diesen Punkt ausführlicher behandeln im

2. Adschn. dieses Bersuchs, wo wir die Anwendung der Rechts-

bcstimiiinngen über das Libe ^ ans die verscyiedncn Beleidigun¬
gen, die es bewirkt, entwickeln weiden.

E 2
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nicht verleumderisch sind, so weist er dadurch die Ent-

schädigiingssvderung zurück, die sonst der Kläger gemacht

haben würde.

Uebrigens macht daS Gesetz vom I. 17Y2, wovon

wir bald reden werden, diese Unterscheidungen völlig

unnütz.

Die Gewalt, welche die Friedensrichter habe», eine

Klage wegen Verleumdung durch ein Libcll anzunehmen

und die Verhandlung wegen der Entschädig ng zu bestim¬

men und anzufangen, gründet sich auf das Sraiut

vom vier und dreißigsten Negicrungsjahre Eduard's lll.

(Kap. 1.), welches ihnen bei ihrer Einsetzung jene Ge-

wall ertheilte.

Die Sttrnkammer balte im gerichtliche» Verfahre»

wegen des Libells, besonders deS polirischen, eine große

Strenge, eine ungerechte und ungeheure Willkür aus¬

geübt. Sie ward unterdrückt.

Bei der royalistischen Gegenwirkung nach der Her¬

stellung Karl s kl. hatte der fast unbesonnene und darum

28) Wir werden im 3. Abschn. dieser Abhandlung zeigen,
welche Art des gerichtlichen Verfahrens die Friedensrichter bei
dem großen Schwurgerichte oder der Anklagejurv bestimmen.
Man hat in den letzten Sitzungen des ParlementS von 1817 ge-
schn, welche Ausdehnung der Gewalt das Rundschreiben des
Lords ViSconnt Sidmontb den Friedensrichtern gab und welche
Debatten dadurch veranlaßt wurden. Es bedurfte der ganzen
MinisterialenMehrheit, um den Sieg davon zu tragen. Wir
enthalten nns der Prüfung jenes Rundschreibens, dessen Inhalt
nnS noch nickt genau bekannt ist.
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noch verhaßtere und für das Volk entehrendereDespo¬
tismus dieses Fürsten gegen eine vollkommnere Einrich¬
tung der Schwurgerichte zu kämpfen. Man hatte in
Ansehung des politischen Libells den Gebrauch eingeführt,
es kraft der Jniormazivnen eines Kronbeamlen fc-oronor)
oder königlichenAnwalts sKings - sitorno^ ) beim Ge¬
richtshöfe der Königsbank zu verfolgen. Diese Jnfvrma-
zionen trugen einige Merkmale vom Verfahren der Jn-
g listzionsgerichte an sich; und obgleich die Presse nicht
frei war, so gab es doch mehr Prozesse wegen Libelle,
ms man je gesehn. Die Staatsumwalzung vom I. it>88
»nachte diesem Systeme richterlicher Unbill schnell ein Ende.
Die Spezialjurys, hinsichtlich der Eigenschaft der Per¬
sonen, wurden eingeführt; die Presse wurde für frei er¬
klart; und im I. rbyg, erschien ein Gesetz, welches die
Jnsormazionen des Kronbeamten verbot, wofern er nicht
die Crlüubniß des Gerichtshofes dazu erhalten, eine Er-
laubniß, die nur erst nach angehörter Einrede des Be¬
klagten gegeben werden konnte. ")

2?) DaS Etatnt vom 4. und Z. Regierungsjahrc der Kö¬
nige Wilhelm und Maria (Kap. 28. §. iü.) untersagt dem
Kronheamten (coroner) oder Anwalt des Königs (Kin^s - »cror-
n«?). sowohl beim Gerichtshofe der Königsbank als bei den
As sengerichten der Grafschafte», irgend eine Informazion in
Libcllsache» zu beginnen, ohne die Erlaubnis? dazu vom Gericht
erhalten zu haben, welches dieselbe erst nach Anhörung des An.
geklagten geben soll, und ohne daß der Kläger, der die Jnfor.
niazion nachsucht, Sicherheit wegen der Kosten des Prozesses ge¬
leistet habe. (Zt-t»ro Hook. Vol. III.)
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Wahrend des Krieges wegen der Unabhängigkeitder
vereinten Staaten hatte die Regierung ein System die
öffentlichenAngelegenheitenzu behandeln angenommen,
welches auch zur Willkür führte. Es vermehrte das kö¬
nigliche Vorrecht einer ermessenden Gewalt, welche sich
die Richter anmaaßien, theils in der Stellung der de»
Geschwornenvorzulegenden Fragen, theils durch Einsckär-
fung der Regel, daß die Geschwornenihren Ausspruch
bloß auf den Hauptpunkt der Bekanntmachung des Mells
beschränken sollten. Die Sachwalter des Beklagte» be¬
wiesen immer, daß derselbe nicht die Absicht gehabt zu
verleumden, oder daß keine Verleumdung statt fände,
weil die Thatsachen wahr, also nicht böslich erdichtet.
Die Geschwornen gaben ihre Erklärung sowohl über die
Absicht, als über die Wahrheit der Beschuldigungen;
und d>e Richter verurtheilten zu Geldbußen und zum Ge¬
fängnisse, bloß wegen der Thal des Bckanntmachens.
D>e so berühmt gewordnen Briefe des Juuius haben
mehr als ein Beispiel davon geliefert. »)

Das Parlemcnt gab also im I. 1792 das so wich¬
tige Gesetz, welches dem Schwurgerichte die Vcfugniß

Diese Briefe enthalten eine strenge, zuweilen übertriebne,
aber schön und geistreich geschriebne Rüge der Fehler der dama¬
ligen Staatsverwaltung in England. Ihr Verfasser ist nicht be¬
kannt worden, ungeachtet die Regierung sich viel Mühe darum
gab. Einige halten Burke, Andre John Dunning, nach¬
maligen Lord Ashburton, für den Verfasser. Eine deutsche
Uebersetzung erschien davon zu Mictau und Leipzig im I. -776.

A. d. U.
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erlheilt, über das Ganze des ihm vorgelegten Rcchls-

handels sich im Allgemeinen durch schuldig oder nicht-

schuldig zu erklären.

Io) Wir geben liier den Tert des Gesetzes vom 52. Regie-

rungsjahre Georg's lit, (Kap. So.): „Da sich Zweifel erhoben

„haben über die Frage, ob in den Processen durch öffentliche

„Anklage (inllictcmeiic), oder auf Jnformazion, zur Verfol-

„gung der Handlung des Verfassend oder Bekanntmachens eines
„Libells rc. und wen» der Verthcidiger die Nichtschuldigkcit

.. darzuthun sucht, es den Geschworncn zukommt :c. ihre Erkla-

-.rnng (veräicr) über das Ganze der ihnen vorgelegten Sache
„zu geben: so wird hiednrch verordnet im Namen rc.

Daß in jedem Prozeß über ei» Libell die Gefchwornen

„rc die Erklärung des schuldig oder nichtschuldig über

„das Ganze des Verfahrens geben können rc. und daß sie

„nicht können aufgefodert, noch geleitet und beschrankt werden

„durch den Gerichtshof oder die Richter, vor welchen die Sache

„verhandelt wird, um den sich Vcrtheidigcnden schuldig zu sin-

„den, bloß vermöge des Beweises der von ihm geschehenen Be-

„ kanntmachnng einer als Libell in Anspruch genommenen Schrift,

„oder vermöge des Sinnes, der derselben in der öffentlichen

„Anklage oder in der Jnformazion beigelegt worden.

„ 2. Jedoch können in jedem solchen Prozesse der Gerichts-
„hof oder die Richter :c, nach ihrem Gutfinden ihre Meinung

„abgeben oder die Gefchwornen belehren über das Materialc der

«Sache :c, eben so wie in andern Kriminalprozcssen.

„5. Auch soll nichts getbau oder versucht werden, um die

Gcschwornen zu verhindern, ein spezialcs Verdick nach ihrem

Gutsiuden zn geben, wie in andern Kriminalprozesscn.

„4. Auch soll im Falle, daß die Gcschwornen de» sich Ver-

„theidigenden schuldig finden :c. es ihm gesetzlich erlaubt sein,

„gegen das llrtheil zu appelliren, nach den Motiven uud For-

„men, so vor diesem Gesetze in audern Kriminalprozessen ber-

gebracht waren, was auch demselben entgegenstehen möchte,"—

Wir haben den Tert wörtlich wiedergegeben und bloß die Wie¬

derholungen ausgelassen, die zum wesentlichen Inhalte des Ge-

letzcs nichts hinzufügen. s Der Ucbcrsctzer hat Dasselbe gethau,



Unter der gegenwärtigen Verwaltung und seit 1807
ist das Rechtsvcrfahren gegen Libelle, wie wir schon ge¬
sagt haben, drückender geworden. Mehre Antrage sind >
im Schooße des Parlemenls zur Beseitigung der Mis-
hräuche dabei und bei den Berufungen an die Kanzlei
oder an die Billigkeit (den Rekursen zur Kastazivn des
Unheils) gemacht worden. Aber alle sind durch die
Mehrheit der Ministerialpartei verworfen worden, welche
die Bestechung, der Einfluß der Regierung auf die Wah¬
len, die Dringlichkeitder Umstände, und der Vorwand,
man muffe die Parteien zu vereinigen suchen und den
Meinungen des Kabinets nachgeben, unüberwindlich ge¬
wacht haben. 2')

kann jedoch, da er den englischen Sriginaltert nicht vergleichen
konnte, nicht dafür stehn, daß die deutsche Uebersetzung demsel¬
ben eben so genau als dem französischen entsprechen werde.

A. d, U.)
Z-) Bon den besondern Gesetze» über die Presse und die

periodische» Journale werden wir im 4. und 5. Abschp. handeln,
indem es uns schicklicher schien, sie von der bisherigen Darstel¬
lung zu trennen, s Eigentlich hätten wohl die allgemeinen Ver¬
ordnungen über die Presse vorausgeschickt werden sollen. Da
indessen der Verfasser eine andre Disposition beliebt hat, so
hielten wir uns nicht ermächtigt, sie zu verändern. A, d. ll.f



Zweiter Abschnitt.

Anwendung der bisher dargestellten Rechtsbcstimmungen auf die

verschiednen Arten von Libellen,

^ie durch Bekanntmachung eines Libclls zugefügten Be¬

leidigungen können in Hinsicht auf die angegriffenen Sub¬

jekte folgendermaaßen geordnet werden:

I. Beleidigungen durch politische Libelle

1. gegen die Religion,

2. gegen die Sitten und das natürliche Recht,

Z gegen das Völkerrecht,

4. gegen den Staat und die Verfassung,

z, gegen den König und seine Regierung,

6. gegen die beiden Kammern des Parlcments.

II. Beleidigungen durch Privatlibelle

7. gegen die Gerichtshöfe,

8. gegen die Großen des Reichs,

9. gegen obrigkeitliche Personen,

10. gegen Privatpersonen.

Wir wollen so kurz als möglich die Anwendung

darlegen, welche man theils von den Grundsätzen,
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theils von den Pr ä zed c nz e n, theils von den Gesez-

zcn und Staturen, auf die Bestrafung der in jenen

vcrschicdnen Hinsichten begangenen Verbrechen macht.

l. VonLibellcn gegen dieNelig io n und den

daraus hervorgehenden Beleidigungen.

Seit der Tolcranzakte ist diese Art von Beleidigun¬

gen beschrankter geworden. Indessen sind Gottlosigkeit

und Gotteslästerung, Verspottung der heiligen Schriften

und der Lehrsatze der herrschenden Religion, jede aufrüh¬

rerische Ansfodernng, dieselben zu verwerfen und abzu¬

schaffen, jede antitrinitarische Lehre (Arianismus und

Sozinianiömus), jedes Werk, welches die Grundaitikcl

des christlichen Glaubens, die Wahrheit der heiligen

Schriften und die Sakramente der anglikanischen Kirche

angreift, nach dem Gemcingesetze und der von den Ge¬

richtshöfen angenommenen Rcchtslehrc immer mit Strenge

bestraft worden.

Das Gemcingesetz verbietet nicht eine bescheidne und

gemäßigte Kontroverse, selbst über die Grundlehren des

Glanbens.

Die Bischöfe sind in der anglikanischen Kirche Rich¬

ter des Glaubens, halten aber keine religiösen Versamm¬

lungen. Als Pars sind sie im Oberhanse mir den übri¬

gen vermischt, und die Geistlichen der zweiten Ordnung

kommen nicht zusammen.

Als Nichter deS Glaubens üben die Bischöfe in ih¬

ren Diözesen und durch ihre Offizialen eine GerichtSbar-



kcit aus, vermöge der sie über einige Beleidigungen ge¬

gen die Religion durch Libelle urtheilen, nämlich über

solche, die vvn Gliedern ihres Klerus herrühren. Sobald

diese auf eine dem Dogma der anglikanischen Kirche wi¬

derstreitende Art lehre» oder schreiben, so erlasten die Of-

fizialen kanonische Erinnerungen an sie und verlangen

Widerruf. Die Hartnäckigkeit der Schuldigen wird durch

Ausschließung von der Kirchengemeinschaft und durch Ver¬

lust der Venesijien, wenn sie dergleichen haben, be¬

straft. -)

2. Von Libellcn gegen die S i t t e n liIId das

natürliche Recht und den dar a n s

hervorgehenden Beleidigungen.

Man hat die Herausgeber von obszönen oder solchen

Schriften, welche darauf abzwecken, die Gesellschaft in

ein größeres Verderbniß zu stürzen, als schuldig eines

Libells bestraft. Auch Handlungen, so ein öffentliches

Aergerniß geben oder den öffentlichen Anstand verletzen,

desgleichen Reden derselben Art, gehalten an öffentliche»

Orten, sind mit großer Strenge bestraft worden; und

r) Das neueste Beispiel von Verdammung eines Libelks die¬

ser Art hat uns der Herausgeber des Werks von Thomas

Paine gegeben, welches de» Titel führt: das Zeitalter

der Vernunft, und worin das Dasein Gottes, dessen Ein¬

heit, die Nothwcudigkcit der Offenbarung auf das Unanstän¬

digste lächerlich gemacht waren. Er wurde zu einjähriger Ein¬

sperrung in ein Zuchthans und zur Leistung einer Sicherheit von

-ovo Pf. Sterl. wegen guter Aufführung wahrend seiner übri¬
gen Lebenszeit verurtheilt.



das Gesetz ist dieß allerdings den Sitten schuldig, um

ihre Reinheit möglichst zu erhallen.

z. Von Libellen gegen das Völkerrecht

n, s. w.

Die gebildeten Staaten sind es sich schuldig, Belei¬

digungen zu bestrafe», welche de» Oberhäuptern und den

öffentlichen Autoritäten andrer Staaten zugefügt worden.

Die Fürsten und Häupter der Regierungen haben außer

ihren Staaten gleichen Anspruch auf Achtung und Ehrer¬

bietung, als zu Hause. Dieß ist ein Gesetz, .welches

ans wechselseitiger Anerkennung und gesellschaftlicher Pflicht

beruht. Es hat indeß wenig Prozesse der Art gegeben,

und sie sind nur auf Ansuchen, und zufolge der Jnfor-

mazivn des Staatsanwalts (attorncze general), anhängig

g.macht worden. ')

2) Im I. :6KZ wurde Karl Sedlc» zu einer Woche Ge-

fängniß und einer Geldbuße verurtbeilt, weil er sich auf seinem

Balkon dem Volke nackend gezeigt und diese Ausstellung mir

noch unanständigen! Reden begleitet hatte.

5) Prozesse dieser Art hatten der Graf von Guerchp,

Großbotschaftcr von Frankreick), wegen Verlenmduug seines öf¬

fentlichen Charakters, gegen den Ritter d'Con — der Graf

von A d h-mar, Großbotschaftcr von Frankreich, gegen den Lord

Gordon. — Ferner John Vint wegen Verleumdung des

Kaisers von Rußland, Panl'S i.. und Pcltier wegen Ver¬

leumdung Bonaparte's, als Oberkonsuls der französischen

Republik, und wegen Ausfoderung zur Ermordung desselben.
Die Beklagten wurden sammtlich verurtbeilt. Der Letzte trug

«uf Kassazion des UrthcllS an, und die bald folgende Kriegs¬

erklärung machte, daß Peltier unbestraft blieb.



4. Von Libellen gegen den Staat und die

Verfassung u. s. w.

Wenn das Gesetz den Bürgern die Gewährleistung

ihrer persönlichen Rechte schuldig ist, so ist es dieselbe

»och vielmehr dem ganze» Systeme schuldig, welches jene

Rechte überhaupt in Schutz nimmt und die Möglichkeit

ihrer Ausübung verbürgt.

Es folgt also ans dem Grundsätze der persönlichen

Vertheidigung, daß das Gesetz streng und schnell jede

Art von wörtlichen oder schriftlichen Angriffen bestrafen

muß, deren Zweck ist, auf eine unanständige Weise je¬

nes bürgerliche Hauswesen, jene Drdnung und Einrich¬

tung der Dinge zu verhöhnen oder zu beschimpfen, welche

das allgemeine politische System und die Regierung ei¬

nes Landes bildet.

Die öffentliche Meinung macht die Kraft eines po¬

litischen Systems, und um diese zu behaupten, muß die

Verfassung geachtet und geschätzt werden.

Ueberdieß geht man sehr leicht über von der Verach¬

tung der Gesetze zu deren Verletzung, und von der Ver«

letzung zum offenbaren Widerstande.

Endlich führt die Abwesenheit oder, was ebensoviel

ist, die Nichtvollziehung der Gesetze zur Anarchie. Man

ist dann glücklich, wenn ihr die Tyrannei folgt. Den»

schlechte Gesetze sind immer besser als gar keine.

Alle Regierungen gründen sich in der That oder

vermöge einer Erdichtung, der ihre Nützlichkeit die Kraft
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einer Thatsachc gibt, auf einen ursprünglichen Vertrag

deS Volks mir denen, die eS regieren. *) Das göttliche

Recht der fürstlichen Prärogative war ein Hirngespinst,

welches die Konige aus dein Haufe Stuart ins Verder¬

ben stürzte. **) z>aS Volk überlaßt in jenem Vertrage

den öffentlichen Negicrungögcwaltcn se ue Kraft und sei¬

nen Willen, seine Macht und seine Unabhängigkeit, das

heißt, eS opfert den größten Theil seiner Rechte auf und

behalt sich nur einige vor, die es in einer gewissen, durch

die Verfassung bestimmten. Form ausübt.

Die Anerkennung dieses ursprünglichen Vertrags gilt

als Grundsalz in England. Das Volk hat hier den Kör

nig und die beiden Kammern des ParlementS mit aller

seiner Macht, feiner Unabhängigkeit, seinem Willen be-

P Daß dieser Vertrag nichts weniger als eine Erdichtung

sc!, möchte man sie auch »och so nützlich nennen, hat der lieber-

Hetzer in seinem Staatsrechte philosophisch erwiesen (Sy¬

stem der praktischen Philosophie, Th. -. Z. ff.)
Es läßt sich aber auch historisch erweisen, wie man sich aus

Hullmann's Urgeschichte des Staats (Königsberg,
rLip. 8.) überzeugen kann, wenn man anders will. A. d, U.

In der Art, wie jene Könige ihr göttliches Neckt gel¬
tend machen wollten, allerdings. Sonst aber kann man unbe¬

denklich alles Recht, also auch das fürstliche, göttlich nennen,

weil es aus der Vernunft und diese aus Gott stammt. A. d, U.

- ) Auch diese Ausicht vom Wesen des bürgerlichen Ver¬

trags ist falsch. Das Volk opfert gar nichts dadurch auf, son¬
dern es gewinnt vielmehr alles, was es nur vernünftiger Weise

verlangen kann, nämlich ein gesetzliches Dasein, wo die Rechte

jedes Einzelen gegen fremde Eingriffe möglichst geschützt werden
sollen, damit sich das Menschenthnm im Bürgerthume gehörig

entfalte. A. d. II,
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kleidet. Aber es hat davon nur das überlassen, was zur
Thaligkeit der Regierung nothwendig war, und alleS,
was es nicht ausdrücklich überlassen, hat es sich still¬
schweigend vorbehalte». Die politische Freiheit, die
es sich ausdrücklich vorbehalten, besieht in dem Rechte
der Wahl einer von den Kammern des Par-cments, in
dem Rechte sich zu versammeln, um Bitten und Vor¬
stellungen den verschiednen Zweigen der öffentlichen Ge¬
walt zu übergeben, und in dem Rechte der Diskusston
über die Handlungen derselben.

Jedes Recht ist beschrankt nach Maaßgabe seiner
Nützlichkeit, oder hört vielmehr ans ein Recht zu sein,
sobald es, statt nützlich zu sein, schädlich wirb. ")

DaS Recht der englischen Bürger ist also beschrankt
nach diesem Grundsatze, so wie nach jenen, die allen

4) Die Parlementsdcbatten über die Regentschaft in den

Jahren 178S nrd iLn baden dies? auf eine unwidersprechliche

Art bestätigt. (I) ehr <ztt 's pailiam. eiws: V tlebsces, Vol. 27.) —

^iinu-ch regtslei', Vol. HZ. 1L11.

ö) In den letzten Jahren anerkennen die Gesetzdeamten der

Krone, welche Schriften über das Libell herausgegeben, nicht

mehr so offen jenes so wesentliche Recht des Volks, seine Man-

dataricn z» wählen. Man begreift auch wokl, daß sie Loke's

Lehre vom Widerstande nicht billige». Deswegen ist sein Buch

über die Regierung ans den Schulen des öffentlichen Un¬

terrichts verwiesen. sDcr Verfasser führt die Universität zu

Dublin und das Trinitatlskollegimn namentlich an. Ueberall

aber ist es wohl nicht der Fall. A- d. dl.j

") Ein allgemeinschädliches Recht wäre freilich kein Recht

Aber ein Recht, das nur sonst gehörig begründet ist, hört darum

1106) nicht ans, weil es diesem oder jenem schädlich ist oder gar

»ur scheint. So das Recht der Preßfreiheit. A. d. ll.
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Regierungen gemein. Es ist nothwendig zur Sickerheil
jeder Regierung, daß die Macht und der Wille der Re¬
gierenden frei und unabhängig sei, um zu regieren. *)
Sie werden es nicht sein, wenn jedes Jahr ei» Dcma-
gog eine Versammlung verlangen kann, um e>ne Vor¬
stellung an die öffentlichenStaatsgewalten abzufassen,
die auf deren Auflösung abzweckt. Die Thaisache oder
die Erdichtung, **) worauf die Regierung beruht, be¬
willigt oder setzt voraus eine ursprünglicheVersammlung
des Volks, welche das Recht der einzeln, Stimmgebung
ansübte. Sie bewilligt oder setzt gleichfalls voraus, daß
die Regierung in jener Urversammluug konstituirt wor¬
den. Seitdem ick die Regierung eine gesetzmäßige Grund¬
einrichtung des Staats und der Staar selbst. *5*)

Jeder Engländer hat also ein unbestreitbaresRecht
zu reden, zu untersuchen, zu schreiben, Vorstellungen zu
machen. Aber dieses Recht ist in Schranken eingeschlos¬
sen, welche ihm die Verfassung und die Schädlichkeit,
die aus der Ausübung desselben hervorgehen kann, vor-

Allerdings. Aber eine absolute Freiheit und Unabhän¬
gigkeit kommt keinem Menschen, kommt Gott allein zu Ge¬
setzliche Schranken muß es also überall geben, sowohl für
die Regiereuden als sür die Negierten. A. d. U.

5") Der angeblich erdichtete Urvertrag. A. d. U.
Sonach wäre daö berüchtigte Diktum Ludwig's XIV.:

r.'et!>r c'esr moi, doch richtig? — So meint co freilich der
Verfasser nicht. Er spricht hier überhaupt mehr im Namen ge¬
wisser englische» Rcchtsgelehrten, als in seinem eignen. Aber
ein gewisses Schwanken in seiner eignen staatsrechtlichen Theo¬
rie blickt dock? überall durch. A. d. ll.



zeichnen. Er darf nicht wegen eitler metaphysischer Spe-
kulazionen die Grundfesten der Verfassung in Gefahr
setzen. Er kann voraussetzen, daß sich Jrrthüme, im
Systeme der Regierung befinde», und daher Verbesserun¬
gen und Reformen vorschlagen. Er kann eine Denk¬
schrift, Betrachtungen, Gegenvorstellungen einreichen;
aber er darf nicht die Leidenschaften der Menge aufru¬
fen, um die Gesetze umzuwerfenund das ganze System
der Verfassung von neuem in die Form zu gießen.

Man fühlt, wie viel irrige und gefährliche Anwen¬
dungen solche Grimgsatze zulassen, die nur in Ansehung
ihrer Allgemeinheit und einiger daraus gezognen Folge¬
rungen bestritten werden können, und wie sehr derglei¬
chen Anwendungen das Recht der Prcßfreiheit, das Recht
der freien Diskussion über Gegenstände der Regierung
und der Gesetzgebimg, und das Recht der Petizionen zu
beeiiilrachligen vermögen. Dhne Zweifel könnten die Rechts¬
gelehrten der Krone in so zarten Punkten der Metaphysik
gewöhnliche Richter sehr weil mit sich fortreißen.

Aber das Institut der Schwurgerichte ist eben darum
vorhanden, daß es das englische Volk vor solchen Miß¬
brauchen bewahre. Darum muß es den Geschworncn eine
große Unabhängigkeit verleihen; und weil jene Fragen
wegen ihrer besonoern Natur und Janheir genau ermessen
sein wollen, so müssen auch die Geschwornen ohne Zwang
nach ihrem Ermessen urtheilcn könne». Ihre Scharfsich¬
tigkeit muß auf der Hut iein gegen die willkürlichen
Auslegungendes Gesetzes und der Rechtslehren, welche

F



die andern Richter oder die Gesctzbcamtcn der Krone ma¬

chen könnten. 6)

Z. Von Libellen gegen den König und seine

Regierung n. s. w-

Man nennt Libelle gegen den König und

seine Negier ring jedes Ltbell, welches die Person des

regierenden Monarchen beleidigt, seine» Rechtstitcl be¬

streitet oder sein Ansehen erschüttert, oder welches die

durch seine Beamten und Minister verwaltete Sraarsre-

gierung lacherlich oder verächtlich z» machen sucht.

t. Wahrend die politischen Grundsätze der englischen

Verfassung einerseits die Macht dcS Königs oder das,

was die Englander die königliche Prärogative nennet,,

mit einer heilsamen Eifersucht beschränken, bekleiden sie

doch andrerseits den Monarchen selbst mit einer beson¬

dern Heiligkeit. Daher betrachtet man jede üble Re e,

die gegen ihn ausgestoßen oder niedergeschrieben woiden,

wegen der Erhabenheit seiner Person und der Würde sei¬

nes Amtes als das größte Verbreche», welches man

durch ein Libcll begehe» kann.

e) Man bemerkt, daß seit dem Gesetze vom I. 1792 kein

Prozeß dieser Art geführt worden. Vorher waren sieben Be¬

schlüsse oder llrtheile in dieser Beziehung von der Königsbank

gegeben worden. Man hatte als Lidell Bedford's Abhand¬

lung über die erblichen Rechte verdammen sehn, ein

Werk von großer Allgemeinheit und dessen Verfasser von keinem

Zweige der öffentlichen Gewalt insonderheit sprach.



Die englischen Ncchtsgelehrtcnbeleuchten dieses Ver¬
brechen gegen den König und die Verwaltung seines Am¬
tes als eine Arr von Verrat!, (pettzr tresson — klei¬
ner Verrat!,), als einen verbrecherischen Versuch, die
Regierung und den Staat selbst zu vernichten.

Die Srernkanimer war äußerst streng gegen dieses
Verbrechen, und sie mußt' es sein zufolge ihrer Einrich¬
tung und ih>em Streben nach einer willkürlichen und ty¬
rannischen Autorität. Sie behandelte dasselbe unter Hein¬
rich VIII. als Hochverrat!, (InZI» troason). Man
wagt es aber nicht mehr, auf dieses Nechtsverfahren
sich zu Hemsen.

In den sechzig ersten Jahren nach der Revoluzion
haben die politischenParteien, der Jakobirismus, und
der Haß gegen die regierende Familie verschiedne Angriffe
ans den NcchtStitel des Hauses Hannover he»vorgebracht.
Man hat sie als Melle betrachtet und auch so bestrast.

7) Unter der Regierung der Königin Anna hatte das Par-
leinent ein Gesetz i» der Absicht gegeben, dem Hause Hannover
das Recht der Thronfolge zuzusichern. Dieses Gesetz erklärte,
es sei „ Verrat!,, gegen jenes Recht etwas zu schreibe» oder
drucken zu lassen" (Statut vom 7. I. der K. Anna). Vermöge
dieses Gesetzes ward im I. 172g der Herausgeber des iviisr—s
veeckss' jomiial verurrheilt. — Nr. der Zeitschrift Igortll.
Brilon wurde Gegenstand einer dreifachen Untersuchung des
Staatsanwalts, gegen den Herausgeber, gegen den Unterzeichner
des dem königliche»Gerichtshöfe zur Beurtbeilung vorgeleg¬
ten Artikels, und noch einmal gegen den Herausgeber, weil
er den nämlichen Artikel in einer ans mehren Banden bestehen¬
de» Sammlung seiner Jonrnalaufsätze wieder bekannt gemacht
hatte. Der Herausgeber und der Unterzeichner wurden ange-

F 2

Al
,W

'.s

RiIN
ÄU

»W

... l h ^



84

Seil den, Gesetze vom I, 1792 haben di, Staats¬
anwälte die Mäßigung gehabt, seltner Jnsormazionen zu
machen und sehr wenig Prozesse dieser Art vor Gericht
zu bringen. Man findet nur eine einzige Klage zur Be¬
strafung eineö Libells gegen den König im Oktober lLc-cz.«)

Dieser Prozeß scheint das Rechisvei fahren in dieser
Hinsicht firirr zu haben. Es wurde seitdem anerkannt,
daß die englischen Gesetze, indem sie den Monarchen mit
dem höchsten Grade der Würde und des Glanzes, der
Achtung und der Ehrfurcht umgaben, die Folgerungen
aus diesem Grundsätzenicht aufs Acnßersre treibe», noch
davon eine drückende Aiiwendnngmachen wollten, welche
die Bürger ihres Rechts der Untersuchungund Vo-,irl-
lung beraubte und die Freiheit der Presse beengte, und
daß sie im Suveran nicht eine Erhabenheit und Unriüg-
lichkeit verauösetzten, die keinem Menschen zukommt.
Der König kann nicht irren in Rücksicht auf personliche
Verantwortung, wohl aber kann er es in Bezug auf

klagt, daß sie die den -g. April -7K5 gehaltene Rede vom Thron

hatten schlecht machen und verrufen wollen. Sie wurden verur-
theilt. — Der Drucker der Briefe des Zunius und der .Her¬

ausgeber des 5lcv?--»-Iveiui-er, welcher Stellen daraus ange¬

führt hatte, wurden alle beide aus denselben Gründen verur¬

teilt im I. i?64.

8) Dieser Prozeß wurde gegen den Herausgeber des klor-

nlriA cki-onicls geführt. Lord Ellenborough erlaubte dem Be¬
klagten z» seiner Verteidigung die dem Gerichte vorgelegte
Stelle mit einer entfernteren zu vergleichen, die voll von Aus¬
drücken der Achtung und Ehrerbietung für die Person des Kö

nigs war. Er wurde losgesprochen.
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die menschliche Natur. Man kann ihn also auch eines
Jrrnmms zeihen, kann voraussetzen, daß er sich darin
befinde.

2. Die Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten
durch die Beamte» des Königs und seine Staaisminister
kann auch Gegenstand eines Libells sein; und eine solche
Beleidigung w»d gleichfalls bestraft, aber nicht in der
Qualität eines Verraths. Die Minister des Königs sind
weder im Ganzen »och einzeln als unverletzlich zu be¬
trachten. Sie sind im Gegcnlheil allen den Autoritäten
verantwortlich, welche au der obersten Staatsgewalt
theilnehmcn. Die Eine derselben, das Haus der Ge¬
meinen, bewacht diese Verantwortlichkeitder Minister
und verklagt dieselben vor der Andern, dem Hause
der ParS, zur Ehre der Dritten, des Monarchen,
dessen Vertrauen nicht entsprachen worden, und zum
Heile Aller.

Untersuchungenüber das Betragen öffcnllichcr Per¬
sonen und der Beamten der Regierung anzustellen, wird
in England als das wesentlichste Recht des Bürgers be¬
trachtet, als ein Ausfluß und ein Theil des Rechts der
Pr.ßfrcihcit, eines heiligen Rechtes, das aus der Re-
voluzion hervorgegangen und nach Hume „das Pnlla-
„dinm der englischen Freiheiten ist, welche verloren wa-
„ren, wenn dieses Recht einst verloren ginge."

Jeder englische Bürger hat also ein klares und be¬
stimmtes Recht, die öffentlichen Angelegenheitenfrei zu
beurtheilen, um so mehr, als nach der Natur des Volks-

^WMWW»
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thümlichen Thcils der englischen Verfassung und nach dem
Rechte, welches sie dem Volke gibt, seine Stellvertreter
zu wählen, jeder sowohl ein allgemeines als ein besondres
Jmcresse an jener Bcurthcilung hat. Er kann Jrrrhü-
mcr und Mißbrauche in der Leitung der Staatsangele¬
genheiten nachweisen; er kann frei, obwohl mit Mäßi¬
gung, jede Frage untersuchen, welche mir der Politik
und Verwaltung seines Landes zusammenhangt. Damit
er dieses Recht ausüben könne, unterscheidet das Gesetz
sehr genau die geheiligte Person des Monarchen von der
stets der Jensur unterworfenen Persönlichkeit seiner Mi¬
nister.

Aber wenn statt einer besonnenen und anstandigen
Diskussion, wie sie ein auf seinen Vorthcil aufmerksamer
Mann sich gestatten kann, die Freiheit des Urtheils in
Frechheit ausartet, so ist das Gesetz dem Minister eine
Sichcrstellnng seiner Ehre schuldig, und zwar eine »och
stärkere, als einem andern Bürger, weil sie ihm bei der
Ausübung der ihm anvertrauten Geschäfte nöthigcr ist.

Man sieht also, daß das Gesetz streng sein muß,
zugleich aber auch, daß dessen Anwendung ein Maaß
von Erwägung sodcrl, das man einer kleinen Iahl von
Richtern nicht zutrauen kann, die immer mehr oder we¬
niger gefällig sind gegen die Macht und de» herrschen»
den Tbeil. Man wird es also nur in einem Körper von
Geschwornenfinden, wechselnd in den Personen, aber ei¬
nig und fest in der Anhänglichkeit an den Gesetzen des
Landes, wie an den Grundsätzen der Billigkeit, am
Myhle der Mitbürger und an den Rechten der Mensch-



heit. Die Gschwornen allein werden diesen Ausdrücken,

diesen gcschrirbuc» Worten den Sinn anweisen, de» sie

hallen sollen, den Zweck, um dessen willen sie ausgespro¬

chen und bekannt gemacht worden.

Unter der Srernkammcr und vor Einführung der

Schwuraerichie war es schon Hochverrat!), zu behaupten,

daß die Bürger das Recht hatten, die Handlungen der

Autorität zu beurrheilen. Welche Verschuldung, waS

für Strafen hatte man auf sich geladen durch die Beur-

th.ilung selbst?

Aber seit der Staatsnmwalzung vom I. 1688, seit

der darauf gesolglcn Vervollkommnung der englischen

Verfassung, seit der Annahme des NeprasentativshstcmS,

wc ches das politische Problem der Vereinigung der Herr¬

schaft mit der Freiheit auflöst — eine Auflösung, ver¬

geblich gesucht von den Antouinen und jenem Ncrva,

dessen Wünsche und Wohlthaten Tacitus so kraftvoll schil¬

dert 9) — besonders aber seit der weisen Einrichtung

des Schwurgerichts hat es weit weniger willkürliche Ver-

urtheiluugen in Libellsachen gegen die Agenten der Re¬

gierung gegebe». Da indessen die Geschwornen bis znm

Gesetze vom I, 1792 noch nicht ihre ganze Unabhängig¬

keit hatten, so wurden sie immer noch von den übrigen

Richtern und dem Parteigeiste beherrscht; und eS gab

daher noch genug Prozesse wegen Libelle gegen die Mi¬

nister. Die Verurthciluugen waren fast alle gegen Her-

y) !0ci-v» (lsessv res clim «üssocisllile» niiicuir, ^»inci-

zistum sc liverlstcm. lbsciri vir. ^Aiic. §. Z.



ausgebet von Zeitschriften gerichtet. Doch wurden! auch

viele Prozesse wahrend der Jnstrukzion aufgegeben.

Seit jenem Gesetze, dessen Tert wir oben gegeben,

haben sich dergleichen Venirtheilungcu im Verhältnisse

von sieben zu eins verrmmderl, obwohl die ministeriale

Partei und die Regierung unter Put einen großen Ein¬

fluß ausgeübt haben Aber im I. rZo? vermehrten sie

sich wieder desto starker; und Lord Holland erklärte in

seinem Antrage wegen der Jnformazione» cx ofstein, daß

in drei Jahren zwei und vierzig Informationen wären

angefangen, aber nur vwr-ehn bis zum Verspräche fort¬

gesetzt, und auch von diesen der größere Theil durch das

Schwurgericht verworfen worden.

6. Von Libellen gegen die beiden Kam¬

mern des Parlements u. f. w.

Da das Parlement heutzutage die wirksamste Macht

in der englischen Verfassung ist, so hat es auch ge> ech¬

ten Anspruch auf den höchsten Grad der Achtung.

i<?) Die Gemeinen sind nur langsam und stufenweise da¬
hin gelangt, mebr Einfluß und Würde im politischenSvsteme
Englands zu erbalten. Die geschätztesten englischen Publizisten
glauben nicht, daß sie, seit der Einftibrung der Lehnsherrschaft
durch die normannischen Konige, vor der Regierung Helnrich's ltt.
einen Platz in der Verfassung eingenommen; sie setzen deren
erste Sitzung in das Jabr »ach der Schlacht bei Evesham, Ibre
vorzüglichsten Rechte beschränkten sich anfangs auf das Bewilli¬
gen der außerordentlichenSteuern. HaushalterischeFürsten be¬
durften derselben nicht. Heinrich Vitt, verlangte viel von ih¬
nen, und sie erhielten dadurch mehr Bestand. Das Statut vom
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Ein Theil der politischen Grundsätze, die wir oben
entwickelt haben, wäre auf dasselbe anwendbar, selbst
»ach dem Gemeiugesetze, wenn es nicht ganz besonders
der Bewahrer seiner eignen Rechte gewesen wäre —
Rechte, in der That seit undenklicherZeit vorhanden,
aber unter dem Namen von Privilegien ansdnickli-
cher anerkannt, seit die. Gemeinen mehr Gewicht erlangt
haben.

Die Frage wegen der Privilegien des Parle-
ments — em sehr wichtiger Umstand in der brutischen
Verfassung — werden wir besonders behandeln '). Wir
betrachten sie hier nur in Bezug auf da§ Meli, auf die

dreizehnte» Jahre Karl's lt.. welches diesen Fürsten auf den
Thron zurückführte, erkannte an, daß die Gesetze durch Ansam-
mcnwirken des Königs, der Barone und der Gemeinen
gegeben würden. Die Erklärung der Rechte (bilt ot ilglns)
im I. >638 sprach ans, „daß es Reckt und Pflicht der geistli-
„chen und weltlichen Lords und der Gemeinen von England sei,
„als gesetzmäßige Stellvertreter aller Stände des Volks dem
>. durch Unterbrechung der Ausübung der königlichen Gewalt ent-
„standencn Mangel der gesetzgebenden Autorität abzuhelfen."
Seitdem gab es keinen Unterschied mehr zwischen der Mackt
der Pars und der Gemeinen. Diese Grundsätzewurden wieder¬
holt und bestätigt durch die Beschlüsse, welche in den Jahren
1788 und >8i> gefaßt wurden, um dem Prinzen von Wallis die
Regentschaftzu übertragen. Da die Geistesnnfähigkeit des Kö¬
nigs, welche im I. >789 aufgehört hatte, bevor der Beschluß
der Gcmeiueu im Hause der Lords angenommen war, im I. >8>>
anerkannt wurde, so bestimmte das Gesetz wegen der Regent¬
schaft alle die Grundsätze, welche das Ansehen des ParlementS
und die Rechtsgleichheitbeider Häuser betreffen.

) Nämlich hin dem größern Werke, wovon dieser Aufsatz
nur ein Theil ist. A. d. U.
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Verleugnung oder Verachtung des Ansehens, die Ver¬
leumdung der Handlungen oder Geschäfte des Parlemcnts
und der beiden Kammern, woraus es besteht, und die
Angriffe gegen die Ehre seiner Mitglieder.

Das Parlemcnt, wie alle andre Körperschaftenoder
öffentliche Autoritäten Englands, hat das Recht seiner
eignen Verthcidigung und Erhaltung. Das Recht der
eignen Vertheidiguug bei einer Privatperson umfaßt drei
Punkte, die persönliche Ehre, Sicherheit und Freiheit.
Der Charakter eines polirischen Körpers besieht in seiner
Würde; seine Sicherheit und seine Freiheit bestehen in
der freien Ausübung seiner öffentlichen Geschäfte, in dem
vollen Geiinsse seiner polirischen Rechte.

Die Verachtung seiner Geschäfte und derer, welche
sie ausüben, greift die Ehre und die Würde des politi¬
schen Körpers an. Handlungen, welche Spott und
Schimpf über die Glieder dieses Körpers bringen, hin¬
dern sie eben so sehr an der Erfüllung ihrer Pflichten,
als die Gewalrrhätigkeit einer willkürlichen Macht und
einer ryrannischen Regierung, oder das tumultuarische
Verfahren der Demagogie und Anarchie.

Das Parlemcnt hat daher Widersiandsmittel gegen
die Tyrannei eines Emsigen sowohl als einiger Wenigen
aus dem Volke. Es bestraft die Verachtung, die Be¬
schimpfung, die Verspottung, die Lächcrlichmachuug sei¬
ner Geschäfte und seiner Glieder. Es ist befugt, die
Verlttzuug seiner Vorrechte (dreacli ob Privileges) ge¬
richtlich zu verfolgen.



Es gilt also als Grundsatz in der englischen Rechts¬
kunde , daß alles, was dem Cliaraktcr eines Gliedes des
einen oder des andern Hauses eine grobe Beleidigung zu¬
fügt, daß jede Beschuldigung, die, einer andern Person
aufgebürdet, als Libcll gelten würde, gegen ein Parle-
nieiitsglicd vorgebracht, eine Verachtung des Parlemenics
selbst, eine Verletzung seiner Vorrechte, ein gerader An¬
griff auf seine Ehre, und vermöge des HasscS, der
dadurch gegen dasselbe erregt wird, ein Hinderniß sei,
welches mau der Ausübung seiner politischen Pflichten
entgegensetzt.

Dieser Grundsatz würde ohne Zweifel sehr weit füh¬
ren, wenn nicht dessen Anwendung in den meisten Fallen
durch das Parlemcnt selbst gemacht würde, und zwar
immer mit Mäßigung, aber auch mit großer Schnellig»
keit. Es entbietet vor seine Schranken, ermahnt, radelt,
straft mit Gefangniß, selbst im Tower, wahrend seiner
Sitzung; übt also eine wirkliche Gerichtsbarkeit aus, in
deren Natur, BestimmungSgründeund verfassungsmäßige
Zugehörigkeiten wir hier nicht weiter eingehen wollen.

Man hat bemerkt, daß das Parlement in der Aus¬
übung seiner Gerichtsbarkeit nur gestraft hat, wen» die
Beleidigung öffentlich und gröblich war, und durch ihre
Beichaffenheitden allgemeinen Unwillen erregte. War
dagegen die Natur der Beleidigung weniger klar und
konnte die Auwendung des obigen Prinzips widersprochen
werden, so überließ das Parlemcnt die Vcrurtheilung des
Libells der Königsbank »nd dem persönlichen Interesse
seiner Glieder.
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Die englischen Nechtsgelehrten leiten ans obigem

Grundsatz als Folgerungen ab, daß es eine offenbare

Verachtung und Verletzung der Vorrechte des Parleme, ts

sei, wenn man eins seiner Glieder beschuldigt, es »ebme

Geld, Gnadengehalre, Platze oder Acmler, als Pe^is

für seine besondre Scinnnc oder für sein allgemeines Be¬

tragen im Laufe der Parlementsverhaiwlungen — wenn

man sagt, die eine oder die andre Kammer habe unge¬

recht und ohne Gründe in einer Untersuchung oder Ver¬

handlung entschieden — wenn man ein Purlemcnrsglied

wegen seiner Stimme, seiner Reden, seines Benehmens

im Parlemente, im Bilde verbrennt, zum Gegenstande

des Gelächters oder einer Karikatur macht.

Es ist zu bemerken, daß die Glieder des Unterhau¬

ses vom Gemeingesetze nicht als Personen von höherer

Würde betrachtet werden; daß das Gesetz lle «n-nulglis

msgnaium auf sie nicht anwendbar ist; daß daher das

Haus tnr Gemeinen in der Vrrlheidigung seiner Rechte,

als eines moralischen Körpers, aufmerksamer und stren¬

ger gewesen, als in Bezug auf die Rechte seiner

Glieder. Indessen hat es doch auch die Ehre dieser,

vermöge seiner Privilegien, in verschiednen Libellsällen

beschützt.

A f Seiten der Pars hingegen, da diese das oben

angeführte Gesetz <le su-müsIis magustum ansprechen

konnten, wenn sie sich nicht an das Gcmeingesetz halten

wollten, mußte d-e Zahl der Prozesse wegen Libelle, kraft

der Privillgien des Parlements geführt, weit geringer



^3^

sein. Indessen hat es deren doch auch eine ziemliche

Menge gegeben. ")

11) Die merkwürdigsten Prozesse wegen Verletzung der Par-
lcmeutsvvrrechte (in lrescli ok piivileges) betrafen: Will.
Tbranur, 182g — Will. Williame, 1Ü7S — Arthur
5?all, -du» — Henry. Davis und Bryan Tocke, iöoi —
Aleyne, 162»— und seit der Revolnzion: Jap und Top-
ham, iK8g — Asbb» und White Paty u. A. — Des¬
gleichen: Al erander Murrav, Parlementsglied, iy5i —
Owen, 1782 — Graf von Shaftesbury, der auf Befehl
des Oberhauses ins Gefäugnifi gesetzt wurde und deshalb ein
Hübe»» . corpus- Schreiben von der Koniqsbank verlangte, die
es aber abschlug, weil das Haus proprio jur« gehandelt hätte —
Braß Crosbv, >771, »ud Flower, 1772, ins Gefängnis?
geschickt auf Befehl des Oberhauses. Im März 1S10 wurde
Job» Gales Jones, Verfasser einer beleidigenden Kritik
über eine Berathschlagungder Kammer der Gemeinen, einge¬
sperrt, so lang es der Kammer gefallen würde. Den
28. dess Mon. wurde der chreuwerthe Herr Francis Bür¬
dest, Parlementsglied, wegen einer Verletzung der Privilegien
des Hauses in seinem Schreiben an seine Kommittenten, wel¬
ches vom Hause für ein ärgerliches, beleidigendes und die ge¬
reckten Privilegien desselben antastendes Libcll erklärt ward, in
du: Tower geschickt bis zum Ende der Sitzung. Vurdett ver¬
klagte vor der Ksnigsbauk wegen Verletzung seiner persönlichen
Freiheit den Sprecher des Hauses, Hrn. Abbot (jetzt Lord Jl-
chcster), weil derselbe den Befehl zur Einsperrung gegeben, und
den Gouverneur des Towers, Lord Moira, weil derselbe ibn
(Burdett) willkürlich gefangen halte. Die Kbuigskank verwarf
die Klage. Man vcrql. in dieser Hinsicht jurisüicrion
vk pürlisirient — Oucklow's Isw snck usügv ok pürliüiricnt in
csses ok Privileges ünck conteinpl, Tonil. >810. und Wp -nne 's
suriselicciou ok tlie liouse ot coninions, I.oiill. 1Z10. kZnclil.
I Alau siebt hieraus, daß das Parlement, iviefcrn es eine solche
Gerichtsbarkeit ausübt, eigentlich Partei und Richter zugleich
ist — eine Einrichtung, die wobl nicht mit den Gesetze» der
Gerechtigkeitbestellen kann. Als eine bloß polizeiliche Maaß-
rcgel kann dieß schwerlich entschuldigtwerden. A. d, ll.)
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7. Von Libellen gegen die Gerichtshöfe
u. s. ,v.

Die Gerichtshöfe in England sind weniger als irgend
eine andre Körperschaft geeignet, Gegenstand der Verach¬
tung, der Vcrlachnng oder der Saryre zu werden. Die
nämlichen Gründe, die wir so eben entwickcll haben, be¬
weisen, daß das Gesetz auch ihnen Gewährleistung ihres
Anschns schuldig ist.

Die merkwürdigstenProzesse wegen Libelle in Bezug
ans dieselben wurden in den neuesten Zeiten gegen die
Herausgeber öffentlicher Blatter geführt, weil sie in diese
Blatter Verbalprozessein Untersnchuiigösachen,entweder
verstnmnrelt oder mir parteiischen und giftigen Bemer¬
kungen begleitet, eingerückt, oder weil sie die Gc,chwvr-
nen in ihrem Ansprüche (veuciict) der Ungerechtigkeit
beschuldigt hatten. Oer königliche Gerichtshof verrbei-
digte die Ansprüche der Gerechtigkeit, der Menschlichkeit
und der Angeklagtenweit öfter, als seine eignen Rechte
oder seine verkannte Würde.

8. Von Libellen gegen die Großen des
Reichs u. s. w.

Wir haben oben den Inhalt des Gesetzes llo sc-ur«
Zulis nwgnstum mitgetheilt. Die Gründe für ein solches
Gesetz lagen in der Nothwendigkeit, jenen Befehdungen,

12) Prozesse dieser Art wurden geführt gegen Nokes, Lee,

Hart, White u. A. in den Iahren und iSoL.



jenen Nachckriegen ein Ziel zu setzen, welche unter dem
Feudalregimentedie Großen des Reichs ungestraft führ¬
ten, um ihre Ehre und guten Namen zu vertheidigcn.
Das Gesetz bot ihnen rechtliche Miuel, um sich wcgen
zugefügter Beleidigungen nicht niebr selbst Recht zu
schaffen. Diese Gründe sind jetzt nicht mehr vorhanden.
Ein aufgeklärteres Bürgerihum erkennt an, daß die Ge¬
sellschaft auf Gleichheit der Rechte für alle ihre Glieder
gegründet ist; aber sie besteht doch nur durch eine Un¬
gleichheit in der That. Die Gesellschaft ist aus Neichen
und Armen gebildet. Ungleich vercheilte Anlagen, Thä-
tigkeit neben der Weichlichkeitund Faulheit, Tugenden
und Laster unterhalten in ihr einen beständigenWetiei-
fer, der allmälig ihre verschiedenen Klassen bildet und
bestimmt. Das Gesetz muß hier Ordnung und Unrerord-
nung, eine Art von Hierarchie unterhalten. Es kann
also mir Beleidigungen der einen Klasse härtere Strafen
verknüpfen, als mit Beleidigungen der ander», und hö¬
here Grade der Verschuldungbei Verleumdung von Per¬
sonen aus höheren Klassen festsetzen.

Diese Betrachlungen werden noch mehr Gewicht ge¬
winnen, wenn jene ersten Klassen der Gesellschaft erblich
mit einer hohen Magistratur bekleidet sind, welche der
öffenrlichcn Sache nützlich ist und die Glieder jener Klas¬
sen zu einem wesentlichen Bestände des Systems der
Verfassung und der öffentlichen Gewalten macht.

Das Gesetz cle so-mäalis magnulum trägt also beach-
tenswerlhe Merkmale der Nützlichkeil an sich, welche



ihm «och Gültigkeit in England verleihen, ob es gleich

heutzutage selmer angesprochen wird.

Man muß dies» Seltenheit dem Wachöthume der

Einsichten und dem Geiste der Mäßigung derer zuschrei¬

ben , zu deren Gunsten das Gesetz gegeben worden, aber

nocb weit mehr der übertriebnen Strenge, der Ungerech¬

tigkeit sogar, womit es f'üher angewandt wurde. Man

errolhci st tzr üoer die lacherliche Barbarei, womit die Be¬

leidigung von der Stcrnkammer, von obrigkeitliche» Per¬

sonen und Friedensrichtern, die der Gunst und der Macht

hingegeben waren, bestimmt und bestraft wurde.

Seil der Nevoluzion haben die Großen des Reichs

die K. .ge nach dem Geletze sto scancknlis mngn-ttnm auf¬

gegeben und lieber das Gemeingesetz angesprochen. Da

üb-rdieß der Kläger nach jenem Gesetze die Klage tum

pro se ipso gusm pro elumino regs verfolgen mußte, so

entst.meen daraus beträchtlichere Kosten für ihn. Der

jeneiu Geietze zufolge Beklagte kann seine Vcrlheidigung

nicht daraus stutz.», daß die von ihm gemachten Be¬

schaldigangen wahr seien, wenn nicht etwa Schadenersatz

,Z) Die Sternkammer bestrafte als Libelle und scs-nl-,!,

nisxn-nln, folgende nicht gcschriebnc Worte: „ Mvlord P.
„bar zu mir geschickt, um mir meine Börse abzufodern," wie¬
wohl nicht beigefügt war diebisch (kvlonlous) — „Sie ha¬
ben nicht mebr Gewisse» als ein Hund" — „wenn Sie nur

„Geld haben, bekümmern Sie sich wenig, wie es zu Ihnen ge¬

kommen" — „Mnlord P. ist ei» unwürdiger Mensch; er

„handelt immer g.gen Gesetz und Vernunft" — „Sie sind ein

„bestochener Rechter" — „I. S. ist ein pfiffiger und arglistiger

..Bischoff."



L7

gefodert wird. Er darf indessen seine Worte und den
damit zn verknüpfenden Sinn erklaren und behaupten,
daß sie nicht den guten Namen, die Ehre und den Cha¬
rakter des Klägers antasten; wie es der Fall war in der
Sache des Lords Eromwcl.

y. Von Libelleiz gegen obrigkeitliche
Personen u. f. w.

Beleidigungen dieser Art finden ebensowohl gegen den
geringsten Friedensrichter Statt, als gegen den Lord Kanz¬
ler, wen» dieser nicht die Privilegien des Parlcnicn'.s,
besten einer Kammer er Vorsicht, oder das Gesetz äe scZn-
stall» wüZmwnm anruft.

Das Gesetz crlheilt jenen obrigkeitlichen Personen,
wie jedem bloßen Privatmanne, das Recht, Beleidigun¬
gen zurnckzuweisin, die ihrem Charakter zugefugt wor¬
den, aber es hat Vorneliungeii (pctltlons), die man ei¬
ner odern Autorität macht, um sich wegen Verletzungen,
Ungerechtigkeiten,Plackereienzu beschweren oder die Ab¬
stellung von Miöbrauchen zu verlangen, sorgfältig von

i4) Der einzige Prozeß in scanstala rnsgnstuin, der in

neuern Zeiten vorgekommen, ist der des Grafen voz? Sand¬
wich, ersten Lords der Admiralität, gegen Miller, im I. 177a.

Der Lord war von diesem beschuldigt worden, er verkaufe Plätze
bei den Scetruppen und der Flotte. Miller lvurdc von dem

Schwurgerichte für schuldig erklärt und von den Richtern verur.-

^ thcilt, Zoo» Pf. St. Schadenersatz zu zablc». fVou der im

s Tert erwälmten Sache des Lords Cromwel sagt der Verfasser

weiter nichts; er fügt bloß das mir unverständliche Zitat bei:

4 coke i4. A. h. ^ ^
G
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Beleidigungen der höhern Würde einer Magistratspersou

unlerschieden.

lo. Vvu Libellen gegen Privatpersonen

u. s. w.

Es würde ohne Zweifel zu weitläufig und langwei¬

lig sein, das Verfahren der englischen Gerichte und die

Anwendung der Grundsätze des Gemeingesetzcs in Bezug

auf Privatbeleidigungcn zu verfolgen.

Diese Vergehen werden insgesammt nach der Schwere

der Beleidigung und nach den Umständen, unter welchen

sie geschehen, bestraft.

Das Gesetz theilt überhaupt die Libelle dieser Art

und die daraus hervorgehenden Beleidigungen in drei

verschiedne Arten, nämlich:

ib) Hieher gehört der Prozesi des Lvrdkanzlers Bacon ge¬

gen Wrenn, welcher zum Schandpfahl, zum Verlust der Oh¬
ren und zum lebenslängliche» Gefängnisse vcrurtheilt wurde.
Das war eine von den Ungerechtigkeiten, welche die Sternkam-

mcr häufig beging. Die Ungerechtigkeit ward erwiesen; Lord
Bacon verlor seine Stellen und wurde für jenes und andre Ver¬

gehen zum ewigen Gefängnisse vcrurtheilt. — In dem Prozesse
des Lords Sandwich und der Verwalter des Hospitals von

Greenwich gegen Baillic, Vicegonverneur dieses Hospitals,

weigerte sich Lord Mansfield, Vorsitzer der Königsbank, als

ein verleumderisches Libell gegen jenen Lord, und in Folge des

Gesetzes <ie sc->näalis rnzgnillum, eine Beschwcrdeschrift zu be¬
trachten , welche gedruckt und bloß unter die Verwalter jenes

Hospitals vertheilt war, in Beziehung auf die Misdräuche, die

in der Hospitalverwaltung stattfanden und dem Lord nicht ganz
fremd waren.



Libelle, welche einen Menschen eines Derbrechens
beschuldigen, vermöge dessen er in Anklagestand versetzt
werden kaun;

Libelle, welche darauf abzwecken, jemanden einen
Schaden oder ein Unrecht in seinem Amte, Gewerbe,
Geschäfte, oder Verkehre zuzufügen;

Libelle, welche einen Menschen dem Gelachter, der
Verachtung, einem noch starkern Gefühle als der öffent¬
lichen Geringschätzung, dem Unwillen und dem Fluche
der Gesellschaft preisgeben.

Es ist unnütz, die Mannichfaltigkeit von Prozessen
und von verwickelte» Libcllsachen darzustellen, welche aus
einer vorgerücktenIivilisazion und aus der Vcrderbniß,
so dieser in einem großen Staate (besonders heutzutage
iu England und seiner Hauptstadt) gewöhnlich folgt,
hervorgehen müssen. Wir wollen nur zwei Prozesse an¬
führen, welche einen wichtigen Punkt der englischen Rechls-
kunde bestimmen, nämlich, daß ein Parlementsglied we¬
gen des Vergehens, ein verleumderisches Libell herausge¬
geben zu haben, angeklagt werden kann, wenn es die Mei¬
nung, die es in einer der beiden Kammern ausgejprvchen,
durch den Druck bekannt macht. Es genießt im Parle,
meine selbst aller Freiheit der Meinungen. Aber die Pri¬
vilegien dieses Körpers können es nicht berechtigen, Ver¬
leumdungen gegen einen Bürger vffeurlich zu machen.

Den ersten Prozeß führte der Anmalt (->ttorno/,
procureur) Sermon gegen Lord Abingdvn im Jahre

G s
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I7yg. Dieser Lord halte im Oberhanse in einem Antrage

znr Reform der Gebrauche und deS Verfahrens der An¬

wälte jenen Sermon betrügerischer Handlungsweisen be¬

schuldigt und nachher seine Meinung durch den Druck be¬

kannt gemacht. Lord Kcnyvn, Dberrichtcr und Vor¬

sitzer der Konigsbauk, erkannte an, daß ein Parlemeiits-

glicd wohl das Recht hatte, seine im Schooße des Hau¬

ses ansgesprochne Meinung drucken zu lassen; aber «s

durfte dieses Recht nicht auf eine Art ausüben, daß seine

Rede ein wirkliches Libcll wurde, welches einen Privat¬

mann in üble Nachrede brachte. Lord Ahingdon wurde

sßr schuldig erklärt und zu einer Geldbuße von 100 Pf.

St., nebst einer Kauziou wegen seiner guten Aufführung

für die Zukunft, vernrthcilt.

Der Zweite Fall ereignete sich im I. >8HZ. Ro¬

bert Kirk Patrik verklagte wogen LibeilS ein Parle-

mcntsglied vom Hause der Gemeinen, welches seine im

Schooße des Han>cs ansgesprochne, sür den Kläger eh¬

renrührige, Meinung in die Zeitschriften harte cinr cken

lassen. Während des Prozcssis ward erwiesen, daß die

Meinung des Parlementsglicdes nur auf dessen aus¬

drückliches Begehren in das Journal von Liverpool war

eingerückt worden. Darum ward es für schuldig er¬

klärt. ")

Wir müssen noch bemerken, daß die englischen Ge¬

richte als Libelle auch solche Stellen aus Journalen oder

H Der Verfasser nemit dies Parlcmcntsglied nicht, und sein

Name iß mir anch nicht bekannt. A. d. U.
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gedruckte» Pamphleten ancrk >mt haben, in welchen die
Namen der verleumdeten Personell nur mit einem oder
zwei Anfangs- oder Endbuchstaben angedeutet; desglei¬
chen so cl>e, wo die ehrenrübrigenBeschuldigungen schlecht
geschrieben, schlecht orthographirt, in alrenglischcroder
fremden Sprachen abgefaßt waren. Es war ihnen genug,
daß der Kläger konnte erkannt werden, sei es von sich
selbst oder von Andern.

Sie haben auch als Libelle betrachtet ehrenrührige
Ironien, Gcinälde, Kupferstiche, Karikaturen und Al¬
legorien. Sie haben sie alS solche dem Schwurge¬
richte dargestellt, welches meistens das Schuldig ausge¬
sprochen.

Wir haben bei Erörterung der Grundsatze, der Au¬
toritären und der Gesetze oder Staturen, welche die eng¬
lische Jurisprudenz in Bezug auf das Libell bilden, ge¬
sehen, daß die Strafen, welche den Libcllisten treffen
sollen, durch geschriebue Gesetze oder das Gemcingesetz
nicht bestimmt waren; daß das RcchtSvcrfahrcn der
Sternkammer sie harr und barbarisch gemacht hatte; end¬
lich daß sie nach Nerhältniß der Schwere der Beleidigung
zuerkannt werden sollte».

Die Richter bestimmen demnach allein die Strafe,
welche heutzutage besieht entweder in bloßer Haft oder in
Einsperrung in ein Zuchthaus, von längerer oder kürze¬
rer Dauer, und in einer Geldbuße mit der Verbindlich¬
keit, durch eine andre Summe Geldes auch Sicherheit
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wegen guter Aufführung in der Zukunft zu leisten, beide
Summen mehr oder weniger hoch. Diese Gewalt der
Richter ist meistens mit Billigkeit ausgeübt worden. In¬
dessen hat man seit igio die Dauer des Gefängnisses
und die Größe der Geldsummenzur Abbüßuug und Si¬
cherheitsleistungerhöhet.

< W
,r.,5.

U>-''



Dritter Abschnitt.

Die vom Gesetze dem Beleidigten angewiesenen Klagen wegen

LideUvcrgchen und die dabei zu beobachtenden Arten des

Verfahrens.

Aas Vergehen oder das Verbrechen, welches aus den

Beleidigungen, die man mittels der bisher erörterten Ar»

tcn der Libelle Andern zufügen kann, hervorgeht, kann

aus drei verschied»? Arten gerichtlich verfolgt werden.

durch Inäictment d. h. durch ein Anklagemandat,

welches erfolgt, sobald die von der beleidigten Person an¬

gebrachte Beschwerde angenommen worden;

2. durch d. h. durch eine Untersuchung,

welche der Klagende bei solchen Magisiratspersonen nach¬

sucht, denen die Befugniß dazu von Amtswegen zusteht;

z. durch Lotion d. h. durch eine gewöhnliche Klage

auf Schadenersatz. ')

i) Die Namen, womit die verschleimen Akte des englischen

Gerichtsverfahrens belegt werden, sind meist lateinisch und ge¬

wöhnlich von den Aufangswortcn der darauf sich beziehenden

Schriften hergenommen. Incliclirient ^ inäictameiNuin eu-
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Bevor wir diese verschiedneu Arten des Verfahrens

in der gerichtlichen Verfolgung der durch Libelle zugefüg¬

te» Beleidigungen weiter erörtern, ist noch zu bemerken,

daß in der englischen Prozeßordnung die Strafe der Nich¬

tigkeit (Is peius lls nullits cles actcs) wegen Mangels in

der Form nicht eingeführt ist; aber dieser Mangel wird

als ein Rechtsmittel zugelassen, um den Vollzug dcS Hir¬

tels zu hemmen oder im Kanz'le'igcrichrshofe Kassazion

desselben nachzusuchen.

Da einerseits das geschriebne Gesetz über die Form

nichts gesagt hat und in England kein Köder über das

Verfahren in bürgerlichen und peinlichen Rechtssachen

'ertstirt; da andrerseits das Gemeingcsetz'aus allgemeinen

Grundsätze» und Gcrich'sb auchcn oder Prazedenzen be¬

sieht und daher 'die Form in jeder besonder« Art des Pro¬

zesses nicht tzeilan bestimmt Hai: so gilt die Meinung der

Rechtsgclehktcn als Gesetz über die Nullitäten und deren

Annahme als Gründe des Rekurses an den Kanzleigc-

rich öhvf wegen Kassazion der Urlhcile. Aber eben diese

Rechtsgelebrtcn sind über eine Menge von Puukteu, wel¬

che die Form betreffen, ganz vcrschicdner Meinung. Un¬

ter den tausend Schikanen der englischen Sachwalter

wählen wir nur einige von jenen Punkten in Bezug auf

i'ise, Anklagcmandat oder Akte. I'-c. von. ksc oder k->ci->»

venire, Einladungsaktc, um vor Gericht zu erscheinen.

vir. vor Gericht abgelegte Erklärung, Aussage, oder Zeugnis:,
mit eidlicher Bestärkung. Verllisr ^ vors llicrum, Ausspruch

des Schwurgerichts. Holi xerssgni, Erklärung des AnHaltens

oder Äufgehens eines Prozesses u. s. w.
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das Indiktement, worüber die geschätztesten Rechtsgelchr-

ten üiid Praktiker nicht einig sind. Muß die Anklageakte

enthalten

i. daß die im Libell angegriffene Person eine» guten

Namen hat, als eine rechtschaffene und ehrenwcnhe Per¬

son betrachtet und geschätzt ist?

2- daß sie im Genuß ihrer Ansprüche auf öffentliche

Achtung gestört worden vi et somis et contra psccm?

Z. daß das Libell herausgegeben oder bloß An¬

dern mi tget heilt worden?

g. daß das Libell beleidigend spricht von und be¬

treffend diese Person, oder können diese Worte fehlen?

5> verhalt es sich eben so mit den Worten maütioso,

llllso et soclitioso?

6. maß man, ehe man die eignen Worte des Li-

bellö anfübrt, die Worte -.ccnnllmn tcnorcm scgncnicm

vorausschicken? oder darf man an deren Slelle setzen

innnomlo? und ist es nicht gefährlich dafür zu sagen ic!

est .... scilicct?

7. endlich, wenn das Libell in einer fremden Spra¬

che geschrieben ist, müssen die Stellen, ans welchen die

Schuld beruht, übersetzt oder in jener Sprache gerade

so, wie sie bekannt gemacht worden, angeführt werden?

Es wäre leicht, dieses Verzeichnis; mit einer viel

größcrn Anzahl von streitigen Punkten, welche die Form

betreffen, zu vermehren. Wir haben unS aber auf jene

sieben beschrankt, welche sich zuerst in den Werken d.r

englischen RcchtSgelehrtcn über das Libell darbieten.



Man begreift daher leicht, wie lang, kostspielig und
ungewiß die Libellprozesse sein müssen. Der Mächtige
wird nach Lust und Belieben den Schwache» und Armen
verunglimpfen und ihm ungestraft das Kostbarste, was
«r hat, seinen guten Namen rauben.

Diese Unbestimmtheit der Prozeßformen, diese Unge¬
wißheit der Ttzeor e sowohl, als der P -wis i» den Ge¬
richts- und Sachwalteestuben*), bringen noch mehr Will¬
kür in die Ausübung jenes Schutzes, welchen das Ge¬
setz dem in semer Ehre und semem guten Namen ange¬
griffenen Bürger schuldig ist. Daraus folgt, daß gegen
den Wullen oder den Geist der Gesetze vom fünfte» Nc-
gieruvgSjahre der Kön ge Wilhelm und Maria, und vom
I. l/y2, die Gewalt des richterlichen Ermessens — so
uothwendig in Prozessen, wo die ganze Verschuldungin
dem Sinne liegt, der mit gewissen Worten zu vertun,
pfen — nicht mehr der Scharsstcbt und dem Gewissen
der Geschworncn, der Kenntniß und der Rechtschassen-
heit der Richter, w-lchc das Gesetz anwenden, anvertraut
ist, sondern sich vielmehr ganz und gar in der Billigkeit
eines einzigen Menschen findet, »aml ch des Lordkanzlerö
von England, welcher allein alle Rechtssachen von Eng-

Letts incertitiiüo se I» pr-nlgus ües goelkes et <lo» e'tu-
S--5. Das letzte Wort kann hier wohl nicht die Studien oder
die Studirstubc bezeichnen,sondern vielmehr den Ort, wo Ad¬
vokaten, Notariell und Prokuratoren zu arbeiten pflegen, gleich¬
sam ihre Studien treiben. Jndeß Hab' ich hier die Theorie zur
Praris hinzugefügt, weil jene in der That nach dem Bisherigen
eben so unsicher ist, als diese. A. d. tt.
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land, die einige Fehler in der Form darbieten, in der
Gestalt eines Referats aburtheilt.

Beim Jndiktement wird die Klage des durch ein
Libell Verunglimpften vor dem Friedensrichter, zu dessen
Sprengel er gehört, angebracht und von diesem dem
großen Schwurgericht der Grafschaft übergeben,
welches aus 24 Personen besteht und die Anklagejury
bildet. Die Klage wird hier vorlaufig besprochen, ge¬
prüft, und zugelassen oder verworfen, aber wohl zu mer¬
ken, ohne den Beklagten zu seiner Vertheidigung vorzu¬
laden. Das große Schwurgericht sieht nur die Klage
und dm Kläger, und erläßt, wenn es die Zuläsfigkeit je¬
ner erkannt hat, die Anklageakte (inclictment) unter
Verantwortlichkeit des Klägers, der die Kosten tragen
muß und wegen Schadenersatzes belangt werden kann,
wenn er unterliegt. Die Sache wird dann öffentlich ver¬
handelt vor den Richter» und den Geschwornen, welche
die Urtel sjury bilden und das kleine Schwurge¬
richt heißen. *) Der Vorsitzende Richter faßt endlich das
Resultat der Verhandlung zusammen, erklärt die Art des
Rcchtshandels und seine Meinung darüber; die aber bloß
beraihcnd ist. Die Geschwornensprechen über die Schuld
und die andern Nichter bestimmen die Strafe.

Bei der I »forma zion vor dem königlichen Ge¬
richtshofe OiligskLncb) ist die Verfahrungsarl kürzer

Weil es mir aus r- Geschwornen besteht. Von beiden

Schwurgerichten ist weiter unten ausführlicher die Rede.
A. d. U.
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für die Personen seines Sprengels, die Bewohner von
London.

Diese Verfahrungsart war unter Karl ll. und Ja-
k b It an die Stelle jener getreten, welche sonst vor der
Sternkammer statt fand. Nach der Ncvoluzion mußte
sie gleichfalls refornnrt werden. Das Statut oder Ge¬
setz vom 4. und. 5. Regierungsjahre der Könige Wilhelm
und Maria verordnete, daß keine Jnformazion beginnen
konnte ohne Erlaubniß dcS Gerichtshofes', vor welchem
die Sache angebracht werden sollte — eine Erlaubniß,
die ohne vorgänglge Diskussion und Verhandlung von
beiden Seiren, und ohne Sicherheitsleistung von Seiten
des Klägers wegen der Prozeßkostennicht gegeben wer¬
den durfte. Der Zweck dieses Gesetzes war, die Quäle¬
reien zu vermeiden, welche ans einer unbesonnenen An¬
zettelung solcher Prozesse entstehen konnten.

Man unterschied damal zwei Arte» des gerichtlichen
Verfahrens mittels der Jnformazion, 1. die Jnforma¬
zion durch den Kronbcamlcn (ooroner) oder Kö¬
nig sanwalt (Rings - stlcirnozr); 2. die Jnformazion
ox rilllein durch den Staat S a n w a l t (attorucze genoral).

I. Die Jnformazion, welche der Kronbeamte in
seinem Parkete macht, *) nachdem er vom Gerichte die
Erlaubniß dazu erhalten hat und die Sicherheit wegen
der Kosten geleistet worden, ist dem Beklagten günstiger

«) nennt der Verfasser den Ort zwischen den Siz-

zcn der Richter nnd dem für die Sachwalter mit ihren Parteien

bestimmten Platze. A. d. U.
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als das Jndiktement. Das Gericht selbst hat die Ankla-
gejury (das große Schwurgericht) gebildet und, bevor
es die Erlaubniß zur Jnformazion gab, den Sachwalter
des Beklagten, wie den des Klägers, geHort. Es hat
also eiue Art von vorläufigem Urtheile statt gesunden; wo¬
durch der Beklagte vorrheilhafter gestellt ist, als im Pro¬
zesse durch Jndiktement, wo das große Schwurgericht sein
I'acia» venirv vder Anklagemandar auf die Bitte des
Klägers erläßt, ohne die Gegenrede des Beklagten ver¬
nommen zu haben.

Der Kronbeamte unterwirft das Ergcbniß seiner Un¬
tersuchung dem Gerichte, welches die Anklagt be ch ießt,
wenn es dieselbe statthaft findet. Die Sache gelangt
alsdann aus kleine Schwurgericht, welches den Ausspruch
thut: Schuldig oder nicht schuldig.

Bei diesem Verfahren sind alle Umstände für den
Beklagren; die Klager machen daher selten davon Ge¬
brauch.

2. Bei der Jnformazion ex olllcio gegen ein Libcll
hat der Staatsanwalt alle rechtlichen Präsumzioncn für
sich. Er bedarf daher keiner Erlaubniß zur Jnfvrmaston.
Das Gesetz der Könige Wilhelm und Maria wird bloß
auf die Kvronsrs bezogen. In Rücksicht auf die Erha¬
benheit der Würde eines Smatsanwalis setzt man nicht
voraus, daß er in jenem Gesetze gemeint sei, oder daß
er durch andre Besiimmnngsgrnnde, als durch den all¬
gemeinen Vortheil des Staats, der Regierung und der
Privatpersonen, welche bei der an ihn gerichteten Klage
bethciligt sind, bestimmt werden konnte, wenn er sich
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entschließt, ein Urtheil über den wegen eines Libells An-
geklagren nachzusuchen. Mochien selbst seine Jnfvrma-
zioncn nachlässig oder leidenschaftlich und parteiisch ge¬
wacht sein. Es verschlagt wenig. Gleich nach seinem
Berichte beginnen die Verhandlungen vor der Urtelsjury.

Der Staatsanwalt kann das Verfahren anhalten, wenn
es begonnen, durch ein dl«li perssgui, ohne Grunde an¬
zugeben. Er nimmt es nachher wieder auf, wie er will.
Er bricht es ganz ab, wenn es schlecht fortgeführt wor¬
den, wenn die Spezialjnry, welche gezogen worden, ihm
wenig lenksam scheint, um eS erst dann von neuem fort¬
zusetzen, wenn die Fehler des Verfahrens durch andre
Verhandlungen verbessert oder mehr Umstände gegen den
Beklagten im Schwurgerichte vermittelt worden.

In dieser Führung der gerichtlichen Verfolgung ei¬
nes Libells ist alles gegen den Beklagten. Die Jnfor-
mazionen ex olllcio sind daher eines jener drückenden
Mittel, welche seil dem Kriege wegen der Unabhängigkeit
der vereinten Staaten die Regierung angewandt har, um
ein größeres Ansehen oder, gerade heraus gesagt, mehr
williüriichc Gewalt zu erlangen, als sie je gehabt. Unter
den Ministerien der Herren Pitt, Addingron (jetzt Lord
Sivmouth), Grcnville und Grey, und For waren sie
weit weniger in Gebrauch, alS seil 1807. Lord Holland
zahlte in seinem Antrage gegen die Jnformazwnen ex
olllcio deren nur ii von r8oi bis »807, von >807 bis
i8ri aber 42, von welchen bloß 14 fortgesetzt uno ei¬
nige fthlgeichlagen waren. Folglich waren wenigstens 28
unbesonnenerWeise unternommen worden.
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Wir brauchen übrigens uichr zu bemerken, daß die
mittels der Juformazion «x ullicio verfolgten Libelle lau¬
ter politische waren.

Die Akzion, wodurch Ersatz für de» durch ein Li-
bell verursachleuSchade» verlangt wird, dar nichts Be¬
sondres in England. Sie gleicht allen wohlgeordneten
Verfadrnngsarten in Europa. Man muß den durch das
LideU verursachtenSchaden klar beweisen und dessen Er¬
satz in einer bestimmten Summe sovern. Die Geschwor¬
neu sprechen dier eben so, wie in den übrigen Fallen
und andern Zivilsachen.

Was das Schwurgericht bcrrist, so ist dessen
Einführung in England sehr alt. Es ist durch den
großen Freibrief anerkannt und bestätigt worden.
Malmend der bürgerlichen Kriege und der Feudalanar-
chic jeu r unglücklichen Zeiten kam es außer Gebrauch.
Heinrich VlI. erneuerte es im Anfange seiner Regierung
und führte es zu dessen Zweck und ursprünglichen
Grundsätzen zurück. Wahrend der Regierungen Hein-
rich's VIll. und seiner Kinder und der vier Fürsten aus
dem Hause Stuart wurde dieses Institut durch die Srcrn-
kammer, durch die außerordentlichenKommissionen,durch
die Emsührung der Ausnahme-Richter und Tribunale in
die gerichtliche Ordnung beeinträchtigt. Zur Zeit der Re-
voluzion ward das schwurgerichtliche Verfahren als eins
der kostbarsten Rechte unter den englische» Freiheiten be¬
trachtet. Das Recht des englischen Volks aus de» Ge-

2) Magna clrarla. so.
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miß dieser Einrichtung ist durch den eilften Paragraph
de Lill »s liZIits wieder zuruckacrufen. Das erste Par-
lemenr unter -Mlhclm und Maria bc.chaftigte sich in sei¬
nen vcrschicdncn Sitzungen sorgfältig damit, dieses Recht
zu versichern und dessen Ausübung zu regeln.

F,st alle Zivilsachen nnd alle Kriminalprozessc sind
der Entscheidungder Geschwvrncnunterworfen.

In den Kriminalprozessen unterscheidet man zwei Ar¬
ten von Schwurgerichten: das große (gi-mcl sswv) oder
die Ankiagejury, und das kleine (xottzi jurz') oder
die Urtelsjury.

Das große Schwurgericht besteht aus 2g Großge-
schworncn, die durchs Loos gebogen werden aus bo un¬
ter den angesehenstenCugenthumern der Grafschaft er¬
wählten Mannern.

Die Klage wegen Beleidigung durch ein Libcll beim
Prozesse durch Jnoikremenr wird überreicht von dem Frie¬
densrichter oder dem Bewahrcr der Freiheiten gewisser

S) Wir wollen nicht jene verschiednen Gesetze anfuhren, da
sie zu zahlreich und lang sind. Wir verweisen unsre Leser ans
das Werk von Giles James, vermehrt von Tliomlins,
welches den Titel fuhrt: Tin- l->ivs ciicrio»ii!»r^. 2 Voll. 4.
London. -Sog.

4) Die großen Schwurgerichtehaben überdies? in der Ver¬
waltung der Grafschaft dieselben Funkzioue», wie nnsre allge¬
meinen Departementsräthe. s Der Verfasser setzt zn dem Obi¬
gen noch hinzu: O.I rnssorite est formeo 2 12 Zur 2>i ^r.incls ju¬
ris, et -I iZ Sur 21. Ich gestehe offen, daß ich den eigentlichen
Sinn dieser Worte nicht verstehe. A. d. ll.j

/ ^ - ^MWAWMMU^- .«MlI , . '
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Städte, welche eine besondre Gerichtsbarkeit haben,

nachdem jene die Klage angenommen. Das große Schwur¬

gericht erkennt, wenn eö versammelt ist, über die Klage,

beschließt ihre Zulassung und erlaßt das Anklagemaudat ge¬

gen den Beklagten, aber ohne ihn oder seine Raihgeber zu

hören. Die Anklage wird dann fortgesetzt vor der Kö¬

nigsdank oder dem Assisengerichre.

Der kleinen Schwurgerichte gibt es in peinlichen

Sachen (Verrath und Treubruch ausgenommen) wieder

zwei Arten, das gemeine (common jur^) und das

besondre (special jur)').

Die Mitglieder des gemeinen Schwurgerichts wer¬

den alle drei Monate vom Vorsieher (slierill) der Graf¬

schaft durchs Loos gezogen ans den freien Grundeigen-

thümern (lreelivlclors) der Grasschaft, die mehr als 20

Pf. St. Einkünfte aus ihrem Grundeigenthume zieh»,

oder aus den Hauseigcnthümern der Städte, die in der

Altstadt von London ivo Pf. St., in Westminstcr und

den übrigen Städten zo Pf. St. Einkünfte aus diesem

ihren Eigemhume zichn.

Von üo solchen Geschwornen werden nach und nach

bis g8 dem Angeklagten dargeboten, der zz davon ver¬

werfen kann, ohne einen Grund anzugeben. Die Krone

kann nur Einen davon verwerfen.

ü) Es gibt mehre Gtadtc, die eine solche Gerichtsbarkeit
haben und im Schooße ihres Mmiizipallvrpers nnd ^1-
6erm«n) einen Kriminalgerichtsbofhüben. Die Freibriefe, weh
che dieses Recht oerliehen, haben auch dessen Ausübung geregelt.

H
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Auch in Ansehung der zwölf übrigen kann der An¬

geklagte noch Ausstellungen machen

1. in Bezug auf die ganze Liste, indem er nach¬

weist, daß zwischen ihm und dem Sheriff, der die Liste

gemacht, Feindschaft besiehe, oder daß unter den Sech-

zigcn auch nicht Eine Person seines Standes und RangeS

sich befinde, worauf die Sache an die nächstfolgenden

Assisengcrichte verwiesen wird;

2. in Bezug auf die zwölf übrigen selbst, indem er

nachweist, daß dieser oder jener von ihnen mit dem Geg¬

ner in Verwandschaft, Geschäfts- oder andern Verbin¬

dungen stehe, die dessen Vortheil betreffen und ihn par¬

teiisch machen, oder daß ihm das gehörige Einkommen und

andre zum Geschwornen nöthige Eigenschaften fehlen, oder

daß er Verbrechen begangen, wodurch er ehrlos geworden.

Ucber solche Ausstellungen wird in der Sitzung selbst

genrtheilt durch zwei andre Geschworne, die durchs Lvos

noch über jene zwölf gezogen werden und die Weigerung

des Beklagten entweder annehmen oder verwerfen. Im

ersten Falle werden andre Geschworne substiluirt, und

wenn gegen diese nichts eingewendet wird, so nimmt der

Prozeß seinen Gang.

Ein besondres Schwurgericht kann (außer den Fal¬

len des Verralhs und des Treubruchs) jeder Beklagte ver¬

langen, wenn er einige Kosten bezahlt. Dieß hat er

aber nicht nöthig, wenn das Gericht von selbst und ohne

vorausgegangene Ausfoderung erklärt, daß die Urtelsjurn

eine besondre sein solle.



Man findet in dieser die nämlichen Förmlichkeiten,
welche das Gesetz wegen der Ziehung der Geschwvrnen
durchs Leos vorgeschrieben,dieselbe Art der Verwerfung,
dieselben Motiven zur Begründung derselben, und die¬
selbe Beurtheilung ihrer Gültigkeit, als im gemeinen
Schwurgerichte.

Der einzige Unterschied besteht darin, daß die zuerst
durchs Lovs gezognen 6o Geschwvrnen vom Stande des
Beklagren sein müssen, so weit es nur immer möglich.

In beiden Arten der Urrelsjnr» müssen die Geschwvr¬
nen einstimmig sein, um ihre Erklärung (vsräict) zu
geben.

Sie werden in den Sälen des Gerichtshauses ein¬
geschlossen, und ruhen und speisen daselbst, bis sie ihre
Erklärung von sich gegeben. Diese kann in Bezug auf
die Sumde, wo die Geschwornen einig wurden, insge¬
heim ausgesprochen unv dem Oberrichier mitgelheilt, muß
aber nachher öffentlich wiederholt werden.

Wenn der wegen eines Libellverbrechens Angeklagte
mid Verurrheilte Nichtigkeiten im Ve> fahren findet, so
macht er Einspruch gegen das Urtheil und appellirr an den
Kanzleigerichtshvs zur Revision und Kassazion desselben.

Der Rekurs an die Kanzlei wurde sonst selten ge¬
stattet. Die Vernunft soderte jedoch eine Reform der
Urtheile, bei welchen die für Leben, Freiheit und Eigen¬
thum des Bürgers so heilsamen Formen nicht beobachtet
und die Gesetze offenbar verletzt worden waren. Man
hat aber Misbrauch damit getrieben; und so ist der Re-

H 2



kurv an die Kanzlei in den großem, sowohl bürgerlichen
alS peinlichen, RechtShändelnallgemein geworden.

In der Kanzlei, die man einen Gerichtshof der Bil,
ligkcit und deS Gewissens nennt, urrheilr der Lordkanzler
von England allein, nach gegenseitigen Vortrage», sei¬
nem Gewissen und seinen Einsichten znsolgc, über alle
vor ihm angebrachtenSachen. Nachdem er gesprochen,
hört alle weitere Berufung auf.

Seil dem Anfange des Nevoluzionskriegeösind die
Rekurse sehr gcmisbrancht und vervielfältigt worden.
Seil i8io hat der Lordkanzler bei vcrschloßne»Thoren
in der Form von Referaten mehre Sachen vom höchsten
Jmeresse abgcnriheilt. Die öffentliche Meinung hat sich
dagegen erklärt. Aber sie konnte nicht zu einer Zeit ge¬
hört werden, wo die in beiden Häusern des ParlemcntS
gemachten Anträge zur Abschaffung solcher Misbränche
durch die minisierialc Mehrheit verworfen wurden.

So sind die MiSb'äuche immer im Wachsen begriffen
gcw ffn. So ist die englische JnriSprudenz über das

e) Hm Mottat Marz ».w. ward im Aberbause ein Antrag
gemacht zur Abschaffuna deS MisbranchS der Appel azioncn oder

Rekurse an die Kanzlei; er ward verworfen. So ging cö auch

am 4. deff. Mon. dem Antrage deS Lords Holland in dem¬

selben Hause, und den Antragen des LordS Folkcstone und
Samuel Nomilln's, betreffend die Fehler der Gesetze we¬

gen gerichtlicher Verfolgung der politischen Libelle, und die Un¬

gewißheit und Barbarei der peinlichen Gesetze überhaupt. Eine

Reform der englischen Gesetzgebung ist gewiß notbig, aber iie

wird großen Widerstand in und außer den Kammern finden.
ES werden ja so Viele fett von den Mißbrauchen. Die Rekurse

bringen das Einrommen der Kanzlei auf 60,000 Pf. St.
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Verbrechen veS Libells aus Mangel an positiven Gesez-

zen » die es genau bestimme», ungewiß in ihren Grund-

sahen, deren einige strittig sind — schwankend in ihren

Präzedcnzen, die großentheils nach den Entscheidungen

der Sternkammer gebildet sind — und ebendarum wan¬

delbar in der Anwendung, die man davon machen kann,

Sie würde zur Vernunft zurückgeführt werden und ihre

Vorschriften würden fest und billig sein, wenn die Scharf-

sichr und das Ermessen der Gcschwvrncn ihre volle Wir¬

kung thun könnten.

Die gerichtliche Verfolgung des durch ei» Libell be¬

gangenen Verbrechens mittels der, häufiger eingeführten,

Jnfvrmazioncn und Rekurse an den Kanzleigerichtshof

bietet der Krone Mittel der Macht dar, welche ihr der

Geist der englischen Verfassung verweigert.

In den Jnformazionen ex olllelo erreicht der Hof

durch ungesetzliche Quälereien seine Feinde und diejenigen

Bürger, w iche durch ihre Anhänglichkeit an der Sache

des Volks bekannt sind. Durch die Rekurse an die Kanz¬

lei beschützt er seine Freunde, mittels einiger gefälligen

Kassazioncn, einiger gütigen Ungerechtigkeiten.



Vierter Abschnitt.

Die besondre Gesetzgebung über die Presse. H

^ie Erfindung der Buchdrnckerkuustund die daraus
hervorgegangene große Vermehrung und erstaunliche Ver¬
breitung der Mittheilungsmittel unter den Menscben ha¬
ben in Bezug auf die Gesellschaft neue Verhältnisse so¬
wohl der cinzelcn als der in politische Körper vereinten
Menschen geschaffen.

Die Freiheit der Presse, welche alle Publizi¬
sten mit Recht als eine von den Grundlagen der bürger¬
lichen Freiheit betrachten, wird erklart als die persön¬
liche Freiheit des Schriftstellers, seine Gedan¬
ken, auf eine durch den menschliche» Ei sindnngsgcist ver¬
besserte Art, mit Hülfe der beweglichen Lettern und der
Druckmaschine darzustellen.

i) Wir sprechen bier von der Presse nur, um »on dem gegen¬

wärtigen Zustande der englischen Gesetzgebung hinsichtlich der
Ausübung deS Rechts der Preßfreihelt, uud von den Beschrän¬

kungen, welchen jene Gesetzgebung in den verschicdnen Zeiträu¬
men der Geschichte von England dieses Recht unterworfen hat,

Nachricht zu geben.
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Das Recht hiezu ist daher weder mehr noch weniger

heilig, als das Recht zu reden, zu schreiben, seine Ge¬

danken durch Privatschreiben oder durch allgemeine Schrif¬

ten und Benachrichtigungen in die Ferne kund zu geben,

als das Recht zu gehen, zu kommen, zu bleiben, sich Be¬

wegung zu machen, selbst in der Luft zu fliegen, wenn

man die Mittel dazu vervollkommnete. ")

Die Preßfrcchheit aber ist der Preßfreiheit

entgegengesetzt und unterliegt der Bestrafung.

Man begreift, daß die Presse, indem sie die Be¬

lehrung verbreitet, vervielfacht, von allen Seiten gleich¬

sam reflcklirt, den Zustand des Menschen verbessert.

Dicß gilt nicht bloß in Bezug auf moralische und reli¬

giöse Erkenntnisse, die wahren Grundlagen aller Freiheit.

Wir verdanken auch der Presse jenes andre Element der

Freiheit, die öffentliche Meinung, eine neue Trieb¬

feder, die in altern Zeiten wenig bekannt war, aber in

') Da der Verfasser hier so viel natürliche Rechte aufzählt,

so »msi man sich billig wundern, das; er das Recht zu den¬

ken nicht vor allen erwähnt hat, ans welchem doch das Recht

zu reden, zu schreiben und drucken zu lassen erst hervorgeht.

Denn jenes Recht ist nicht etwa die Befugnis,, bloß innerlich

zu denke» oder Gedanken in sich zu erzeugen und zu behalten

— worüber ohnehin kein Andrer gebiete» kann nach einem be¬

kannten Sprüchwortc — sondern die Befugnis,, auch äußerlich

zu denken oder seine Gedanke» zu äußern, und zwar auf jede

Weise, welche gerecht ist d. h. mit fremden Rechten bestehen

kann. Durch den letzten Umstand unterscheidet sich eben die

Prefifrechheit von der Preßfreiheit, von welchem Un¬

terschiede der Verfasser sogleich spricht, ohne ihn näher zu be¬
stimmen. A. d. U.
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den neuem eine so wichtige Rolle spielt. Die Presse
tragt dazu bei, die öffentliche Meinung selbst in dem
Augenblicke zu bilden, wo sie das Organ derselben ist.

Darum kann jene Freiheit nur aus sehr wichtigen,
dringenden und unwiderstehlichen Gründen beschrankt wer¬
den, und der Negierung kommt es zu, solche Gründe
aufzustellen.

Die Presse vervielfältigt nur das geschriebueWort.
Die Libelle haben also gemeiner werden können, aber sie
haben durch den Druck ihren Charakter nicht verwechselt;
und das englische Gcmcingcsetz über das Libell hat durch
die sinnreiche Erfindung eines Mittels, das geschriebue
Wort schneller zu vervielfältigen und weiter zu verbrei¬
ten, nicht wesentlich verändert werden können.

Nach diesen Grundsätzen und jenen, die wir im 2.
und z. Abschnitt dieses Werkes dargelegt haben, sind
faktisch durch den Gebranch, und ohne geschriebue Ge¬
setze, der Freiheit der Presse in Bezug auf folgende Ge¬
genstände Schranken gesetzt worden.

Der König als Haupt der Religion ist auch deren
Wächter. *) Er ist es auch in Bezug auf die heiligen
Bücher, welche allen christlichen Gemeinheiten gemein

2) S. die im 1. Abschn. angeführten Grundsahe der engli¬
schen Jurisprudenz über das Libell, Nr. 2. und 3. (S. )

H Wenn der Verfasser hier den Konig cliek und 'garäien
äe la religio» nennt, so versteht sich wohl von selbst, das! nur
von einer positiven, kirculich und bürgerlich autorisirten, Reli-
gionsforni die Rede sein kann. Die Religion an sich kommt
hier nicht in Betracht. A. d. kl.
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sind. Daher kann keine Bibel ohne seine Erlaubuiß ge¬
druckt werden, und diese Erlaubniß wird nur gegeben,
wenn der Terr der zu druckenden Bibel mit dem der Vul¬
gare einnimmt.

Ebenso verhält es sich mit den Gebet- und andern
Büchern, die zur Liturgie der anglikanischen Kirche gehö¬
ren. Aber die von andern christlichen Gemeinheiten sind
durch das Toleranzgesetz davon ausgenommen.

Als einem der sich gegenseitig ergänzenden Thcile
der gesetzgebenden Gewalt kommt dem Könige die Be¬
wahrung der Gesetze, die davon ausgegangen, und die
Bewachung seiner Archive zu. Kein Statuten- Gesetz -
und Nechtsbuch(ooi-Ms juris) kann ohne seine Erlaub¬
niß gedruckt werden.

So weit erstrecken sich die Vorrechte der Krone, wo¬
durch zugleich die Freiheit der Presse beschrankt wird. *)

2) Die Gesetzbeamten der Krone und andre Recbtsgelehr-

ten haben sich der Ausübung dieses Rechtes angemaaßt, und

sie verhindern jede Herausgabe einer Schrift dieser Art, welche

daraus abzwecken konnte, die Kenntnis! der Gesetze leichter und
gemeiner zu machen.

') Sonach wäre in dieser Hinsicht die Presse in England

noch beschränkter, als in Deutschland. Eine neue, von der
Vnlgate abweichende, Bibelübersetzung zu machen und heraus¬

zugeben, ist wenigstens im protestantischen Deutschlandc Jedem
erlaubt, und selbst im katholischen sind einige der Art erschie¬

nen. Auch Rechtsbücher darf Jeder bei uns herausgeben, wenn

es gleich in der Natur der Sache liegt, daß sich nur Rechtsge-

lehitc damit befassen werden und daß Bücher dieser Art, ohne

öffentliche Antorisazivn herausgegeben, keine öffentliche Gültig¬
keit haben. A. d. st.
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Wir werden in der kurzen Geschickte, die wir jetzt

von der englischen Gesetzgebung über die Presse geben

wollen, sehen, waS für Förmlichkeiten durch Parlements-

akten vorgeschrieben worden, um den Misbrauch der

Preßfreiheit oder die Prcßfrechheil zu verhüten.

r. Preßgesetzgebnng vor der Revvlnzion

im Jahr l 688-

Die erste» Druckschriften wurden in England ganz

frei gedruckt, ohne Erlaubniß und ohne Privilegium.

Keins dieser Bücher tragt das Imprimatur, welchem die

Druckschriften b..ld unterworfen wurden.

Die Krone betrachtete nämlich vermöge ihres vo»

nrinium eminens oder ihrer Prärogative das Recht zu

drucken als ein königliches Recht und bemächtigte

sich desselben. *)

Die Sternkammer regelte die Ausübung dieses Rech¬

tes und untersagte dieselbe. Sie bestellte Zenso¬

ren (licensers, Erloubnißgeber). Diese hatten anfangs

sehr wenig zu thnn. Man gestaltete den beiden Univer¬

sitären, mit ihren eignen Pressen die zu ihrem Gebrauche

bestimmicn Bücher zu drucken, mit Vorbehalt der Ge-

) Sonach wäre das Recht zu drucken in England als ein

Majestätsrecht (regale) betrachtet worden? Was war denn

nun das Recht zu schreiben, ohne welches kein Recht zu drucken

stattfindet? Was das Recht zu denken und zu reden, ohne

welches kein Recht zu schreiben stattfindet?

Nämlich den Privatpersonen, wirferne sie nicht dazu
besonders antorisirt waren.



nehmiguug ihrer Vizekanzler. Das Drucken wurde nach
und nach gewöhnlicher; es schuf einen neuen. Zweig des
Verkehrs. Man ging zuweilen die Zensoren vorbei. Die
Sternkammer erueuerre ihre Beschranknngsgesetze und be¬
stimmte, wie die Ueberlrerer derselben von ihr sollten ge¬
richtet und bestraft werden.

Die Sternkammer ward im I. 164c unterdrückt.
Seit ib.44 nahmen die beiden Häuser des langen Par-
lemetits. unter Cromwell, nicht minder als vorher Karl I.
u»d seine Minister, ein S»stein eifersüchtiger und furcht-,
sanier Maaßregiln gegen die Gefahren der Presse an
und erneuerten einige Gesetze jener Kammer in Beziig
auf Schriftsteller und Buchdrucker. ')

Der Gebrauch des Imprimatur und die Anstellung
königlicher Zensoren wurden wieder eingeführt bei der Rc-
staurazion. *) Die Beschränkungender Preßfrcihcit wur¬
den durch ein Gesetz des laugen königliche» Parlements
vom iy. Mai 1662 (lioonsinZ -rot) und durch das Ge-

H Durch das Dekret der Sternkamnier vom I. rSZ? ist
verordnet, „daß die Uebertrcter ihrer Gesetze hinsichtlich der

„Presse durch die Sternkamnier oder denjenigen Gerichtshof,

„den sie damit beauftrage» würde, sollten bestraft werden, so

„wie sie es angemessen finden würden." sEine be¬

queme Art der Gesetzgebung! Sll d. U- s

l>) Man findet die Gesetze des. langen Parlements unter!

Cromwell nicht im Statutenbuche. Eo ist nicht.erlaubt worden,

sie wörtlich abzudrucken. Sie waren aber eben so streng, als
die der Stcrukammer.

) Kerftelluug der Stuarts - in der Person Karl's. ll, im.
I. iss«. A. d. U.
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setz der Einförmigkeit(unilormit^) bestimmt. Das Im-
xriiimtur und die Zensur waren von den Gebrauchen der
In qnisizions geeichte in Spanien und Italien ent¬
lehnt.

Wir geben hier de» wesentlichen Inhalt jedes Arti¬
kels von jenem Aensurgesetze (lioonsing sot):

1. Die Regierung ist dabei intcressirt, daß der Ge¬
brauch der Presse geregelt werde.

2. Es ist verboten, aufrührerische, schisma¬
tische und gefährliche Pamphlets oder Bücher zu
drucken, herauszugeben und zu verkaufen.

z. Jedes gedruckte Werk soll in das Register der
Buchhandlerinnnng von London eingeschriebenwerden,
ausgenommen die Parlementsakren,die politischen Pro-
klamazionen, Schriften und Akten, welche indcß nicht
ohne Befehl des Königs und ohne Erlanbniß eines der
Staatssekretäre Sr. M. gedruckt werden können .... Es
können nicht gedruckt werden

Bücher betreffend das Gemeingesetz, an¬
ders als mit Erlanbniß des Kanzlers oder des Großsie¬
gelbewahrers, der Lords Oberrichters, des Lords der -
Schatzkammer, oder der Personen, welche durch jene zu
diesem Berufe bestimmt worden,

Bücher historischen und politischen In¬
halts, anders als mit Erlanbniß eines der Staatssekre¬
täre Sr. M :c.

Bücher heraldischen und genealogischen
Inhalts, anders als mit Erlanbniß des Großmarschalls
oder der Wappenkönige :c.



Bücher theologischen, medizinischen, phi¬
losophischen, physikalischen :c. Inhalts, an¬
ders als mir Erlaubniß des Erzbischofs von Eanlerbury,
oder des Bischofs von London, oder der Vizekanzler der
beiden Universitären, jedoch bloß in deren Spreng ln.

g. Es sollen dem Zensor zwei handschristliche
Kopien von englischen Büchern und bloß eine von an¬
dern Büchern überliefert werten. Der Druck kann nur
nach einer von jenen beiten Kopien gemacht werden,
wenn sie vom Zensor gezeichnet ist, welcher bezeugt, daß
sie nichts enthalte gegen den christlichen Glauben,
die Lehre und Zucht der anglikanischen Kirche,
den Staat oder die Regierung des Reichs, und ge¬
gen die guten Sitten. Nach dem Drucke soll die
Handschrift an das Archiv der mit Prüfung des Werks
beauftragten Zensurkommission abgeliefert werden.

z. Ausländische Schnsten könne» nur durch den
Hafen von London eingeführt, und die Ballen nicht eher
geöffnet und vertrieben werden, als nachdem sie die Zen¬
sur passirr sind. **) Der Erzbischof von Canterbury oder
der Bischof von London werden wegen der häretischen.

") Auch hier laufen die guten Sitten nur so hinter¬
drein; das Interesse der Kirche und des Staats geht allen
andern vor. A. d. U.

Der Ausdruck ist hier offenbar verfehlt. Die Ballen
werden ja nicht zeusirt und vertrieben, sondern die Bücher, und
diese können nicht eher zeusirt und vertrieben werden, als bis
die Ballen geöffnet sind. Ob diese Jnkonvenienz dem englischen
Gesetzgeber oder dem Verfasser zur Last fallt, weiß ick nicht.

A. d. !l.
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aufrührerischen und gefährlichen Bücher verord¬
nen, was ihnen gut dünkt, fls

6. Dieser Artikel erkennt die EigenihumSrechreder
Schriftsteller an ; aber die Geldstrafe derer, welche ein
Werk ohne Berechtigung von Seiten des Verfassersdtnk-
-ken lassen möchten, betragt nur l> Sch. 8

7. Die Drucker müssen ihre Namen und ihre -Woh-
tiungen auf alle Werke setze», welche sie drucken, bei
Strafe der Konfiskazion der ohne ibren Namen gedruck¬
ten Bücher, so wie ihrer Pressen und Leitern. Sie müs¬
sen auch mit einer Erlaubnis;, eine Buchdruckerei zu ha¬
ben, versehen sein; sonst werden sie als Uebenreter des
Gesetzes verfolgt werden.

8« Bücher verkaufen können nur die Mitglieder der
Buchhandlerinnung von London oder die, so eine Er¬
laubnis; dazu vom Diözesanbischof erhalten haben. Sit
müssen sieben Jahre bei einem Buchhändler m London
gelernt habe» oder Söhne eines solchen sein, bei Straft
der Konfiskazionaller Bücher in ihren Laden, nebst an¬
dern Strafen.

y. Es ist verboten, englische Bücher, die außer
dem Reiche gedruckt sind, einzuführen, bei Strafe det
Konfiskazion.

10. Buchdruckereien können in London nicht ange¬
legt werden ohne eine vorgangjge, in die Register der
Buchhandlerinnungvon London einzutragende, Erklärung,
welche den Namen und die Wohnung des Buchdruckers
nebst der Beschreibung »nd der Anzahl seiner Pressen
enthalt.
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11. Die Zahl der Schriftgießer soll vier, die der

Buchdrucker zwanzig sein oder darauf zurückgeführt

werden, ungerechnet die Buchdrucker des Königs und der

Universitäten. *) Die eben erwähnten vier Schriftgießer

und zwanzig Buchdrucker sollen von dem Erzbischof von

Canterbury und dem Bischof von London ernannt wer¬

den. Sie sollen eidlich verpflichtet werden und eine Kau¬

zion von Zoo Pf. St. leisten, welche von der Königs-

bank und den Friedensrichtern in ihren vierteljährigen Siz-

zungen in Empfang zu nehme» ist.

12. Kein Buchdrucker soll mehr als zwei Pressen

halten.

iz. Dieser Artikel betrift die Lehrlinge derselben, und

14. Die ArbeitSleute in den Buchdruckereien.

15. Die Kammerboren des Königs, versehen mit

einer von Sr. M. selbst oder von einem der Staatsse¬

kretäre unterzeichneten Befehle, oder die Meister und Die¬

ner der Buchhändlerinnung vou London, begleitet von

einem Konstabel, sind berechtigt, die heimlichen und un¬

erlaubten Druckereien und Buchhandlungen, so wie die

mit Uebertretung gegenwärtigen Gesetzes gedruckten Bü¬

cher aufzusuchen. Letztere werden sie den respektive« Zen,

surkommissionen überliefern, welche darüber nach

Gutdünken verfügen werden.

ib. Die Uebertreter gegenwärtigen Gesetzes werden

für das erste Mal auf drei Jahre von ihrem Amte oder

) Im Terte steht ses ininlsnes, daß es aber ses univer-

sitee heißen solle, besagt das Druckfehlerverzeichnis!. A. d. l!.



Geschäfte suspendier, für's zweite Mal aber dessen aus
immer beraubt, ungerechnet die Geldbuße und die
Einkerkerung oder jede andre körperliche
Strafe, welche die Richter der Königshaus »der der
Asstsengcrichte in den Processen über solche Gegenstände
gut finden werden, wenn nur die Strafe nichi in Be¬
raubung deö Lebens oder eineö Gliedes besteht. Die
Friedensrichter in ihren vierteljährigen Sitzungen haben
die nämliche Gewalt.

17. Drei Eremplare der gedruckten Werke seilen
von den Druckern an die Bibliotheken des Königs und
der beiden Universitäten abgeliefert werden.

rZ. Dieser Artikel reservirt die Privilegien der bei¬
den Universitäten.

iy. Dieser verbietet das Aufsuchen der Pressen und
Bacher in den Hausern der Pärs des Reiches.

20. Dieser reservirt die Rechte und Privilegien der
Buchhändlerinnung von London.

21. Dieser reservirt die Freiheiten derer von Wcst-
minster- Hall.

22. Dieser reservirt das Recht Sr. M>, die Anle¬
gung von Schriftgießereien und Buchdruckercien zu er¬
lauben.

2g. Dieser reservirt die Privilegien des Buchhänd¬
lers John Slreater in London.

24. Dieser reservirt die Privilegien der Stadt und
des Erzbischvss von York.
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2Z. Dieser Artikel bestimmt, daß das Gesetz wah¬

rend der zwei Jahre, die mit dem io. Inn ibbg ab¬

laufen, gelten solle.

Man steht aus diesem Inhalt der Artikel des Icn-

snrgcsetzes, wie drückend und willkürlich es war, und wie

es selbst das Eigenthnm der Bürger verletzte. Was ist

denn ein gefahrliches Buch? Was bestimmt die Ge¬

fahr, die damit verknüpft ist? — Und welche Harre in

den Strafen! Welcher Spielraum für die Gewalt der

Nichrer, die sie verhängen!

Und doch wurde jenes Gesetz im 17. Regiemngsjahrs

Karl's II. durch ein andres vom 9. Oktober ibb-z er¬

neuert, worin es heißt (Kap. 4. Art. 1.): „DaS Ge-

„setz vom lg. Regiernngsjahre Sr. M-, mit den Wor-

„trn anhebend Zc. wird hiedurch erneuert und wiederholt,

„um in voller Kraft und Autorität zu gelten vom 26.

„Dezember lb6z bis zum Ende der Sitzung des gegen-

,, wartigcn Parlcmentch "

Diese Sitzung endete erst den Jenner 1678- So

wurde dasselbe Gesetz nach und nach mehrma! erneuert

unrer Karl II., Jakob II-, Wilhelm und Maria, im 4.

und 5. Jahre ihrer Regierung, wo eS nur auf ein Jahr

geschähe.

Die Presse war demnach gefesselt bis zu der Staats,

Umwälzung, welche Wilhelm und Maria auf den Thron

setzte. Erst im I. ilchz hörten alle bisherigen Erneue¬

rungen des Aensurgcsetzeö (I-eensinZ «et) ans.

Z
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2. Preßgesetzgeb uug nach der Revoluzio»

im Jahre iv88>

Wiewohl die Presse zur Zeit der Revoluzion noch

nicht von den Fesseln befreit war, welche die royalisiische

Neakzion des zweiten und langen Parlements Karl's II.

ihr angelegt harte, so genoß sie doch tharlich einer großen

Freiheit und erhielt sie auch rechtlich im I. ibyz.

Die Freiheit der Presse wurde von nun an als eins

der kostbarsten und Heiligsien Rechte in der gesellschaftlichen

Verfassimg betrachtet.

Vis zum Ende des i8< Jahrhunderts wurde kein

Gosel; gegeben, um die Zensur wieder eincusuhre» oder

um den Verkehr der Buchte uckcr und Buchhändler zu

beschranken. Man versuchte es zwar wahrend des Kriegs

weqen der Unabhängigkeit der vereinten Staaten uiiier

dem so sehr verabscheuten Ministerium des Lords North,

aber obne Erfolg. Das englische Volk setzte eine» so

hohen Werth auf das Recht der Preßfreiheit, daß man

nicht einmal die Annahme einiger Polizeigcsetzc, die sich

darauf beschrankten, die Ausübung desselben zu regeln,

durchsetzen konnte.

Erst im I. 1799 bewirkte der populäre oder viel¬

mehr allmachtige Minister Pitt einige beschrankende Maaß-

regcln, in Rücksicht auf gewisse Gefahren und Mißbrauche

der Presse, welche der Bericht eines geheimen Ausschus¬

ses über die geheime» Gesellschaften in Großbritannien

und Irland, ihren Briefwechsel unter einander und die
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aufrührerischen Versuche der Mitglieder und Anhänger

dieser Gesellschaften, bezeichnet halte. Es ward ein Ge¬

setz gegeben, um diese Gesellschaften zu verbleien, und

die letzten Paragraphen desselben regelten die Pelizci der

Presse auf eine ziemlich klage Weise, die aber doch zu

Misbrauchen Anlaß gab, welche erst spater verbessert

wurden. Jenes Gesetz ging fast ohne Widerspruch durch.

Die Opposition war stumm. Ein Gesetz über die Poli¬

zei der Journale war schon das Jahr vorher angenom¬

men worden. Das darauf folgende Gesetz war nur

eine weitere Entwickelmig desselben.

Die wichtigsten Artikel dieses Gesetzes vom zy. Re-

gierungSzahre Georg's Iii. (12. J»l 1799) zur Un¬

terdrückung der geheimen Gesellschaften in England,

Schottland und Irland, und zur Verhütung ihrer ver-

räiherischen und aufrnhrcnlchen Unternehmungen, sind

folgende:

Art. 2z. Die Buchdrucker sind verbunden, vor den

Gcrichlsschreiberu ihrer respcktiven Friedensrichter eine

Erklärung abzugeben, welche ihre Namen, ihre Wohnun¬

gen, und die Zahl ihrer Pressen einhält, bei Strafe ei¬

ner Geldbuße von 20 Pf. St.

6) Wir werden im folgenden Abschnitte über die Gesetze

bung in Ansehung der Journale die Grunde erörtern, ans wel

chen dieses Gesetz hervorging, so wie die Umstände, unter wel¬

chen es gegeben wurde, und die schwache Opposizion, die es im
Parlemcnte fand.



1?2

24. Dieser Artikel rcservirt die Rechte der beide»
Universitäten.

25. Die Schrift-Gießer und Händler sollen die
nämliche Erklänmg abgeben und im Unterlassungsfalle
die nämliche Geldstrafe erlegen. Jene Erklärungen wer¬
den dem Staatssekretär uberliefert.

26. Die Schrift - Gießer und Händler sollen ein
Register halten, in welches sie die Namen der Personen
schreiben, denen sie Lette n überlasse» oder verkaufen.
Diese Register müsten sie den Friedensrichtern vorlegen,
wenn sie dazu aufgefodert werden.

27. Der Name des Buchdruckersund keine Woh¬
nung müssen leserlich, r>chlig und genau, auf dem eilten
und letz eu Blatte eines von ihm gedruckten Werkes,
wenn dieses aus mehr als einem Blatte besieht, angege¬
ben sein, bei Sirafe einer Geldbuße von 20 Pf. St.
für jedes Eremplar, in welchem diese Vorschrift
nicht befolgt ist.

28. Dieser Artikel reservirt die Rechte und Privi¬
legien des Parlements.

29. Die Buchdrucker sind verpflichtet, ein Erem-
plar jedes von ihnen gedruckten Werkes zu behalten,
vom Verfasser unterzeichnen zu lassen und dein Friedens¬
richter vorzulegen, wenn sie dazu aufgefodert werden, in
dem Zeiträume von sechs Monaten, welche von dem Tage
laufen, wo der Druck begonnen, bei Strafe der nämli¬
chen Geldbuße.



zo. Jede Person, welche gedruckte Bücher verkauft,

die nicht jene Bezeichnungen des Namens und der

Wohnung des Druckers einhalten, soll vor einen Frie¬

densrichter gebracht werden, welcher den Grad der

Schuld bei Übertretung gegenwärtigen Gesetzes bestim¬

men wird.

zi. Das Gesetz kann nicht ausgedehnt werden auf

Abdrücke von Anzeigen, Adressen und Billcrö, noch auf

Abdrücke von Kupferstichen, über irgend einen Ge¬

genstand.

Z2. Dieser Artikel bestätigt alle Anordnungen, wel¬

che das Jahr vorher (1798) in Be-ug auf die Journale

und N uigkeitsblätter gemacht worden.

zz, Die Friedensrichter können Beamte beauftra¬

ge», um eine Untersuchung aller Übertretungen des ge¬

genwärtigen Gesetzes anzustellen.

Zg. Dieser Artikel betrift die Zeit, wo das Gesetz

in Kraft sein soll.

zz. Die Geldbußen sind durch eine bloße Klage von

den Gütern des Übertreters einzutreiben. Im Entste-

hungsfalle tritt körperliche Haft und Gcfängniß an de¬

ren Stelle, welches jedoch nicht unter drei und nicht

über sechs Monate dauern kann.

z6. Die eine Hälfte der aufgelegten Geldbuße ist

dem Angeber bewilligt, die andre wird Sr. Maje¬

stät gehören.
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Z7- Die Klage zur Eintreibung der zuerkannte»

Geldbuße kann von den Gerichtshöfen nur innerhalb drei

Monaien von der Zeit der Ucberrrctung angenommen

werden.

z8. und zy. Diese Artikel betreffen die bloße Form.

Dieses Gesetz dürfte eben nicht sehr nothwendig schei¬

nen. Die Vergehen der Presse wa e» durch die Juris¬

prudenz über die Bestrafung des Libells schon erreicht.

Der größte Theil der Prozesse, die mir angeführt haben,

betraf die Drucker. Es war unter ihnen Gebrauch, ih¬

ren Namen oder den eines Buchhändlers aus die aus ih¬

ren Pressen hervorgegangene» Werke zu setzen. Ihr per<

söuliches Interesse, die Erhaltung des Eigenthumsrechtcs

der Schriftj.eller federten dieß. Das Gesetz vom I. 1799

hat also weiter nichts gcthan, als eine Verbindlichkeit

aus dem zu machen, was schon vernünftiger Gebrauch

war. *)

Indessen finden sich auch Fehler in diesem Gesetze.

Die Geldbuße, welche dem Drucker wegen Ucbertretnng

des 27. Artikels auferlegt werden sollte, war zu stark,

um »ich! die Begierlichkcit der Angeber zu Berechnungen

zu reizen. Man hakte einen Drucker gebeten, einen Titel

) Die Kritik des Verfassers ist hier nustattbaft. Was der
Drucker aus Gebrauch that, kennt' er auch unterlassen. DaS
Gesetz federte mit Recht die beständige Beobachtung dieses Ge¬
brauchs als Pflicht. S. die Anmerkung zum 5. ?. unsers obigen
Entwurfs S. is. A- d. ll.
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zu machen, der ganz genau dem Titel einer elzevirschen
Ausgabe, wo der Titel fehlte, entspräche. Zu diesem
Behnfe waren besondre Lettern gegossen, ein besondres
Papier gemacht worden. Das war ein Wunder von In¬
dustrie und Geschicklichkeit.Der Drucker ward angege¬
ben und verurtheilt, so vielmal 20 Pf. St. zu bezahlen,
alö er solche Titel abgezogen hatte. *)

Bei einer andern Gelegenheit hatten die Arbeiter ei¬
ner Druckerei in London, gelegen in der Paternoster-Straße,
boshafterweiseauf dem Titel eines Werkes das Wort Lon¬
don weggelassen. Sie hatten hernach ihren Meister an¬
gegeben, und er wurde zu einer Geldbuße von 20,000
Pf. St für izoo Eremplare verdammt. Tue Rich¬
ter brauchten zwar m der Thal ihre ermessende Gewalt,
um die Buße zu ermaßigen. Aber das war wieder ein
willkürliches Belieben. Die Gesetzgebung verbesserte also
im I. 18t 1 jenen 27. Artikel und verordnete, daß in
den Fallen dieser besonder» Ueberlretung die Geldbuße
auf 5 Pf. St- ermäßigt werden, überhaupt aber nicht
loa Pf. übersteigen könnte.

) Das war Unsinn, aber eine Folge der in England ge¬

wöhnliche» buchstäblichen Anwendung des Gesetzes, das freilich
in diesem Punkte schon an sich zu hart war. A. d. U.

) Wenn für jedes Eremplar nach Art. 27. des Gesetzes
20 Pf. St. bezahlt werde» mußten, so betrug die Summe ei¬

gentlich 2v x i5oo m 20,000 Pf. St. Und wenn die Richter

dieselbe nur auf 20,000 ermaßigten, so war dies? abermal Un¬

sinn, da der Drucker eigentlich gar nicht straffällig war.
A. d. U.
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Seit 18 lr ist nichts an den Bestimmungen des Ge¬

setzes vom zy. Regierungsjahre Georg's III. verändert

worden. Die Erfahrung hat die Vorrheile seiner Bestim¬

mungen und die Weisheit derer, die es entwarfen, er¬

wiesen. So hat die öffentliche Meinung und der vorzüg¬

liche gesunde Verstand des englischen Volks die Furcht

und die heilsamen Besorgnisse zerstreut, welche die Gei¬

ster glücklicherweise wachsam erhallen gegen alle gefähr¬

lichen Versuche, wodurch die Freiheit der Presse bedroht

werden konnte.



Fünfter Abschnitt.

Die besondre Gesetzgebung über die Journale.

Aie englischen Bürger haben das Recht, vermöge der

dem Schriftsteller zukommenden persönlichen Freiheit ihre

Gedanken auf eine durch den menschlichen Erfindungs¬

geist verbesserte Weise, mittels beweglicher Buchstaben

und der Presse, auszudrücken.

Sie haben das Recht der Diskussion über die Hand¬

lungen der Regierung, zu welchen sie durch einen Zweig

der öffentlichen Gewalten selbst mitzuwirken berufen sind.

Sie haben das Recht der Petizion, das Recht sich

in politischen Versammlungen zu vereinigen, um Bitten,

Zuschriften und Gegenvorstellungen an die Negierung zu

entwerfen, um dieser den Ausdruck des allgemeinen Wik»

lens, die öffentliche Meinung — das Hauptgetriebe stell»

vertretender Verfassungen — zu erkennen zu geben, um

diese Meinung selbst aufzuklaren und zu verbessern.

Hieraus entspringt auch das Recht, Journale, öf¬

fentliche Blätter, Neuigkeitspapiere, periodische Werke

herauszugeben, und die Gesetzgebung über diese Arten

von Schriften.
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Dieses Recht ist nicht minder heilig, als alle die

andern. Die Journale sind daher in England fr i her¬

ausgegeben worden, ohne Fesseln und Besichranknngen,

seil ihrer Erfindung bis zum I. 1798.

Wahrend des Laufes des 18. Jahrhunderts war zu

zwei verschied»?« Zeiten, unter Lord North's und unier

Pitl's Ministerium, vorgeschlagen worden, die Journale

einer Zensur zu unterwerfen. Aber beidemal wagte das

Kabinet es nicht, diesen Vorschlag dem Parlemente zur

Verhandlung zu übergeben. Er blieb verschlossen in den

Beralhungszimmern und geheimen Ausschüssen des Mi¬

nisteriums. ')

Die von diesen Ausschüssen angestellte Prüfung be¬

traf das Recht, die Dienlich keir und die Aus¬

übungsart der Zensur.

1. Das Recht eine Zensur aufzulegen.

Die Bcfugniß, Journale herauszugeben, war eben

so unangreifbar, als die Vefugniß, sich der Presse zu

bedienen, und geholte mit zu dieser. Indem man die

Herausgabe der Journals als Thatsache zergliederte,

fand man nichts weiter als die an bestimmte Tage oder

Zeile» gebundene Bekanntmachung kleiner, meist anckdo-

tenartiger, Aufsätze, enthaltend Berichte und Erzählun-

') S ein wenig bekanntes Werk unter dem Titel: ^ 5------

ii>Hui.rv 011 llie iincl »«ws » pspei's. TonUon, i8v3. 8,
z».



gen von größerer oder minderer Allgemeinheit, und nütz¬
liche oder angenehme Gedanken, deren Erkennli.iß oder
Mirrheilung das Publikum imeressirtc, die aber auch
wohl zu unbestimmtenTagen oder Zeilen hatte gcichehn
können.

Wenn die Zensur die Anwendung eines Rechtes sein
kennte, oder vielmehr wenn die Einführung derselben rein
Recht verletzte, wo sollte die Ausübung jener Jensur be¬
ginnen? Es wäre offenbar unmöglich, diesen Punkt ge¬
nau zu bestimmen. ")

2. Dienlichkeit (vonvenu neu) einer Zensur.

In Ansehung der Regierung und der össeur ichc»,
durch die Verfassung bestimmten, Gewalten fragt es sich:
Könnten und wollten sie sich auswerfen zu Handhabern
der öffentlichen Meinung, einer furchtbaren Macht, die
im Ntprascnlarivsystemcnoch über ihnen steht, die sie
aufrecht halt und niederwirft?

H Die Sache ist hier ungefähr so behandelt, wie sich die

alten Dialektiker über die Frage stritten: Wann beginnt eine

Zahl oon Körnern ein Hanse zu sein? oder: Wie wenig Haare
muß man haben, um ein Kahlkopf zu Heisien? Das ist aber eine

sophistische Behandlungsart. Der Gesetzgeber handelt nach dem

Angcnmaasie des gesunden Menschenverstandes. Und da wird

er eben so wenig in Verlegenheit sein, zu bestimmen, ob die-

ses oder jenes Ding ein Journal, als ob es ein Hanfe oder

ein Kahlkopf sei. Ileberdieß ist hier auch nicht von Journalen

überhaupt, sondern von solchen die Rede, welche die Begeben

heiten des Tages vor aller Welt besprechen. A. d. !!.
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Dürften die englischen Minister sich wohl schmeicheln,
der Richtung der öffentlichen Memnng sich zu bemei-
stern? Würden sie nicht, statt dieselbe zu befragen und
zu erforschen, sich einen Einfluß anmaaßen, der darauf
abzwcckte, dieselbe zu unterjochen?

Aus den öffentlichen Vorcbcilen entsprossen, ist jene
Meinung immer da, wenn man im Fall ist, sie befra¬
gen zu muffen. Sie laßt sich ebensowohl vernehmen im
Stillschweigenund in der Ruhe der Mäßigung, als wenn
sie in gefahrlichen Ausschweifungendaherbraust. Hat
ein geschickter Minister die Vortheile der Geineine, die
wahren Vortheile jeder Regierung, erwogen, so laßt er
sie gegen einander spielen durch die Verhandlungen der
verschiednenZeitschriften. Man vergleicht diese, zieht
das Ergebniß heraus und uriheilt. Alan findet dann,
daß diese oder jene Handlungen der Regierung ent¬
weder mit der öffentlichen Meinung in Einstimmung
sind oder den von ihr ausgesprochuen Wünschen und
Ansichten widerstreiten. Sind die Wünsche schwan¬
kend oder schimärisch, die Ansichten falsch, so sucht
man jenen ein andres Ziel zu geben und diese zu be¬
richtigen.

Hiezu bedarf man aber einer ziemlich großen Zahl
von Journalen. Die Errichtung einer Jensur würde je¬
doch mehr aus Beschränkung derselbe» hinwi ken; denn
im Grunde würd' es nur Eins unter verschiednen Ge¬
stalten, Titeln und Farbe» geben. Und zugle ch müßte
man wohl überzeugt sein, daß ihre Freiheit keine andern



Schranken hätte, als die der Jutraglichkeit oder der Ver¬
nunft, die darüber urtheilt.

Da übcrdieß die Zeitschriften einen besteuerungsfähi¬
gen Srvff von Bedeutung darbieten und das System der
gesellschaftlichen Einrichtungen in Europa viel Steuern
foderr, so verlangen jene auch in Bezug auf den allge¬
meinen Gewerbflciß und die Staatskasse einen freiem
Spielraum und wollen daher mehr aufgemuntert als an¬
gehalten sein. Die Zensur aber würde deren Zahl ver¬
mindern. 2)

In Ansehung der Gemeine oder des Publikums
fragt sich's: Würde die Zensur Vortheile gewahren und
welche?

Die Zeitschriften überhaupt sind eins der schnellsten
Mittel, eins der gebräuchlichsten und nützlichstenWerk¬
zeuge der allgemeinen Belehrung. Sie empfangen sie
und tauscheu sie um mit großer Geschwindigkeit; sie ver¬
breiten sie mir vollen Hände», wohlfeilen Kaufs, alle
Tage, ja alle Augenblicke, und unter Gestalten, die al¬
len Eigenheiten, allen Altern, allen Verhältnissen zusa¬
gen. Sie bereichern die allgemeine Masse der Weltbevöl-

2) Sonst verbrauchten die englischen Journale für eine Be¬

völkerung von >5 bis 16 Millionen Menschen 200 bis 2Ü0 Tau¬

send Ries Papier von großem Formate, und die Stempelsteuer,

welche sie zablten, war betrachtlich. Diese Steuer wurde ver-

mebrt. Die Journale bezahlen jetzt an Etempelgebüren 9,L5v,ooo

Franken, ohne das Postgeld zu rechnen; aber sie verbrauchen

nur noch iS<> bis >L« Tausend Ries Papier.



- >.H>-?,

1^2

kcrung mit nützlichen oder angenehmen Ideen. Sie bil¬

den ems der mächtigsten Bindemittel der gebildeten Welt;

und wen» man sie durch eine Uebereiiikunfr, die eben so

unmöglich zu entwerfen als zn vollziehen wäre, den

menschlichen Gesellschaften untersagte, so lagt sich nicht

berechnen, welche Umwälzungen dieses von Unwissenheit

und Vorurrheil ans die Wissenschaft gelegte Embargo

nach sich ziehen würde.

In ein m Jahrhundert übcrdieß, wo die Anhäufung

der beweglichen Neichthümcr, und ihre große Beweglich¬

keit, die erstaunliche Leichtigkeit einer schnellen und ver¬

borgnen Versetzung derselben, die Ausdehnung des Ver¬

kehrs und die Maunichfaliigkeit seiner Geschäfte viel¬

fältigere Verhältnisse unter den Einzelen bewirken und

den europäischen Gesellschaften die beständige Verbindlich¬

keit laglicher, sicherer und nngchindcrtcr Mitthcilungen

nn er ihnen selbst und mit den dadurch befruchteten übri¬

gen Welttheilen auslegen — in diesem Austande der Dinge,

sag' ich, gehören freie Zeitschriften zn den Bedürfnisse»

erster Nothwcndigkeit, welche durch nichts in der Welt

ersetzt werden können.

Ein geschätztes Journal, wie das 8t. I-imos oder

das bloriiing eiironiolo, vereinigt nicht nur Anzeigen von

zu verlachenden oder zu vermiethendcn Sachen, gericht¬

liche Anzeigen, Preiskurantcn von StaatSpapieren, Wich¬

sein und Waarcn, SchisfUirtsneuigkeiten, Bekaniilma-

chungen aus Loyd's Kaffeehaus, die tägliche» Verhand¬

lungen beider Häuser des iparlemenS, sondern es bietet

.OMR
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auch alle ander,i Notizen dar, welche das allgemeine und

bt^udre Interesse nur wünschen kann.

Wird die Zensur in Masse verbieten, was sie im

Einzelen doch zulassen muß?

z. Ausnbungsart der Zensur.

Wem soll die Zensur der Journale anvertraut wer¬

den? Den Ministern oder den Parlemcntsrammcrn?

Der Kanzlei oder den Gerichtshöfen? Dem Erzbischvf

von Cantcrbury und dem Diözesanbischof oder ganz neu

errichteten Zensurbehördcn? Ober endlich soll sie allen

diesen Körperschaften und Behörden zugleich zustehen?

Aver die Kanzlei und die gerichtlichen Körper haben

eine eigen! ümliche, besondre und unabhängige Gewalt,

welche durch die Verfassung vorgezeichncr ist. Sie suchen

ohnehin sie zu erweitern; sie suchen die Austheilung der

Gerechtigkeit ihrem persönlichen Ermessen anzupasfeu. Will

mau noch den Gebrauch dieses Ermessens vermehren, ge¬

gen welchen schon alle aufgeklarten Publizisten und Kri¬

minalisten Englands sich erklären?

In einer Gesellschaft, wo die herrschende Religion nur

ein Sechstheil der Bevölkerung zu ihren Gläubigen zahlt

und eme Toleranzakte ihr zur Seite steht, wollte man den

Dienern der Nazionaikirehe die Zensur der Journale an¬

vertrauen? Daraus eins ihrer AnitSgeschaste machen,

wurde das nicht Heisjeu das Zensurgesetz (liceiiLinZ sct)

vom tz. und ig. RrgierungSjahre Karl's II. erneuern,

welches eine Mitursache der Revoluzion war?



Die neue» Behörde» aber, die ma» zu Handhaber»
der Jeusur machen möchte, wurden sie auch unabhängig
sein? Hungen sie nun doch von den verfassungsmäßigen
Autoritäten ab, so wären es ja diese eigentlich, denen
die Jensur annsmäßig zustände.

Endlich, wenn alle diese Körper ober Gewalten die
Jensur zugleich ausüben sollen, würden sie Journale ha¬
ben, die ihnen ganz besonders angehörten? Aber in d e-
sem Falle würden sie entweder einstimmig unter einander
sein, was kaum anzunehmen, oder sie würden in Mei¬
nungen und Grundsätzen über die Zensur sich widerspre¬
chen, was Unordnungen, MelnungSkämpfe mid sehr ge¬
fährliche Autoritälssireiligkeirel!nach sich ziehen und das
Wohl des Staats weit mehr beeinträchtigenkönnte, als
die Unabhängigkeitder Zeitschriften. *)

Bei dem Einflüsse, welchen die Krone in den beiden
Epochen, wo über dielen Gegenstand verhandelt wurde,

") Was der Verfasser hier gegen die Zensur der Zeitschrif¬
ten in Bezug auf England sagt, laßt sich n>»rari- m-ilanäi»
auch in allgemeiner Beziehung dagegen sagen, und verdient wohl
beherzigt zu werden. Auch ist es gar nicht zu bezweifeln, daß
eine aufgeklarte, freisinnige und sich stark suhlende Regierung
durchaus nichts davon zu befürchten hat, wen» sie allen den
Schriften, die hier der Verfasser unter dem Namen der Jour¬
nale begreift, namentlich den politischen Zeitungen, Zen¬
surfreiheit (versteht sich allemal, mit Vorbehalt der Verantwort¬
lichkeit) verleihet. Wir wünschen daher uvchmal, dafi Deutsch¬
land recht viel solche Regierungen haben möge, wie es deren in
der Tbat schon einige hat. Unser obiger Entwurf möchte dann
immerhin eben nichts weiter sein und bleiben als Entwurf.

A. d. U.
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erlangt hatte, war es klar, daß das Parlemcnt die Ueber--

nähme der Zeulur verweigert und sie dem Ministerium

uberlassen haben wurde, obwohl die wahren Freunde des

Vaterlandes und der englischen Verfassung deswegen leb¬

hafte Besorgnisse harren hegen müssen. So verwegen

auch Lord Norrh's Ministerium war, so hatt' es doch

nicht die Kühnheit, die Annahme der Zensur der Zeit¬

schriften vorzuschlagen. Pitt hatte beim Ausbruche der

französischen Revoluzion eine ungeheure Popularität so¬

wohl iu beiden Häusern des Parlemenlö als im Volke;

er hatte eben große Handlungen der Autorität gcthan und

wagic es doch nicht unter so kitzlichen Umstanden seine

Popularität oder keine Macht ausS Spiel zu setzen. Er

ließ also bloß durch den Staatsanwalt John Scott (jetzt

Lord Eldou, Großkanzlcr von England) das Gesetz vor¬

schlagen, welches die Herausgeber von Zeitschriften ver-

schiednen Förmlichkeiten unterwirft, die in der Tbat nur

geeignet sind, sie auf kürzerem Wege verantwortlich zu

machen wegen des Schadens, den Journale und andre

öffentliche Blätter als politische oder Privatlibellc verur¬

sachen können.

Seit dem I. 1797 klagte Pitt, nicht mehr achtend

die Rechte d r Minderheit, dieselbe sowohl im brirrischen

Senate als in den Ministerialen Zeitschriften an, daß sie

in Grundsätzen und Absichten mit den französischen Re¬

publikanern gemeine Sache mache, jakobinisch gesinnt sei

und das Wohl des Landes verrache; und sie verstummte

darob, und For verließ die Oppostzionsbank, um eine

Reise auf dem Festlands zu mache» — Flecken, welche

K
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dem Andenken dieser beiden großen Staatsmänner auf

gleiche Weile nachtheilig sind. Als obiges Gesetz von

beide» Häusern angenvnimen wurde, waren im Hause

der Gemeinen von 558 Mitgliedern nur 5z zugegen, und

das Gesetz ging durch mir einer Mehrbeit von gg, Stim¬

men gegen y; von wenigstens 250 PärS saßen nur 14

im Oberhausc, und der Beschluß der Gemeinen wurde

nur von 8 Pars angenommen.

Der Zweck des Gesetzes war, wie gesagt, die Ver¬

antwortlichkeit der Herausgeber von Zeiischnften zu ver¬

stärken oder sie vollständiger und gewisser zu machen.

Mau hätte dieß durch Kauzioncn erreichen können; aber

mau wollte lieber in gewissen Fallen die Gesangnißstrafe

aus eine größere Menge von verantworiljchcn Personen

anwenden können. Das Gesetz verbot auch geheime Ab¬

drücke ungestempelter Journale durch fiskalische Anord¬

nungen und die Enirückung von Arcikcln gegen die Re¬

gierung, so wie von Aus ügen aus fremden Jeirungen.

Das Gesetz zog de» Vortheil der Angeber ins Spiel und

versicherte so seine Vollziehung durch Ueberlassung der

Hälfte von den aufgelegten Geldbußen.

Es ist dieß das Gesetz vom z8 Regierungsjahre

Georg's lll- oder vom 28. Inn 17Y8, welches sich nach

einer sehr kurzen Einleitung so ausdrückt:

Art. l. Niemand kann nach Verlauf von vierzig

Tagen, gerechnet vom Datum dieses Gesetzes, drucken

oder herausgeben, oder lassen drucken oder herausgeben,

irgend ein NemgkeitSpapicr (Zeitung) ober andres Werk,



welches Neuigkeiten oder öffentliche Notizen enthalt/ obne
vorder auf einfachem (ungestempeltem) Papiere eine Er»
klarung, deren Form sogleich naher angezeigt ist, bei ven
Kommissarien der Stempelsteuer abgegeben zu haben,
worin die Gegenstande solcher Blatter bestimmt sind.

2. Die Erklärung soll enthalten die Namen und
Wohnungen dcS Druckers, des RedaktörS, und der an¬
dern Eigenthumer. wenn deren nicht mehr als zwei sind,
und wenn mehr, bloß zweier von ihnen; ferner den An-
theil, den sie an der Unter nehmung des Journals haben,
und dte Beschreibung der Druckerei und der Form des
Journals.

3. Wenn mehr als zwei Eigenthumer, unabhängig
vom Drucker oder Nedaktör, und wenn ihre Anrheile un¬
gleich sind, so soll die Erklärung die Namen der beiden
Eigenthumer enthalten, deren Anlheile die stärksten sind.

4. Die Erklärung soll erneuert werden bei jeder
Veränderung der Wohnung und des Namens des Druk-
kers, des Redaktors, und der erklärten Eigenthumer, so
wie ans zede Anffodernng der Stempelkommissare.

5. Die Erklärungen sollen schriftlich und unter eid¬
licher Bestärkung, von Quakern aber mir bloßer Versiche¬
rung der Wahrheit, vor den Stempelkommissaren ge¬
macht werden.

') Es ist merkwürdig, daß hier die Quaker gesetzlich für
ehrlichere Leute anerkannt werden. als die Mitglieder der an¬
glikanischen oder andrer Kirchen. Sonst hatte man sich der die¬
len wohl auch mit der bloßen Versicherungbegnügt. A> d. >!.



6. Die Erklärungen können nur dnrch die oben

angezeigten vier Personen gemacht werden. Sie sind aber

gehalten, innerhalb der ersten sieben Tage von der ge¬

schehenen Erklärung an, bei Strafe einer Geldbuße von

50 Pf St., den andern Miieigenihnmcrn davon Kennt¬

lich zu geben.

7. Jeder Drucker, Nedaklör, Austheilcr oder Ver¬

kaufer von Nenigkcitspapieren, der selbige herausgibt,

auStheilt oder verkauft, ohne daß vorher jene Erklärung

gemacht worden, soll ic)O Pf. St. Strafe zahlen.

8. Wer eine falsche oder nicht nach obiger Form ein¬

gerichtete Erklärung macht, zahlt 100 Pf. St. Strafe.

9. Diese Erklärungen gelten als Beweismittel vor

Gericht gegen die, so sie gemacht haben, bis zum aner¬

kannten Beweise des Gegentheils, woferne sie nicht vor¬

her erklärt haben, daß sie bei der Unternehmung dieses

Journals nicht mehr gebraucht werden oder keinen wei¬

ter» Amheil daran haben.

10. Die Namen und Wohnungen des Druckers und

des Redaktors werden auf jedes Blatt gedruckt, bei

Strafe einer Geldbuße von ic?o Pf. St.; und bis zum

anerkannte!! Beweise des Gegentheils werden jene alö solche

betrachtet und sind in dieser Eigenschaft verantwortlich.

lt. Im Fall einer gesetzlichen Verfolgung wird der

Beweis, daß das in Anspruch geuommeue Blatt publi¬

zier sei, nicht gefodcrt, indem die im 1. und 2. Ar¬

tikel vorgeschriebne Förmlichkeit diesen Beweis unnörhig

macht.

12. Alle Vorladungen, in der Druckerei oder in
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den Wohnungen des Druckeos und des Redaktors gemacht,
sind gut und gültig für alle Theilnehmer.

iz. Der Scempelsatz für die Erklärungen ist auf
einen Schilling bestimmt.

Die Stempclkommissare können von obigen
Erklärungen Abschriften fertigen lassen, die, von ihnen
beglaubigt, vor Gericht gleiche Gültigkeit haben.

15. Jede von den Stcmpelkommissarennicht beanfs
tragte Person, die eine freche beglaubigte Abschrift aus¬
fertigen mürde, soll ioo Pf. St. Strafe zahlen.

ib. Ebendieselbe Geldstrafe erleidet jeder Agent der
Steinpclkommissare, der fälschlich bezeugen würde, daß
der zur Unterstützungder Erklärung ersoderliche Eid ge¬
leistet worden, oder daß eine falsche Abschrift von der
Erklärung richtig sei.

17. Vom 1. Jul 1798 an wird von jedem Blatte
oder Neuigkeitspapiere innerhalb der ersten sechs Tage
seiner Bekanntmachung ein vom Drucker oder Redaktor
unterzeichneter Abdruck den Stcnipclkomnussarenoder ihren
Agenten überliefert, bei Strafe einer Geldbuße von 20a
Pf. St. Dieser Abdruck wird in deren Archiven aufbe¬
wahrt und hat während der ersten zwei Jahre gerichtliche
Gültigkeit.

18. Jedes ungestempelte Ercmplar eines öffentli¬
chen Blattes oder Neuigkeuspapicres wird den Drucker
einer Geldbuße von 20. Pf. Sr. für jedes einzele Erem-
plar unterwerfen.

ich Jede Person, die ein ungestempeltesEremplar
eines öffentlichen Blattes oder Nenigkeitöpapieresempfängt
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»ud behalt, unterliegt ebenfalls einer Geldbuße von 20
Pf. St. für jedes empfangene und behaltene Eremplar.

20. Jeve Person, die ei» ungestempeltesöffentli¬
ches Blatt oder Neuigkeitspapicr außer England befö-
derl oder befödern laßt, unterliegt einer Geldbuße von
Ivo Pf. St.

21. Eine Geldbuße von 500 Pf. Sr> erleiden die,
welche dergleichen ungestempelte Eremplare nach Frank¬
reich, Spanien und andern im Kriege mit England be¬
griffenen Landern befödern.

22 In den Fallen, wo eine Person einem Frie¬
densrichter eidlich erklärte, daß eine andre Pe>son die Ab¬
sicht habe, in irgend ein mit Großbritannien im Kriege
begriffenes Land dergleichen ungestempelte Blätter zu be¬
födern, und wo zener Friedensrichter es raihsam fände,
die angegebne Person vorzuladen und zu befragen, diese
aber weder erscheinen noch Red' und Antwort geben wollte,
soll diese Weigerung mit einer Geldbuße von 50 Pf. St be¬
straft und die Bezahlung derselben mit Gefangniß erzwun¬
gen werden können, das aber nicht über drei Monate dauern
darf. Die weggenommenen Blätter werden konfiszirt.

2Z. Im Fall einer von den Eigenthümern öffentli¬
cher in Großbritannien gedruckter Blätter außer briiti,
schein Gebiete wohnte, soll sein Name und Aufenthalt
in der Erklärung genau bezeichnet werden. *)

-) Dieser Artikel gehört offenbar zu de» beiden ersten, in¬

dem er hier wie verloren steht, lieberhaupt ist das Gesetz auch

in logischer Hinsicht nicht gut redigirt. A. d. U.



24. Da die Nachrichten oder andre Aufsätze solcher

Blatter, welche darauf abzwecke», Haß und Verachtung

gegen die Persot, Sr. Majestät oder gegen die Berfas?

sung und Regierung des briliischcn Reiches zu erwecken,

in diesen Blattern oft so bekannt gemacht werden, als

waren sie aus fremden entlehnt, so sollen deren Drucker,

Redaktöre und Eigenthümer in einem solchen Falle

nnt Gefänglich, das nicht unter sechs Monate noch

über ein Jahr dauern kann, bestraft werden, ungerech¬

net jede andre Strafe, zu welcher sie für ihr hoch ver¬

brecherisches Verhalten inisrleme-rnor) verurtheilt

werden mochten, wobei ihnen in dem Prozesse noch der

Beweis zur Last fallt, daß der von ihnen entlehnte Arti¬

kel buchstäblich der nämliche sei, der sich in dem aus¬

wärtigen Blatte fand.

2Z- Im Falle sie diesen Beweis nicht führen konnten,

sind sie wegen Bekanntmachung eines solchen Artikels

einer Libellklage unterworfen, eben so als wenn derselbe

von ihnen selbst wäre abgefaßt worden.

26. Vierzig Tage a llmo dieses Gesetzes kann Nie¬

mand gestempeltes Papier für die öffentlichen Blätter und

Ncuigkeitspapiere verkaufen, wenn er nicht zu diesem Be¬

Hufe von den Stempelkommissarcn beauftragt worden.

,Dic>er Auftrag wird nur unter einer guten und hinrei¬

chenden Gewährleistung (camion) ertheilt werden, wo¬

durch jich Jemand verbindlich macht, alle sechs Wochen

dem Stempeiamtc Rechnung über die ausgcgebncn Slcm-

pelblaitcr abznlegen. Jede nicht beauftragte Person, die



vergleichen verkaufte, erleidet eine Geldbuße von .los
Pf. St. *)

27. Wer öffentliche Blätter auf ungestempeltesPa¬
pier gedruckt hat, ist außer den oben bestimmten Stra¬
fen auch verpflichtet, als Schuldner des Stempclamts
die Gebüren zu cnrnchten, um welche er dasselbe betro¬
gen hat.

28. In jedem Prozesse wegen Uebertretung des ge¬
genwärtigen G-setzes sind die Drucker, Redaktöre oder
Eigenthümer der öffentlichen Blätter und Neuigkeitspa¬
piere gehalten, ihre Register auf die erste Ausfoderung
vorzulegen; dieselben können aber gegen sie vor Gericht
nur in Bezug auf die einzige Thal zeugen, weshalb de¬
ren Vorlegung verlangt worden.

2y. Alle Geldbußen und Strafen, nebst den Kon-
fiskazivncn, welche durch das gegenwärtige Gefetz aus¬
gesprochen sind, können erhoben und vollzogen werden
kraft Befehls der Gerichtshöfe dieses Reichs, wenn sie
über 20. Pf. Sr. betragen, durch die Friedensrichter der
Grafschafren, wenn sie unter dieser Summe sind, und
zwar mittels Verkaufs des Eigenthums der Uebertreter,
oder, im EutstehungSsalle, mittels Ergreifung und Ein¬
sperrung ihrer Personen, welche Einsperrung den Zeit¬
raum von drei Monaten nicht übersteigen kann. Die
Hälfte der Geldbußen und anderen Strafen ist den An-

") Diese Bestimmung gehörte eigentlich gar nicht in das

gegenwärtige Gesetz, sondern in ein besondres Stcmpelgcsetz.

Dies? gilt auch vom folgenden Artikel. A. d. U.
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geber II bewilligt, die andre Hälfte fällt Sr. Maje¬
stät zu.

zo. zi. und Z2. Diese Artikel betreffen die bloße -
Form. 2)

Im Hause der Gemeinen gab es wenig Debatten
über dieses Gesetz. Bei der ersten Vorlesung des Ent¬
wurfes widersprach Hr. Ieclill, weil daS Gesetz darauf
hinsirebte, die Zahl der Herausgeber von Zeilschriften zu
beschränken und sie in einer mindern Klasse von kleinen
Elgemyümern zu konzentriren. Bei der dritten Vorlesung
betrachtete Sir Francis Burdett (gegenwärtiges Mitglied
der Gemeinen für Westminstcr) das Gesetz als willkürlich
und quälerisch, und als eine» Versuch, die Zwingherr,
schafr einer verdorbnen und verderbendenRegierung zu
befestigen.

Z) Wir haben hier bloß den wesentlichenInhalt der Artikel
dieses Gesches gegeben, welches sechs Seiten im größten Quart¬
formate, sehr fein gedruckt, enthalt, nämlich von S, 855 —861.
V. >7. des Sr->tute -booli ar large oder der Sammlung der Ge¬
setze des Parlementö von Großbritannien.

4) Hier ist der Schluß seiner Rede: „Eine starke und ge-
schliche Regierung bat nichts zu fürchten und alles zu hoffen

„von der Freiheit der Presse. Aber der Despotismus liebt die
„Dunkelheit und das Gebeimniß. Er fürchtet das forschende
„Auge der Wahrheit; und wen» ein Fürst, geneigt zur Will-
„kür, unterstützt durch ein bestechendes Ministerium, und sich
„stützend auf ein bestochenes Parlement, die Mittel zur Errich-
„ tung und Erhaltung einer dreifachen Tvrannei zu suchen hätte,
„so könnten ihm keine kräftiger» empfohlen werden, als das

vorgeschlagnc Gesetz. Der große Mann, mit welchem der Mi-
„nistcr" (William Pitt) „einen sonderbaren Gegensatz zu bik-

L



Keiner von den Redner» der Opposizion hob beson¬

ders die plackerischcn und fiskalischen Anordnungen der

Anikel 21. und 22. hervor. Das Gesetz wurde ange¬

nommen. Man hat es in der Erfahrung als gut und

nützlich befunden. Wenn die Journale mehr unter die

Gewalt der Regierung gekommen, so ist weder die Nicht¬

vollziehung jenes Gesetzes »och dessen Misbrauch daran

Schuld. Man kann nur den ausgedehntern Gebrauch der

Informationen ex olllcio gegen das politische Libell und

die Rekurse an den Kanzlcihof oder die Kassazion der

Gcrichrsurlheile deöhalb anklagen.

Mlt Hülfe der Jnformazionen ex o/licio in den

ziemlich häufigen Fallen der politischen Libelle gegen den

Staar und die Verfassung und selbst gegen die beiden

Kammern des Parlements, sind die Herausgeber der Mi¬

nisterialen Journale durch den Staatsanwalt nicht ver¬

folgt worden; oder vielmehr wenn dieser genothigt war,

dem dringenden Verlange» einer Untersuchung von AmtS

„den verdammt scheint, sein Vater" (der Graf vvn Cbatham)
„nahm sich ganz anders. Als einige Svkophanten seiner Zeit
»ihm zusetzten zu erlauben, daß eine Maaßregel dieser Art dem
.. Parlemente vorgeschlagen würde, und als man in seiner Ge¬
genwart auf die Nothwendigkeit drang, die gegen ihn gerich-

teten Verleumdungen zurückzutreiben, so erinnerte er mit je-
..ner Seelengröße, die seinem Charakter so tief eingeprägt war:
..»Nein, die Presse ist, wie die Luft, eine privilegirte Buhle-
,,„rin (oliaetsreä libertinv), Die ministeriale Verderbniß en-
,.„dct immer nnt dem Umstürze aller freien Verfassung und
..»mit der Einführung einer militärischen Regierung."" —-
„Das waren die Besorgnisse und Ahnungen jenes großen Man-

nes." — Burdett ward damal nicht in Anspruch genommen.



,S5

wegen nachzugeben, so wachte er sie schlecht oder ver¬

nachlässigte sie, oder gab auch oft die gerichtliche Ver¬

folgung gänzlich auf. Lord Holland beklagte siel? auch

darüber in seinem Autrage vom 4. Marz tZtl im Ober-

Hause.

Eben so, wenn die Herausgeber ministerialer Zeit¬

schriften von Privatpersonen, die von ihnen verleumdet

worden, mittels des Jndiktements oder der Sckadenklage

gerichtlich belangt und von den Schwurgerichten und an¬

dern Gerichtshöfen verurtheilt worden waren, so sind ih¬

nen bei verschicdnen Gelegenheiten, in Fällen einer nicht

ganz offenbaren Ungerechtigkeit, die Rekurse an den Kanz-

leihof zu ihrem großen Vortheile bewilligt worden.

Beschluß.

Wir haben einfach, genau und unparteiisch die eng¬

lische Gesetzgebung und Rechtslehre in Bezug auf politi¬

sche und Privatlibelle, die Presse und die Journale zer¬

gliedert und dargestellt.

Man hat gesehn, daß diese Jurisprudenz Misbrau-

che darbot, welche die Macht mit einer großen Autorität

bewaffneten, in welche Hände sie auch der Wechsel der

politischen Begebenheiten niedergelegt habe» mochte, und

daß diese Autorität in vielen Fällen ganz und gar auf

dem Ermessen der ober« Nichter und des Lordkanzlers von

England beruhte. Die Einrichtung der verschicdnen Arten

von Schwurgerichten, die Festigkeit und Scharfsicht der

L 2
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Geschwvrnen, ihre Vaterlands- mid Freiheitsliebe, und
ihre Anhänglichkeit an den heiligen Rechten der Mensch¬
heit beschützen ohne Zweifel oft den unterdrückten Schwa¬
chen gegen den mächtigen Unterdrücker. Aber die Riegel,
welche sie den Bedrückungenvon Seiten der Macht vor¬
schieben, bestehen vielmehr in einer negativen Kraft,
welche die Ungerechtigkeit und Unterdrückung zurückweist,
als in der positiven Gewährung einer durchgangig schüz-
zenden Gerechtigkeit.

Die Abhülfe jener Fehler laßt sich theils von der
ursprünglichen Vortreflichkeir der englischenVerfassung,
welche Mittel genug zur Verbesserung in sich schließt,
theils daher erwarten, daß man jetzt in England das
Bedürsniß eines allgemeine» Gesetzbuches in Bezug auf
das bürgerliche, peinliche und Handelsrecht und das ge¬
richtliche Verfahren überhaupt sehr lebnaft fühlt.

Lord Grenville im I. iZoy und Lord Sranhopte im
I. iZrü haben Sammlungen einiger besonder» Gesetze
verlangt, um endlich zu einem Köder aller eristirenden
Gesetze zu gelangen und sich zu überzeugen, wie sie
einander widersprechen oder in Abgang gekommen seien.
Lord Stanhopc hat bewiesen, daß es zwei Statuten
Georg's II. gebe, die nicht in das Statntenbnch einge¬
rückt worden. Endlich haben die beiden Kammern des

ü) Man muß bemerken, daß jene Misbränche nicht blos der
Jurisprudenz in Ansehung des Libells, der Presse und der Jour¬
nale eigen sind, sondern sich beinahe in allen Tbcilen der Ge¬
setzgebung finden.
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Parlements am 16. In» lyiö den gemeinschaftlichen Be¬

schluß gefaßt, daß ein voraus juris gewacht werden

sollte, worin die Gesetze nach Ordnung der Materien zu¬

sammengestellt würden.

Man darf glauben, daß ein so weitläufiges Werk,

indem es die Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung

auf eine Sammlung zieht, die neben Gesetzen von der

höchsten Weisheit, barbarische (wie die, welche Todes¬

strafe auf den Schleichhandel setzen), schwankende, la¬

cherliche, kleinliche, knauserige Gesetze ausfuhren muß,

eine Reform der Gesetzgebung und ein allgemeines Rechts¬

buch herbeiführen werde. Aber das Gure macht sich so

langsam, die Misbrauche verknüpfen so viele Interessen,

daß die Bekanntmachung eines solchen RechtSbucheS nicht

eher geschehen wird, als bis Grenville und Stanhope

nicht mehr sein werden. 6) Das dankbare England wird

nichtsdestoweniger ihre Namen für diese einzige nnd aus¬

gezeichnete Wohlthat der Nachwelt überliefern.

ö) Lord Stanhope ist bereits gestorben. fEs sitzt jetzt ein

Graf Stanhope im Obcrhansc, wahrscheinlich ein Sohn oder
Verwandter von jenem. A. d. U.)
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